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Friedensfähig werden,  
nicht kriegstüchtig 
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Liebe Leserin,
lieber Leser,
alle Zeichen deut-
scher Regierungs-
politik stehen auf 
Krieg. 

Beginnend mit der „Zeitenwen-
de“-Rede von SPD-Bundeskanzler 
Scholz vom 27. Februar 2022 vor dem 
Bundestag, in deren Folge ein giganti-
sches Aufrüstungsprogramm von 100 
Milliarden Euro beschlossen wurde, 
das beschönigend als „Sondervermö-
gen“ bezeichnet wurde, erleben wir 
eine zunehmende Militarisierung der 
Politik, des Denkens, der öffentlichen 
Diskussion. Der SPD-Minister Pis-
torius hat sich dabei vor Kurzem als 
Kriegs(vorbereitungs)minister geoutet 
indem er sagte: „Wir müssen kriegs-
tüchtig werden, wir müssen wehrhaft 
sein und die Bundeswehr und die Ge-
sellschaft dafür aufstellen.“

Olaf Scholz sagte bei der Münch-
ner Sicherheitskonferenz Mitte Febru-
ar: „Ohne Sicherheit ist alles andere 
nichts.“ Welcher Kontrast und welche 
Umorientierung im Denken und Han-
deln, wenn man sich in Erinnerung 
ruft, was ein anderer Sozialdemokrat, 
der vormalige Bundeskanzler Willy 
Brandt und 1971 mit dem Friedens-
nobelpreis für seine Entspannungspo-
litik geehrt, 1981 formuliert hat:  „Der 
Frieden ist nicht alles, aber alles ist 
ohne den Frieden nichts.“

Erinnern kann und muss man dar-
an, was Dietrich Bonhoeffer, der kurz 
vor dem Ende der Nazi-Herrschaft 
im KZ ermordete Widerstandskämp-
fer, zum Verhältnis von Sicherheit und 
Frieden bereits 1934 gesagt hat: „Es 
gibt keinen Weg zum Frieden auf dem 
Weg der Sicherheit. Denn Friede muß 
gewagt werden, ist das eine große 
Wagnis, und läßt sich nie und nimmer 
sichern. Friede ist das Gegenteil von 
Sicherung.“

Und erinnert werden darf und soll 
auch an den ersten sozialdemokra-
tischen Bundespräsidenten Gustav 
Heinemann, der bei seiner Antrittrede 
1969 sagte: „Frieden ist der Ernstfall.“www.zivilcourage.dfg-vk.de
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Editorial

Natürlich ist es frustrierend und er-
schütternd, erleben zu müssen, dass 
teilweise jahrzehntelanges Engage-
ment von vielen in der Friedensbewe-
gung und gerade auch in der DFG-VK 
für Pazifismus und zivile Konfliktlö-
sung diffamiert wird. 

Noch ist es aber nicht zu spät. Wir 
wissen: Krieg ist ein Verbrechen an 
der Menschheit. Sich an diesem Un-
recht nicht zu beteiligen und gemein-
sam an der Beseitigung seiner Ursa-
chen zu arbeiten, ist die richtige Kon-
sequenz. Und wir sind nicht allein, 
denn es gibt vernünftige Stimmen – 
nicht nur unter denen, von denen wir 
das ohnehin erwartet haben. Viele 
hohe (Ex-)Militärs warnen davor, den 
Weg der Ampelregierung von Aufrüs-
tung und Kriegsdenken so weiter zu 
beschreiten; z.B. der ehemals höchs-
te Bundeswehrsoldat, der Ex-Gene-
ralinspekteur Harald Kujat, wahrlich 
kein Pazifist. Oder der Vorsitzende der 
SPD-Bundestagsfraktion, Rolf Mütze-
nich, der Mitte März im Parlament vor-
sichtig anregte, über ein Ende des Uk-
rainekriegs nachzudenken; auch kein 
Pazifist. Oder der Papst, der den „Mut 
zur weißen Fahne“ nahelegte...

Was also ist zu tun? 
Bertolt Brecht hat es uns in seinem 

1952 geschriebenen Gedicht „Das 
Gedächtnis der Menschheit“ aufge-
tragen: 

„Lasst uns das tausendmal Ge-
sagte immer wieder sagen, damit es 
nicht einmal zu wenig gesagt wurde! 
Lasst uns die Warnungen erneuern, 
und wenn sie schon wie Asche in un-
serem Mund sind! Denn der Mensch-
heit drohen Kriege, gegen welche die 
vergangenen wie armselige Versuche 
sind, und sie werden kommen ohne 
jeden Zweifel, wenn denen, die sie in 
aller Öffentlichkeit vorbereiten, nicht 
die Hände zerschlagen werden.“

Die Antwort auf Kriegstüchtigkeit 
ist „Wehrkraftzersetzung“!



3Nr. 1 | 2024 ZivilCourage

Meinung

Friedensstrukturen stärken! 
Michael Schulze von Glaßer,  
politischer Geschäftsführer der DFG-VK
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Anfang März fand 
online unser erstes 
Bundesausschuss-
treffen 2024 statt. 
Davor war ich et-
was nervös: Gerade 

hatte es auf den E-Mail-Listen erbit-
terte Diskussionen über unseren Um-
gang mit dem Krieg im Nahen Osten – 
dem Hamas-Massaker und dem noch 
immer laufenden Militäreinsatz Isra-
els im Gazastreifen – gegeben. Man-
ches dabei war unter der Gürtellinie. 
Umso überraschter war ich bei dem 
Meeting: Insgesamt über drei Stunden 
wurde kontrovers, aber sehr sachlich 
diskutiert. Und viele Beteiligte merk-
ten, dass ihre Positionen vielleicht gar 
nicht so weit auseinander lagen. In 
den nächsten Wochen soll die Diskus-
sion weitergehen.

Gestritten haben wir auch über Po-
sitionen zum Ukraine-Krieg – im Bünd-
nis. Zu Aktionen um den 24. Februar in 
Berlin, Frankfurt, Hamburg, Köln und 
Stuttgart kamen rund 2 000 Menschen 
– keine Massen, aber durch die zahl-
reichen Medienberichte konnten wir 
viele erreichen. 

Die Mitarbeiter*innen des DFG-VK-
Bundesverbands waren auch hier tä-
tig. Etwa Yannick Kiesel, der im De-
zember als Referent für Friedenspoli-
tik die Nachfolge von Kathi Müller an-
getreten hat. Mit ihm haben wir einen 
sehr engagierten Mitarbeiter gewon-
nen. Und da er schon bei den „Na-
turfreunden Deutschlands“ gearbei-
tet hat und dort auch im Bundesvor-
stand sitzt, hat er viel Erfahrung in der 
Verbandsarbeit und der Organisation 
von Aktionen. So hat er unter dem Ti-
tel „Frieden in Bewegung“ gleich zwei 
Friedenswanderungen quer durch die 
Republik organisiert. Willkommen im 
Team, Yannick! Ihr erreicht ihn unter 
kiesel@dfg-vk.de

Ebenfalls fest dabei ist jetzt Franz 
Grundschöttel. Er ist der neue Fahrer 
unseres Aktionsfahrzeugs (auch Frie-
dens-Transit genannt) und war im De-
zember schon auf großer Tour: Ge-
meinsam mit einem (weiteren) Mitglied 
der DFG-VK Bayern wurden in sieben 
Tagen die Städte Münster, Herford, 
Bremen, Lübeck, Schwerin, Rostock 
und Halle für Aktionen zum Schutz 
und Asyl für Kriegsdienstverweige-
rer*innen und Deserteur*innen aus 
Russland, Belarus und der Ukraine 
angesteuert. Das Wetter war der Jah-
reszeit entsprechend schlecht – doch 
die nächste Tour ist schon in Planung. 
Einen kurzen Bericht von Bernhard 
Kusche gibt es in diesem Heft. Wenn 
ihr mal Unterstützung durch Franz 
und das Fahrzeug mit seiner schicken 
„Frieden schaffen ohne Waffen“-Fo-
lierung haben wollt, meldet euch bei 
fgr@dfg-vk.de 

In diesen für uns extrem schweren 
Zeiten von Kriegen und Aufrüstung ist 
der Erhalt und möglichst noch weite-
re Aufbau nachhaltiger Friedensstruk-
turen enorm wichtig. Wir legen alles 
darauf aus, die Basisgruppen zu stär-
ken. Der Wille, für Frieden zu kämp-
fen, ist vielerorts groß: Das Aktionsni-
veau ist so hoch wie vor der Pandemie 
– wenn nicht höher. Zu „traditionellen“ 
Protestterminen wie dem gegen die 
Münchner Sicherheitskonferenz oder 
den Ostermärschen sind neue wie der 
Jahrestag des Ukraine-Krieges hin-
zugekommen. Von den Kriegen über 
Aufrüstung der Bundeswehr, Manö-
ver, Atomwaffen, Killerroboter, Waffe-
nexporte, Zusammenarbeit Kirche – 
Militär bis zu Plänen, die Wehrpflicht 
zu reaktivieren, gibt es (leider) viel für 
uns zu tun. 

Lassen wir uns nicht unterkriegen, 
denn ohne Frieden ist – wie mal je-
mand Berühmtes sagte – alles nichts!
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DFG-VK-Bundeskongress, 4.-6.10., Halle (Saale)
Kriegsdienstverweigerung ist Menschenrecht. Weltweit! 
Von Michael Schulze von Glaßer

Eigentlich wollten wir unseren 
Bundeskongress 2021 in Hal-
le an der Saale durchführen. 
Dann kam die Corona-Pan-

demie – und damit alles anders. Die 
weitvorangeschrittenen Planungen 

mussten wir abbrechen, stattdessen 
gab es im Mai 2022 – als sich die Pan-
demielage verbessert hatte – unseren 
Bundeskongress in Duisburg. 

Nun der zweite Versuch: Der 24. 
DFG-VK-Bundeskongress wird vom  

4. bis 6. Oktober 2024 in der Jugend-
herberge in Halle (Saale) stattfinden! 
Wir freuen uns auf den BuKo und auch 
auf die Unterstützung unserer Regio-
nalgruppe Sachsen-Anhalt, die sich 
im letzten Jahr gegründet hat. Die den 
Bundeskongress vorbereitende Ar-
beitsgruppe hat bereits eine Tages-
ordnung erarbeitet, und der Bundes-
ausschuss daran noch ein paar Ände-
rungen gemacht – euch erwartet ein 
spannendes Programm mit Schwer-
punkt auf dem Kernthema unserer 
Organisation: Kriegsdienstverweige-
rung!

Delegierte
Bitte wählt in euren Gliederungen 
rechtzeitig Delegierte für den Bundes-
kongress. In unserer Satzung (www.
dfg-vk.de/satzung-der-dfg-vk) heißt 
es dazu in § 10:

„Stimmberechtigt sind die von den 
Orts- bzw. Basisgruppen und Landes-
verbänden bestimmten Delegierten 
und die Mitglieder des Bundesspre-
cherInnenkreises. Jede Orts- bzw. Ba-
sisgruppe und jeder Landesverband 
hat einen Delegierten und zusätzlich 
pro angefangene 25 Mitglieder je ei-
nen weiteren Delegierten. Bei Landes-
verbänden werden nur die Einzelmit-
glieder ohne Gruppenzugehörigkeit in 
die Ermittlung der Delegiertenzahl ein-
bezogen. Jeder Stimmberechtigte hat 
eine Stimme. Das Stimmrecht muss 
persönlich ausgeübt werden, es ist 
nicht übertragbar. Stimmberechtigte 
Delegierte können nur Mitglieder der 
DFG-VK sein.“

Und auch wenn es noch einige Mo-
nate bis zum Bundeskongress dau-
ert, könnt ihr euch schon jetzt um 
eine Unterbringung kümmern – denn 
der Kongress wird zwar zentral vom 
DFG-VK-Bundesverband organisiert 

Freitag, 4. Oktober 
ab 15 Uhr Kundgebung am Meeting-
point „Steintor“; 
bis 18.00 Uhr Anreise 
18-19 Uhr Abendessen
19-20 Uhr Begrüßung und Forma-
lia (Wahl der ProtokollantInnen, Be-
schluss über die Geschäftsordnung, 
Wahl der Mandatsprüfungskommis-
sion, Wahl der Antragskommission, 
Beschluss über die Tagesordnung, 
Wahl der Wahlkommission, Bericht 
der Mandatsprüfungskommission, 
Wahl der Redaktionsgruppe der Ab-
schlussresolution)
20-21.30 Uhr Verleihung des Lud-
wig-Baumann-Preises des Carl- 
von-Ossietzky-Solidaritätsfonds der 
DFG-VK (inkl. Rückblick auf die Per-
son Ludwig Baumann)
ab 21.30 Uhr Gemütliches Beisam-
mensein

Samstag, 5. Oktober
9.-10.30 Uhr Rechenschaftsberichte, 
Diskussion, Entlastungen (BSK, Poli-
tischer Geschäftsführer, Bundeskas-
sierer, Kassenrevisoren, verantwortli-
cher Redakteur der ZivilCourage)
10.30-10.45 Uhr Pause
10.45-12.00 Uhr Hauptreden (je 15 
Minuten)
• Rudi Friedrich/Marah Frech 
(Connection e.V.): Aktueller Stand der 
Politik/Rechtsprechung in Deutsch-
land und der EU
• Artyom Klyga (Движение 
сознательных отказчиков, Bewe-

gung der Kriegsdienstverweigerer, 
Russland)
• tba (Український Рух Пацифістів, 
Ukrainische Pazifistische Bewegung)
• tba (Nash Dom, Unser Haus, Bela-
rus)
12-14 Uhr Mittagessen
13-14 Uhr Aktion/Stadtspaziergang 
zum Anschlag vom 9.10.2019 
14-15.30 Uhr Arbeitsgruppen zum 
Thema des Kongresses sowie zu 
weiteren Themen mit u.a. den Haupt-
redner*innen (es findet keine Auswer-
tung im Plenum statt);
15.30-16 Uhr Pause
16-17 Uhr Leitantrag (eingereicht vom 
Bundesausschuss)
17-18 Uhr Beratung des Antrags Po-
sitionspapier „Für eine Politik der 
Abrüstung und Entmilitarisierung“; 
18-19 Uhr Abendessen
19-20 Uhr Antragsberatung
ab 20.00 Uhr Kulturprogramm/ge-
mütliches Beisammensein/50 Jahre 
Zusammenschluss DFG-IdK und VK

Sonntag, 6. Oktober
9-12 Uhr Wahlen (Bundessprecher*in-
nenkreis, Politische Geschäftsfüh-
rung, verantwortliche*r Redakteur*in 
der ZivilCourage, Kassenrevisoren, 
Vertreter*innen der DFG-VK in Orga-
nisationen und Bündnissen etc.)
12-12.15 Uhr Pause 
12.15-15 Uhr Antragsberatung (da-
zwischen: Verkündung der Wahler-
gebnisse)
15 Uhr Ende des Bundeskongresses

Tagesordnung für den DFG-VK-Bundeskongress 2024 
Beschlossen vom DFG-VK-Bundesausschuss am 2./3. Dezember 2023
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(inkl. Mittag- und Abendessen), um die 
An- und Abreise sowie Unterbringung 
vor Ort (+ Frühstück) müssen sich die 
Delegierten und weiteren Mitglieder 
aber selber kümmern. Es ist schon 
jetzt möglich für den Kongresszeit- 
raum ein Zimmer in der Jugendher-
berge zu buchen, was wir empfehlen 
(www.jugendherberge.de/jugendher-
bergen/halle)!

Anträge
Zu Anträgen heißt es in der DFG-VK-
Satzung:

„Alle Gliederungen des Verbandes so-
wie Einzelmitglieder, wenn dies min-
destens zehn weitere Mitglieder un-
terstützen, sind berechtigt satzungs-
ändernde und ordentliche Anträge an 
den Bundeskongress zu stellen. Or-
dentliche Anträge müssen sowie Re-
chenschaftsberichte des BSK und der 
Finanzbericht sollen vier Wochen vor 
Beginn des Bundeskongresses in der 
Bundesgeschäftsstelle vorliegen.“

Satzungsändernde Anträge müssen 
daher bis zum 25. Juli 2024 bei uns 
eingehen, damit wir sie rechtzeitig mit 
der Einladung verschicken können 
– bitte mailt sie mit dem Betreff „Bu-
Ko-Antrag“ an buko2024@dfg-vk.de 
sowie verwaltung@dfg-vk.de (falls es 
euch nicht möglich ist, den Antrag als 
E-Mail zu schicken, ist auch eine posta- 
lische Einreichung an die Bundesge-
schäftsstelle in Stuttgart möglich). Für 
ordentliche Anträge ist die „Deadline“ 
der 6. September 2024. Bitte mailt 
auch diese Anträge mit dem Betreff 
„BuKo-Antrag“ an buko2024@dfg-vk.
de sowie verwaltung@dfg-vk.de oder 
lasst sie uns postalisch zukommen. 
Für Antrags-Einreichungen gilt jeweils 
das Datum des Eingangs der Anträge 
bei uns.

Anmeldung

Bitte meldet euch nach Möglichkeit 
bis zum 1. August 2024 für den Bun-
deskongress an. Die Anmeldung 
könnt ihr online auf www.buko2024.
dfg-vk.de vornehmen oder – falls ihr 
keinen Internet-Zugang habt – über 
die Bundesgeschäftsstelle. Der Teil-
nahmebeitrag soll, wie schon bei un-
serem letzten Bundeskongress, bitte 
vorab überwiesen und nicht bar vor 
Ort gezahlt werden. Das erleichtert 
die Organisation aus mehreren Grün-
den erheblich.

Teilnahmebeitrag

Der Teilnahmebeitrag beläuft sich pro 
Person auf 90 Euro (bzw. 110 Euro, 
wenn die*der Delegierte die Unterla-
gen vorab in Papierform zugeschickt 
bekommen möchte). Für alle (anderen) 
Delegierten gibt es alle Unterlagen 
online zum Herunterladen – den Link 
dazu mailen wir euch vor dem BuKo 
zu, einige Unterlagen werden auch auf 
der BuKo-Website zu finden sein.

Die Kontodaten für die Überwei-
sung (die in der Regel vom Bankkonto 
der entsendenden Gruppe ausgeführt 
wird) lauten:

DFG-VK
IBAN: DE05 3702 0500 0008 3046 00
BIC: BFSWDE33XXX
Verwendungszweck (Bitte unbe-
dingt angeben): BuKo-Delegierte/r 
für [Name/delegierende Gliederung]

Wir freuen uns auf den Bundeskon-
gress mit euch!

Michael Schulze von Glaßer ist poli-
tischer Geschäftsführer der DFG-VK 
und arbeitet in der AG zur Vorberei-
tung des Bundeskongresses mit.

Aktionswoche zum Internationalen 
Tag der Kriegsdienstverweigerung
am 15. Mai

Gemeinsam mit rund 30 Organisa-
tionen ruft die DFG-VK anlässlich 
des Internationalen Tags der Kriegs-
dienstverweigerung zu Schutz und 
Asyl für KDVer aus Russland, Bela-
rus und der Ukraine auf.

Das Bündnis sieht die Kriegs-
dienstverweigerung als einen wich-
tigen Baustein. um Krieg, Tod und 
Zerstörung zu überwinden. Es for-
dert die uneingeschränkte Einhal-
tung des Menschenrechts auf KDV, 
gerade in einem Krieg.

Von der Regierungen weltweit 
wird gefordert: „Stellen Sie die Ver-
folgung Kriegsdienstverweiger*in-
nen und Deserteur*innen umgehend 
ein! Entlassen Sie inhaftierte Kriegs-
gegner*innen. Erkennen Sie das un-
veräußerliche Menschenrecht auf 
KDV an!“

Von der Bundesregierung und 
der Europäischen Union wird ge-
fordert: „Öffnen Sie die Grenzen! 
Geben Sie Kriegsgegner*innen die 
Möglichkeit der Einreise in die EU! 
Schützen Sie Kriegsdienstverwei-
ger*innen und Deserteur*innen und 
geben Sie ihnen Asyl!“

In der Woche vom 13. bis zum 19. 
Mai sind zahlreiche Kundgebungen, 
Demonstrationen und kreative Akti-
onen geplant, u.a. vor Regierungs-
einrichtungen kriegführender Staa-
ten.

Die Website des Bündnisses mit 
allen weiteren Informationen kann 
aufgerufen werden unter der Adres-
se: objectwarcampaign.org



Nr. 1 | 2024ZivilCourage6

Friedensfähig werden, nicht kriegstüchtig 
Die kriegskritischen Stimmen hörbar machen und wirksam werden lassen
Von Hermann Theisen

Der nun fast zwei Jahre andau-
ernde Krieg in der Ukraine 
und die am 27. Februar 2022 
von Bundeskanzler Scholz 

ausgerufene „Zeitenwende“ haben 
den größten Militarisierungsschub in 
Deutschland nach dem Zweiten Welt-
krieg ausgelöst. Politische, militäri-
sche und wirtschaftliche Akteure ge-
rieren sich hierzulande in einer Art und 
Weise, als ob sie sich selbst inmitten 
eines Krieges befänden. 

Dazu passend erklärte Bundesver-
teidigungsminister Boris Pistorius im 
Oktober 2023 in einem Interview in der 
ZDF-Sendung „Berlin direkt“ unmiss-
verständlich: „Wir müssen uns wieder 
an den Gedanken gewöhnen, dass die 
Gefahr eines Krieges in Europa dro-
hen könnte. Und das heißt: Wir müs-
sen kriegstüchtig werden, wir müssen 
wehrhaft sein und die Bundeswehr 

und die Gesellschaft dafür aufstel-
len.“ Solche Töne militaristischer Den-
kungsart verheißen nichts Gutes und 
lassen für das gesellschaftliche Klima 
in unserem Land nicht gerade Fried-
fertiges erahnen.

Offenbar hat es nur eines weiteren 
Krieges in Europa bedurft, dass vie-
le sich eine Uniform übergezogen ha-
ben. Andere sind schon seit Langem 
dafür gewesen, mehr „weltpolitische 
Verantwortung“ zu übernehmen, und 
benutzen den Ukrainekrieg, um das 
Strammstehen vor dem Militär wieder 
zur politischen Leitlinie zu erheben. 
Selbst kritische Geister sind erschro-
cken und irritiert zurückgewichen, ha-
ben ihre einstmals pazifistischen Po-
sitionen aufgegeben und sich mehr 
oder minder dem „neuen Denken“ 
in Gewaltkategorien angeschlossen. 
Und so werden wir wohl auf unabseh-

bare Zeit mit immer weiteren Forde-
rungen nach Aufrüstung der Bundes-
wehr konfrontiert sein, anstatt Mittel 
für den Ausbau ziviler Friedenslösun-
gen und Krisenpräventionen bereitge-
stellt zu bekommen.

Nach Angaben der Vereinten Na-
tionen waren im Jahr 2022 mehr 
Menschen von Kriegen und gewalt-
samen Konflikten betroffen als seit 
dem Ende des Zweiten Weltkrieges: 
Über 100 Millionen Menschen befan-
den sich weltweit auf der Flucht, und 
ein Viertel der Weltbevölkerung lebt in 
von gewaltsamen Konflikten und Krie-
gen erschütterten Regionen.

 Hinzu kommen weitere Krisenher-
de wie der Krieg zwischen Israel und 
der Hamas, der wie im Fall der Ukraine 
das Potenzial einer völligen Entgren-
zung in sich birgt. 

Titel
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Deshalb fordern die Vereinten Na-
tionen von der Staatengemeinschaft 
mehr Geld für die Entwicklung präven-
tiver und friedensfördernder Maßnah-
men statt einer stetigen Steigerung ih-
rer Militärausgaben, auch wenn davon 
die politischen Entscheidungsträger 
hierzulande kaum etwas wissen wol-
len.

Es spricht für sich, dass die 
schwedische Schriftstellerin und Kin-
derbuchautorin Astrid Lindgren im 
Oktober 1978, als sie in der Frankfur-
ter Paulskirche den Friedenspreis des 
Deutschen Buchhandels erhielt, ge-
sagt hat: „Müssen wir uns nach die-
sen Jahrtausenden ständiger Krie-
ge nicht fragen, ob der Mensch nicht 
vielleicht schon in seiner Anlage fehl-
geleitet ist? Und sind wir unserer Ag-
gressionen wegen zum Untergang 
verurteilt? Wir alle wollen ja den Frie-
den. Gibt es da keine Möglichkeit, uns 
zu ändern, ehe es zu spät ist? Könn-
ten wir nicht lernen, auf Gewalt zu ver-
zichten? Könnten wir nicht versuchen, 
eine neue Art Mensch zu werden? Wie 
aber sollte das geschehen – und wo 
sollte man anfangen? Ich glaube, wir 
müssen von Grund auf beginnen. Bei 
den Kindern.“

Ein Appell von bleibender Aktuali-
tät. Selbst in Europa ist es nicht ge-
lungen, den Krieg als Mittel der Po-
litik völlig auszuschließen. Dazu ha-
ben nach dem Ende des Kalten Krie-
ges viele beigetragen, bewusst oder 
aus kurzsichtigem Egoismus, Macht-
gier, Hass und Gewaltglauben, aus 
Unachtsamkeit, Gleichgültigkeit und 
fehlender Willenskraft sowie dem 
Mangel an seelischer Bereitschaft, für 
alle Menschen auf der Welt, nicht zu-
letzt für die Kinder, ein Leben in Frie-
den, Freiheit und sozialer Gerechtig-
keit zu schaffen.

Auch wir Deutschen sollten uns 
bewusst machen, welchen Anteil wir 
daran tragen. Das gilt nicht zuletzt für 
die schwerwiegende Frage: Inwieweit 
hat die deutsche Politik durch ihre 
Haltung den Konflikt in der Ukraine 
sowie den des Westens mit Russland 
verschärft, ausgleichend gewirkt oder 
ist sie einfach nur dem gefolgt, was 

der „große Bruder“ von der anderen 
Seite des Atlantiks vorgegeben hat?

Die deutsche Debatte über den 
Ukrainekrieg ist geprägt von Kriegs-
befürwortung und -propaganda, ver-
mehrten Waffenlieferungen, Feindbild-
denken, Russenfurcht und Schwert-
glauben. Ein offener Diskurs, der die 
unterschiedlichen Auffassungen und 
gegensätzlichen Argumente gleich-
berechtigt nebeneinander zur Spra-
che bringt, findet nicht statt. Ande-
re Stimmen kommen kaum zu Wort, 
finden in den großen Zeitungen, im 
Rundfunk und im Fernsehen nur sel-
ten Gehör. Standpunkte, die Kritiker 
des Mainstreams in Vorträgen vertre-
ten, werden von der Presse der Öf-
fentlichkeit vorenthalten, als gäbe es 
sie nicht. Zu sehr schlägt eine Bericht-
erstattung durch, die im transatlanti-
schen Interesse liegt und so tut, als 
hätten deren Vertreter – wie der Volks-
mund sagt – „die Weisheit mit Löffeln 
gefressen“. Vorgebliche Allwissenheit 
bezichtigt abweichende Meinungen 
der Besserwisserei oder greift zu dif-
famierenden Umgangsformen. Dabei 
steht außer Frage, dass sich in Kriegs-
zeiten gerade die kritischen Stimmen 
im Rückblick als wirklich tragfähig und 
zukunftsweisend erwiesen haben – im 
Unterschied zu jenen, die glaubten, 
den Teufel mit dem Beelzebub austrei-
ben zu müssen, und die in ihrer Selbst- 
überschätzung übersahen, dass ihnen 
der Respekt vor dem Lebensrecht der 
anderen, die Scheu und die Ehrfurcht 
vor der Heiligkeit und dem Geheimnis 
allen Lebens verloren gegangen ist – 
und dass sie stattdessen dem Gott 
des Krieges verfallen sind.

Wären die seit dem 24. Februar 
2022 bislang in die Zerstörung und 
Menschenfeindlichkeit gesteckten 
Mittel für friedliche Zwecke verwandt 
worden – und das ist nicht zuletzt 
auch Wladimir Putin vorzuhalten, der 
den Krieg ausgelöst hat –, man hät-
te aus der Ukraine und wohl auch aus 
den angrenzenden Regionen ein sozi-
ales Paradies machen können: Ohne 
in Schutt und Asche gelegte Ortschaf-
ten, ohne Flüchtlingselend, Tote, Ver-

stümmelte und ohne seelisch wie ma-
teriell aus der Bahn geworfene Men-
schen. Man mag eine solche Betrach-
tungsweise als illusionär abtun, aber 
jedermann sollte klar sein, welche 
verheerenden Folgen damit verbun-
den sind, dem Krieg und einem „Sieg-
frieden“ weiter das Wort zu reden, 
die Verhandlungen über dessen Ende 
weiter abzulehnen und ins Reich der 
Phantasie zu verbannen.

Aus Meinungsumfragen in 
Deutschland von Beginn 2023 geht 
hervor, dass sich eine Mehrheit gegen 
mehr Waffenlieferungen ausgespro-
chen hat. Es ist daher keineswegs die 
Vermutung abwegig, dass diese Men-
schen ein Ende des Krieges durch 
Verhandlungen ausdrücklich wollen 
und sie das Potenzial für eine Politik 
darstellen, die sich am Friedensge-
bot des Grundgesetzes orientiert, für 
eine Rückkehr zur Entspannungspoli-
tik plädiert und die der Befriedung Eu-
ropas dient. Mag sein, dass unter den 
gegebenen Umständen eine solche 
Haltung noch nicht mehrheitsfähig 
und realisierbar ist, aber das braucht 
niemanden zu schrecken. Denn wie 
unsere Zukunft aussehen und wie sie 
gestaltet wird, hängt von jedem Ein-
zelnen ab. Ob sich die deutsche Ge-
sellschaft mehr in Richtung Krieg 
oder Frieden bewegt, wird sich in den 
nächsten Monaten und Jahren ent-
scheiden. „Nie wieder Krieg!“ ist ge-
rade heute aktueller denn je – so wie 
Wolfgang Borcherts „Sag Nein!“ zu 
„Stahlhelm und Maschinengewehren“. 

Hermann Theisen ist langjähriges 
DFG-VK-Mitglied und pazifistisch-an-
timilitaristischer Aktivist. Im Januar hat 
er gemeinsam mit dem Bremer Verle-
ger und Friedensforscher Helmut Do-
nat das Buch „Bedrohter Diskurs – 
Deutsche Stimmen zum Ukrainekrieg“ 
herausgegeben (Donat Verlag, Bremen 
 2024; 368 Seiten; 24,80 Euro). Die 
Besprechung des Buches findet sich 
auf Seite 42 in dieser ZivilCourage. Der 
hier veröffentlichte Beitrag stammt 
aus diesem Buch und wurde redaktio-
nell leicht bearbeitet und gekürzt.
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„Stoppt das Töten in der Ukraine“ 
Ergänzungen der DFG-VK zum Bündnis-Aufruf zu den Aktionen im Februar 2024
Beschluss des Bundesausschusses der DFG-VK vom 16. Januar

Der DFG-VK-Bundesverband 
unterstützt den – kurzgehal-
tenen – Bündnis-Aufruf  [sie-
he auf der rechten Seite] und 

beteiligt sich aktiv an der Organisation 
von Antikriegs-Aktionen. Im Folgen-
den finden sich unsere Ergänzungen 
für den Aufruf. 

Wir rufen alle, insbesondere unse-
re Gliederungen und Mitglieder, dazu 
auf, sich an geplanten Aktionen zu be-
teiligen oder selber welche zu orga-
nisieren. Alle Informationen dazu gibt 
es auf der Bündnis-Website www.
stoppt-das-toeten.de

Waffenlieferungen: Einstellen!

Wir sind gegen die Lieferung von Waf-
fen weil diese verheerende Folgen ha-
ben: 

Waffen, mit denen Menschen ge-
tötet werden – auch Zivilist*innen und 

russische Zwangsrekrut*innen, die 
eigentlich gar nicht in diesem Krieg 
kämpfen wollen; Waffen, die die Um-
welt auf Jahrhunderte kontaminieren 
und Leben verunmöglichen; Waffen, 
die in Deutschland von skrupellosen 
und profitorientierten Rüstungsunter-
nehmen hergestellt werden; Waffen, 
die letztlich nicht zu einem Ende des 
Krieges, sondern nur zu einer Verlän-
gerung oder sogar zu einer weiteren 
Eskalation beitragen. 

Daher lehnen wir die Lieferungen 
von Waffen durch die Bundesregie-
rung an die Ukraine ebenso wie Lie-
ferungen von Waffen anderer Länder 
durch Deutschland hindurch ab und 
fordern gleichzeitig eine massive Aus-
weitung der zivilen, humanitären Hilfs-
leistungen für die Ukraine. Der einsei-
tige Fokus auf die militärische Unter-
stützung versperrt den Blick auf die 
zahlreichen, wichtigen zivile Hand-

lungsoptionen.
Kriegsunterstützung: Stoppen!

Russlands Krieg in der Ukraine darf 
nicht von anderen Staaten oder auch 
Unternehmen unterstützt werden – wir 
befürworten daher gezielte Maßnah-
men zur Beendigung dieser Kriegs-
unterstützung. Auf der anderen Seite 
fordern wir die Unterstützung zivilge-
sellschaftlicher Kräfte, die sich gegen 
den Krieg stellen und zu seinem Ende 
beitragen können – so wie wir es als 
Organisation schon machen. 

Wir fordern die Bundesregierung 
auf, allen Menschen aus Russland, 
Belarus und der Ukraine, die sich dem 
Kriegsdienst entziehen wollen, Schutz 
und Asyl zu gewähren. Das Men-
schenrecht auf Kriegsdienstverweige-
rung muss gerade auch in Kriegszei-
ten Gültigkeit haben.

Aufrüstung: Verhindern!

Die kurz nach Beginn des russischen 
Angriffs von Bundeskanzler Olaf Sc-
holz (SPD) ausgerufene militärische 
„Zeitenwende“ lehnen wir ab: Jeder 
Euro, Dollar, Hrywnja oder Rubel, der 
ins Militär fließt, fehlt bei der Bekämp-
fung weltweiter Menschheitsbedro-
hungen wie Armut, Pandemien oder 
die Klimakatastrophe. Mit Militärin-
vestitionen berauben wir nachfolgen-
de Generationen ihrer Zukunft. 

Aufrüstung bringt keine Sicher-
heit – nur Abrüstung tut das. Wir stel-
len uns gegen das 100-Milliarden-Eu-
ro-„Sondervermögen“, das so ge-
nannte „2- Prozent-Ziel“ der Nato. Da-
rüber hinaus verurteilen wir auch die 
Aufrüstung Russlands und aller an-
deren Staaten. Die aufgrund der Auf-
rüstungspolitik massiven Profite deut-
scher – aber auch anderer – Rüstungs-
hersteller sind widerwärtig. Niemand 
darf durch Unsicherheit und Krieg (fi-

Titel	
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Schwierige Bündnisarbeit

Inhaltlich sachlich gestritten haben wir in den letzten 
Monaten auch um das „Stoppt das Töten in der Uk-
raine“-Bündnis und dessen Positionen. Für die dies-
jährigen Aktionen zum „Jahrestag“ des russischen 
Angriffs im Februar hat sich die Konstellation im 
Bündnis geändert – weil auch der Aufruf neu ausge-
richtet wurde: Diesmal war eine Formulierung gegen 
Waffenlieferungen enthalten. In dem Punkt konnten 
wir uns durchsetzen – auch wenn der Aufruf aus un-
serer Sicht weiterhin nicht „perfekt“ war (weshalb 
wir auf unserer Website eine Ergänzung veröffent-
licht haben). Einige Organisationen – attac, die VVN-
BdA und auch das Netzwerk Friedenskooperative – 
haben den Aufruf aufgrund der Änderungen in die-
sem Jahr nicht mehr unterstützt. Dennoch sind rund 
2 000 Menschen zu den Aktionen in Berlin, Frank-
furt, Hamburg, Köln und Stuttgart zusammenge-
kommen – keine Massen aber durch die zahlreichen 
Medienberichte konnten wir viele Menschen errei-
chen. An den Aktionen waren viele Mitglieder betei-
ligt – und auch die Mitarbeiter*innen des Bundesver-
bands waren eingebunden.

Michi Schulze von Glaßer
Politischer Geschäftsführer der DFG-VK

nanziell) profitieren. Wir fordern die Umstellung von 
Rüstungsproduktion in die Produktion ziviler Güter.

Entspannungspolitik und Kooperation: Fördern!

Der Krieg in der Ukraine muss beendet werden. Da-
ran anschließen müssen mittelfristig Verhandlungen 
über den Aufbau einer neuen europäischen Frieden-
sordnung, auch unter Einschluss Russlands. Nur so 
lässt sich eine nachhaltige Sicherheit für alle Staa-
ten in Europa erreichen.

Die Waffen nieder!

1892 hat die spätere Friedensnobelpreisträgerin 
Bertha von Suttner unserer Organisation – gemein-
sam mit Alfred Hermann Fried und Weiteren – in Ber-
lin gegründet. In ihrem Sinne fordern wir im Ukrai-
ne-Krieg und darüber hinaus: „Die Waffen nieder!“ 
Wir kämpfen für eine Welt, in der alle Menschen frei, 
in Frieden und Sicherheit leben können – getreu un-
serer Grundsatzerklärung: „Der Krieg ist ein Verbre-
chen an der Menschheit. Ich bin daher entschlos-
sen, keine Art von Krieg zu unterstützen und an der 
Beseitigung aller Kriegsursachen mitzuarbeiten.“
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Für Waffenstillstand und Verhandlungen
Rede bei der Kundgebung „Stoppt das Töten“ am 24. Februar in Stuttgart
Von Jürgen Grässlin

Seit genau zwei Jahren tobt 
in der Ukraine ein an Grau-
samkeit kaum überbietbarer 
Krieg. Der völkerrechtswid-

rige Einmarsch russischer Truppen in 
die Ukraine begann am 24. Februar 
2022. 

Seither wurden Hundertausende 
Menschen verstümmelt, verkrüppelt 
und traumatisiert, weitere Hundert-
tausende Menschen wurden ermordet 
– sowohl ukrainische Zivilist*innen als 
auch ukrainische und russische Kom-
battant*innen. Millionen Menschen 
mussten ihre Heimat verlassen und in-
nerhalb des Landes oder ins Ausland 
fliehen. Mit jedem weiteren Tag, den 
dieser Krieg andauert, wird neues im-
menses Leid verursacht.

Dieser Krieg in der Ukraine, wie 
auch der Krieg zwischen Israel und 
Palästina und überhaupt alle mehr 
42 weltweit wütenden Kriege sind ein 
Verbrechen an der Menschheit – sie 
müssen gestoppt werden!

Beide Seiten haben im Ukraine- 
Krieg ihre maximalen Kriegsziele nicht 
ansatzweise erreicht. Sie werden sie 
auch nicht erreichen, gleichwohl wie 
viele Waffen noch geliefert und wie 
viele Soldat*innen noch rekrutiert oder 
zwangsrekrutiert werden.

Zurzeit wird vor allem in den 
östlichen und südlichen Teilen der 
Ukraine ein alles vernichtender Stel-
lungskrieg ausgefochten. Hunder-
te Dörfer und mehrere größere Städ-
te wurden bereits in Schutt und Asche 
gebombt. Sollte das Morden unge-
brochen weitergehen, werden in den 
kommenden Jahren zahlreiche weite-
re Dörfer und Städte dem Erdboden 
gleichgemacht. Riesige Flächen des 
Landes wurden und werden vermint.

Wer auch immer in der jeweiligen 
Militärführung von größeren Erfolgen 
an der Front spricht oder gar den fi-
nalen Sieg herbeiredet, der belügt die 

kämpfenden Soldat*innen, die Zivil-
bevölkerung in der Ukraine, die Men-
schen im Westen und in Russland – 
der belügt uns alle. 

Wieder einmal wird offenbar: Kein 
Krieg findet ohne Kriegslügen statt – 
weder in den Leitmedien Russlands 
noch in denen des Westens.

Deshalb muss eine zentrale For-
derung an alle Kriegsberichterstat-
ter*innen und Journalist*innen lauten: 
Berichten Sie objektiv vom sinnlosen 
Morden an der Frontlinie! Sagen Sie 
uns die Wahrheit über Kriegsverbre-
chen aller Kombattanten!

Kein Krieg entsteht aus dem 
Nichts, auch der Krieg in der Ukrai-
ne hat eine Jahrzehnte währende Vor-
geschichte. Diese beruht maßgeblich 
auf der ungezügelten und bedrohli-
chen Nato-Osterweiterung bis hin an 
die Grenzen Russlands.

Und doch darf diese provokative 
Politik der Nato nicht als Rechtferti-
gung für die Intervention Russlands 
herhalten. Wenn Moskaus Militärfüh-
rung unter Wladimir Putin den Krieg 
beenden wollte, könnte sie dies von 
einem Tag auf den anderen tun. In die-
sem Sinne fordern wir:

Herr Putin, ziehen Sie endlich Ihre 
Truppen aus der Ukraine zurück! Be-
enden Sie das Massenmorden im 
Nachbarland Ukraine!

Von allen Kriegsparteien – auch 
denen des Westens – fordern wir:

Ziehen Sie alle ausländischen be-
waffneten Einheiten sowie alle Söldner 
aus der Ukraine ab!

Bis 2027 hat allein Deutschland 
Waffenlieferungen in Höhe von 17 Mil-
liarden Euro zugesagt. Wir fragen: 
Welche Erfolge haben die milliarden-
schweren Waffenlieferungen der USA 
und ihrer Nato-Partner bisher ge-
bracht? Wie ist der vermeintliche „Er-

folg“ ukrainischer Militäroffensiven im 
Osten und Süden des Landes zu be-
werten? Die Antworten sind ernüch-
ternd.

Die frühere EKD-Präsidentin Mar-
got Käßmann stellte auf dem Höhe-
punkt der westlichen Militärinterventi-
on in Afghanistan mit dem Militärein-
satz der Bundeswehr fest: „Nichts ist 
gut in Afghanistan!“ 

Wir müssen heute bilanzieren: 
Nichts ist gut in der Ukraine!

Deshalb fordern wir einen sofor-
tigen Waffenstillstand und die unver-
zügliche Aufnahme von Friedensver-
handlungen! 

Dieser Krieg muss schnellstmög-
lich auf dem Verhandlungsweg been-
det werden! 

Hierzu bedarf es einer Reihe diplo- 
matischer Initiativen durch die Verein-
ten Nationen, die OSZE, die EU – un-
terstützt von der Bundesregierung.

Die internationale Staatengemein-
schaft ist aufgefordert, massiv auf die 
kriegführenden Parteien einzuwirken, 
um eine Verhandlungslösung herbei-
zuführen. Wir berufen uns mit dieser 
Forderung auch auf Beschlüsse der 
Generalversammlung der Vereinten 
Nationen.

Lasst uns deutlich sagen: Das Völ-
kerrecht, die Allgemeine Erklärung der 
Menschenrechte und die Genfer Kon-
ventionen müssen in der Ukraine, aber 
auch in den anderen Kriegsgebieten 
auf der Welt, eingehalten werden!

Was die Menschen in der Ukrai-
ne, im Gaza-Streifen, in Israel und an-
derswo benötigen, ist vor allem wei-
tere humanitäre Hilfe, natürlich auch 
Nahrungsmittel. Alle Menschen, die 
aus Kriegsgebieten fliehen wollen, 
brauchen Schutz – statt noch mehr 
Waffen.

Aus diesem Grund fordern wir: 
Waffenexporte müssen sofort ge-
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stoppt werden! Mit ihnen wird Öl ins 
Feuer gegossen! Waffenexporte ver-
längern die Kriege, sie verlängern das 
Leiden in der Ukraine, im Gaza-Strei-
fen, in allen Krisen- und Kriegsgebie-
ten!

Auch der Einsatz international ge-
ächteter oder umstrittener Waffen, wie 
Landminen, Streumunition und Uran-
munition, muss sofort gestoppt wer-
den!

Die Zeit ist gekommen, endlich aus 
dieser unsäglichen Kriegslogik aus-
zusteigen – sowohl in der Ukraine als 
auch im Nahen und Mittleren Osten, in 
Afrika, weltweit. Die todbringende Lo-
gik der Kriege droht, die Menschheit 
im 21. Jahrhundert an den Rand ihrer 
Existenz zu führen. 

Kaum zu glauben, aber Jahr für 
Jahr verpulvert die internationa-
le Staatengemeinschaft 2,2 Billionen 
US-Dollar für Hochrüstung, für Mili-
tarisierung, für Kriegsführung. Global 
gesehen ist das Militär der fünftgrößte 
Umweltverschmutzer – allen voran die 
US-Army. 

Die Folgen sind augenscheinlich: 
Aufgrund immer extremerer Wetterla-
gen droht die Mittelmeerregion zu ver-
steppen. In den nördlichen Teilen Af-
rikas wachsen die Halbwüsten, weiter 
südlich breitet sich die Sahara immer 
weiter aus. 

Diese Entwicklungen sind insbe-
sondere für die Bewohner*innen der 
Sahelzone katastrophal: Millionen 
Menschen müssen aus ihrer Heimat 
fliehen. Zugleich fehlen ausreichen-
de monetäre Mittel zur Bekämpfung 
der Fluchtursachen: der Klimakatast-
rophe, der Kriege mit den Waffenliefe-
rungen, des Hungers. 

Nicht die Flüchtlinge müssen be-
kämpft werden, sondern die Fluchtur-
sachen!

Wird die weltweite Militarisie-
rungswelle nicht gestoppt, dann 
werden weitere Länder Opfer der 
Kriegspolitik in West und Ost. Zu-
gleich wird die Rüstungsindustrie in 
den kommenden Jahren weltweit neue 
Rekordumsätze erzielen. Dann werden 
Waffenexporte durch die Decke gehen. 

Der Grund dafür ist: Jeder Krieg hat 
seine Profiteure – in der Politik, beim 
Militär, in der Industrie. Die Kriegspro-
fiteure sitzen in Regierungen. Sie sit-
zen in den Militärzentralen Russlands 
und der Nato. Sie sitzen in den Rüs-
tungskonzernen der westlichen Welt, 
allen voran der USA und Deutsch-
lands. Und sie sitzen in der Rüstungs-
industrie Russlands, des Iran und 
Nordkoreas. 

Nach Ende des Krieges in der Uk-
raine – das derzeit nicht absehbar ist 
– werden sich die Kriegsprofiteure 
auch in der Bauwirtschaft des Wes-
tens wiederfinden. Die Gesamtkosten 
für den Wiederaufbau werden von der 
Regierung in Kiew, von der Weltbank, 
der Europäischen Kommission und 
den Vereinten Nationen für die kom-
menden zehn Jahre auf 486 Milliarden 
US-Dollar geschätzt – so der Stand 
Ende Dezember 2023. 

So kann, so darf es nicht weiterge-
hen! Würde der gesunde Menschen-
verstand zu Rate gezogen, dann wür-
de die Analyse des weltweiten Mili-
tärdesasters eindeutig ausfallen. Die 
großen Kriege unseres Jahrhunderts 
– sei es in Afghanistan, im Irak, in Liby-
en, in Syrien, im Jemen, in der Ukraine 
und im Gaza-Streifen und Teilen Isra-
els haben unendliches menschliches 
Leid verursacht. Die Bilanz all dieser 

kriegerischen Auseinandersetzungen 
ist katastrophal. Militär ist nicht die 
Lösung, Militär ist das Grundübel, Mi-
litär ist das Problem!

Damit nicht genug: Die „Dooms-
day Clock“, die Atomkriegsuhr der 
Menschheit, steht auf 1,5 Minuten 
vor Mitternacht. Doch anstatt end-
lich abzurüsten, „modernisieren“ die 
Atommächte ihre nuklearen Waffen-
arsenale. Auch in Deutschland – im 
Fliegerhorst Büchel in der Pfalz – sind 
US-Atomraketen stationiert.

Längst hat sich hierzulande eine 
bedrohliche Kriegsstimmung breit-
gemacht. Gefangen in der Kriegslo-
gik, verkündete Bundeskanzler Olaf 
Scholz, SPD, kurz nach dem völker-
rechtswidrigen Einmarsch russischer 
Truppen in die Ukraine im Februar 
2022, die sogenannte „Zeitenwende“. 

Daraufhin hat die Ampelkoaliti-
on bei Zustimmung von CDU/CSU im 
Bundestag ein Sondervermögen von 
100 Milliarden Euro für die Bundes-
wehr verabschiedet. Der CDU-Vertei-
digungspolitiker Roderich Kiesewetter 
hat jüngst eine Verdreifachung dieser 
Summe auf 300 Milliarden gefordert. 
Ich frage mich: Wofür steht das „C“ im 
Namen der CDU und der CSU?

Derzeit wird die Bundeswehr zur 
viertgrößten Kriegsmacht der Welt 

Jürgen Grässlin bei der Kundgebung in Stuttgart
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hochgerüstet. Für die Nato, das schon 
vor dem Ukraine-Krieg mit Abstand 
größte Militärbündnis der Welt, will die 
Bundesregierung von jetzt an mindes-
tens zwei Prozent des Bruttoinland-
produkts ausgeben. Der Einzelplan 14 
im Bundeshaushalt, der sogenannte 
„Verteidigungs“etat, soll in Zukunft auf 
70 Milliarden im Jahr hochgeschraubt 
werden.

Kriegsminister Boris Pistorius will 
die Bundeswehr und die Rüstungsin-
dustrie erklärtermaßen „kriegstüchtig“ 
machen. Grüne und Liberale unter-
stützen diesen desaströsen Kurs nach 
Kräften. 

Hallo, ihr Sozialdemokraten, hal-
lo, ihr Grünen! Willy Brandt und Petra 
Kelly würden sich im Grab umdrehen, 
wenn sie wüssten, dass ihr eure vor-
maligen Friedensparteien zu einem 
Hochrüstungsbündnis zusammenge-
schlossen habt. Als Gefangene in der 
Aufrüstungsspirale der Kriegslogik – 
und das scheinbar bis zum bitteren 
Ende.

Diese Hochrüstungspolitik zei-
tigt Tag für Tag auch bei uns drama-
tische Folgen: All das Geld fehlt für 
die Ökowende, in der Bildung, im Ge-
sundheitswesen, in der Pflege, für 
die Kultur. So ist jedes fünfte Kind in 
Deutschland direkt von Armut bedroht 
– um nur ein Beispiel zu nennen.

Dabei wird das Geld so dringend 
benötigt für den ökologischen Um-
bau der Industriegesellschaft! Für den 
Ausbau des Bildungswesens! Für den 
Erhalt der Krankenhäuser! Für den 
Ausbau der Pflegeeinrichtungen! Für 
die Armutsbekämpfung!

Was wir brauchen, ist eine radika-
le Umkehr. Aus diesem Grund fordern 
wir die Zeitenwende der Zeitenwende!

Was leistet die Friedenslogik? Wer 
der Logik des Friedens folgt, stellt die 
richtigen Fragen: 

Wie können die Kriege schnellst-
möglich gestoppt werden, die täglich 
Tausende Tote fordern? 

Wie können Deutschlands Rüs-
tungsexporte, u.a. nach Saudi-Arabi-
en und Katar, gestoppt werden?

Wie kann das Leid der Bevölke-
rung in der Ukraine, in Israel und im 
Gazastreifen sowie den anderen mehr 
als 20 Kriegsschauplätzen gestoppt 
werden?

Mittels welcher Maßnahmen kann 
die Eskalationsspirale der Gewalt 
schnellstmöglich durchbrochen wer-
den? 

Wie können für alle beteiligten 
Konfliktparteien tragbare Kompromis-
se aussehen?

Wer der Friedenslogik folgen will, 
der nutzt die Erfahrungen der wis-
senschaftlichen Studie „Why Civil Re-
sistance Works“ und der Nachfolge-
studien von Erica Chenoweth und Ma-
ria J. Stephan.

Die beiden US-Forscherinnen be-
legen empirisch, dass in den letzten 
100 Jahren gewaltfreier Widerstand 
und Soziale Verteidigung wesentlich 
erfolgreicher waren als die militäri-
sche Verteidigung. 

Dabei setzt Friedenslogik auf die 
Verweigerung jeglicher Unterstützung 
der Besatzungsmacht, auf Blocka-
den und Streiks bis hin zu langanhal-
tenden Generalstreiks. Dabei werden 
massenhaftes Morden und die flä-
chendeckende Zerstörung eines Lan-
des vermieden. 

Die ukrainische Führung aber hat 
sich, massiv gefördert durch die Nato, 
für die militärische Option entschie-
den. Was können kriegskritische Men-
schen jetzt noch tun? Im Rahmen der 
Friedenslogik wird den Bewohnern in 
Kriegsgebieten, die die Gefahrenzone 
verlassen wollen, die Flucht ermög-
licht. 

Deshalb fordern wir: Alle Men-
schen, vor allem auch Kriegsdienst-
verweiger*innen und Deserteur*in-
nen aus der Ukraine, aus Russland 
und aus Belarus müssen Aufnahme 
ist Europa finden – natürlich auch in 
Deutschland!

Gemäß der Friedenslogik wird die 
Eskalationsspirale von Gewalt und 
Gegengewalt ausgehebelt, werden 
Waffeneinsatz und Rüstungsexporte 
eingestellt. Zugleich leistet die Frie-
denslogik umfassende humanitäre 

Hilfe. Sie ermöglicht das Überleben 
der noteidenden Menschen. 

Mit der Friedenslogik wird das in-
ternationale Recht wieder zur Grund-
lage, die Regierungen aller Län-
der müssen das Völkerrecht achten. 
Schwerwiegende Rechtsbrüche müs-
sen vor einem internationalen Strafge-
richt in Den Haag geahndet werden.

Auf der Basis der Friedenslogik 
werden Waffenstillstandsverhandlun-
gen aufgenommen, werden Friedens-
verhandlungen ohne Vorbedingun-
gen eingeleitet und umgesetzt. Zur 
Beendigung des Krieges in der Uk-
raine müssen diese unter der Ägide 
der Vereinten Nationen erfolgen. Initi-
ator muss UN-Generalsekretär Anto-
nio Gutiérrez sein, der alle Konfliktpar-
teien zu Verhandlungen auf neutralem 
Boden einlädt, sei es in Genf oder in 
Wien.

Gemäß der Friedenslogik werden 
neutrale Zonen geschaffen, u.a. im 
Donbas und auf der Krim. Über Ver-
träge mit allen Kriegsparteien wird der 
Frieden langfristig abgesichert. 

Was werden wir antworten, wenn 
uns unsere Kinder und Kindeskinder 
fragen: Was habt ihr getan, um den 
katastrophalen Fehlsteuerungen im 
21. Jahrhundert aktiv entgegenzutre-
ten? 

Ich wünsche mir, dass wir dann 
antworten können: Wir haben es doch 
noch geschafft, wir haben die Wende 
zum Guten herbeigeführt. Indem wir 
uns mit den Mitteln der Gewaltfreiheit 
für eine friedlichere, eine gerechtere, 
eine gesündere und damit für eine bes-
sere Welt eingesetzt haben. 

Lasst uns in diesem Sinne die rich-
tigen Botschaften von unserer heuti-
gen Kundgebung in Stuttgart aussen-
den: 
Stoppt das Töten! 
Vereinbart einen Waffenstillstand 
und Verhandlungen!
Ersetzt die Unkultur des Krieges 
durch eine Kultur des Friedens!

Jürgen Grässlin ist Mitglied im DFG- 
VK-Bundessprecher*innenkreis und 
einer der Sprecher der Kampagne 
„Aktion Aufschrei“ «
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„Diplomatische Initiativen!“
Rede bei der Kundgebung „Stoppt das Töten“  
am 24. Februar in Frankfurt am Main
Von Thomas Carl Schwoerer

Krieg ist ein Verbrechen an 
der Menschheit. Entspre-
chend hat die Deutsche Frie-
densgesellschaft – Vereinig-

te KriegsdienstgegnerInnen vor zwei 
Jahren sofort den russischen Angriffs-
krieg auf die Ukraine verurteilt. Wir 
fordern den Rückzug der russischen 
Truppen aus der Ukraine und einen 
Stopp des Aufrüstungsprogramms 
der Bundesregierung. Wir wollen nicht 
den weltweit drittgrößten Rüstungs- 
etat haben, auf den dieses Programm 
hinausläuft.

Hunderttausende sind schon in 
diesem Krieg gestorben. Es dürfen 
ihm nicht weitere Abertausende zum 
Opfer fallen! Wir fordern massive di-
plomatische Initiativen auch der Bun-
desregierung, natürlich in Absprache 
mit der Ukraine, zu einem Waffenstill-
stand und anschließenden Verhand-
lungen. Nur so findet das unermessli-
che Leid der Menschen in der Ukraine 
ein Ende.

Die ukrainische Gegenoffensive 
ist gescheitert und zum Stillstand ge-
kommen. Weder Russland noch die 
Ukraine haben eine realistische Chan-
ce, diesen Krieg zu gewinnen, in dem 
es nur Verlierer geben kann. Zudem 
erhöht sich laut Jürgen Habermas 
mit jedem Tag, an dem Verhandlun-
gen nicht eingeleitet werden, die Ge-
fahr eines Kapitulationsfriedens der 
Ukraine, oder – um diesen abzuwen-
den – einer noch stärkeren, direkten 
Kriegsbeteiligung der Nato. Es ist zu 
befürchten, dass diese sich zu einem 
dritten Weltkrieg ausweiten würde, 
der wahrscheinlich ein atomarer wäre.

Wichtig sind nicht-militärische Al-
ternativen zur Schwächung der zer-
malmenden Gewalt dieses Krieges, 
um wieder mit Habermas zu spre-
chen.  Das sind humanitäre Visa und 
Asyl für alle Kriegsdienstverweigerer, 

Militärdienstentzieher und Deserteure 
aus den beteiligten Ländern, sowie zi-
viler Widerstand. Dazu zählt die Pla-
kataktion der Mitarbeiterin des russi-
schen Staatsfernsehens am 14. März 
vorletzten Jahres. Dazu zählen auch 
die 235 gewaltfreien Aktionen in der 
Ukraine zwischen dem 24. Februar 
und dem 30. Juni. Ukrainer:innen in 
den besetzten Gebieten haben rus-
sische Flaggen abgehängt und Ver-
kehrsschilder manipuliert. Lehrer:in-
nen, Bürgermeister, andere Beamt:in-
nen sowie Mitarbeiter:innen in Fernse-
hen und Rundfunk haben sich gewei-
gert, mit den Besatzern zusammenzu-
arbeiten.

Das ist eine bemerkenswerte Bi-
lanz. Sie zeigt, welches um so größere 
Potenzial in der Ukraine für einen zi-
vilen Widerstand gegeben gewesen 
wäre, wenn man ihn von Anfang an 
vorbereitet und darauf gesetzt hätte. 
Das nennt man soziale Verteidigung. 
Sie sollte bei uns eingeführt werden 
und wäre eine deutlich effektivere und 
kostengünstigere Alternative als das 
Aufrüstungsprogramm der Bundesre-
gierung.

Gerne hätten wir wie letztes Jahr 
vor den russischen und ukrainischen 
Konsulaten demonstriert. Aber das 
russische Konsulat musste auf An-
ordnung der Bundesregierung eben-
so schließen wie drei der vier anderen 
Generalkonsulate. Mit dieser Anord-
nung hat die Bundesregierung auf die 
Ausweisung Hunderter deutscher Be-
diensteter aus Russland reagiert. Wir 
verurteilen diese Eskalationsschritte 
und die daraus resultierende Minde-
rung der Gesprächskanäle.

Thomas Carl Schwoerer ist Mitglied 
im Bundessprecher*innenkreis der 
DFG-VK.
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Fassungslos erleben wir seit 
zwei Jahren eine schleichen-
de Militarisierung unserer Ge-
sellschaft. Das ist zum ei-

nen die Sprache. „Helden“, „Blutzoll“, 
„Tapferkeit“ – all das ist inzwischen 
Sprachgebrauch der Medien. Die Au-
ßenministerin erklärt, wir dürfen nicht 
„kriegsmüde“ werden. Der Verteidi-
gungsminister meint gar, wir müssten 
„kriegstüchtig“ sein. 

Zur schleichenden Militarisierung 
gehört zweitens die neue Rolle der 
Bundeswehr. Die Zahl rekrutierter Min- 
derjähriger nimmt stetig zu. Bundes-
minister Pistorius wirbt für „Schnup-
perpraktika“ und fordert ungehin-
derten Zugang für Jugendoffiziere 
an Schulen. Der Dienst in der Bun-
deswehr soll Jugendlichen schmack-
haft gemacht werden. Dazu passt der 
Antrag im Bundestag, für die besse-
re Sichtbarkeit von Soldaten in der 
Öffentlichkeit einen nationalen Vetera-
nentag „für Respekt, Anerkennung 
und Würdigung unserer Soldatinnen 
und Soldaten“ ins Leben zu rufen. Ich 
frage mich, wo Respekt und Anerken-
nung für Lehrerinnen und Lehrer, Pfle-
gekräfte, Polizeibedienstete, Ehren-
amtliche ihre Würdigung finden… 

Und drittens gehört zur Militarisie-
rung eine beispiellose Aufrüstung, an 
der vor allem die Rüstungsindustrie 
verdient, deren Aktien Rekordhöhen 
erreichen. Der Bundeskanzler selbst 
war in diesem Monat eigens zum Spa-
tenstich für eine neue Rüstungsfabrik 
in Unterlüß zugegen. Die weltweiten 
Rüstungsausgaben liegen mit 2,2 Bil-
lionen US-Dollar auf einem absolu-
ten Rekordhoch. Und: Mit „Steadfast 
Defender“ findet in diesem Jahr das 
größte Nato-Manöver seit dem Ende 
des Kalten Krieges statt. 90 000 Sol-
datinnen und Soldaten aus 32 Län-
dern werden teilnehmen. Das erklärte 
Ziel ist Abschreckung. 

Als sei das alles nicht genug, wird 
auch noch von Finanzminister Lindner 
und anderen eine Debatte über eine 
EU-Atombombe gefordert. Auch der 
ehemalige Außenminister Fischer for-
dert Atomwaffen für die EU und sagt 
„wir müssen unsere Abschreckungs-
fähigkeit wiederherstellen“.  

Zu all dem rufen wir als Friedens-
bewegung unser Nein! Wir wollen 
nicht kriegstüchtig werden, sondern 
friedenstüchtig! Wir wollen keine wei-
tere Aufrüstung, sondern endlich, 
endlich Abrüstung! Atomwaffen dür-
fen nicht neu legitimiert werden. Sie 
gehören verbannt! Wir brauchen keine 
Abschreckung. Dringend notwendig 
sind stattdessen Konzepte für fried-
liches Zusammenleben auf unserem 
Planeten. 

Ja, Wladimir Putin ist ein Kriegs-
verbrecher. Aber es ist fatal, dass mit 
Blick auf den russischen Angriffskrieg 
auf die Ukraine immer nur Waffenliefe-
rungen im Wert von vielen Milliarden 
Euro, Waffensysteme, Militärstrategi-
en diskutiert werden. Aber die Folge 
sind noch mehr Tote. Waffen sind das 
Problem, nicht die Lösung. Viele Mi-
litärstrategen sagen, der Krieg in der 
Ukraine könne nicht militärisch ent-
schieden werden. Deshalb brauchen 
wir Friedensstrategien, diplomatische 
Initiativen, Hoffnungszeichen, Milli-
ardeninvestitionen in Frieden. Nur so 
wird dem Gemetzel ein Ende gesetzt. 
Es braucht Friedenslogik statt Kriegs-
logik. Nur wenn wir friedenstüchtig 
werden, hat diese Welt Hoffnung auf 
Zukunft. 

Zudem: Kriegsdienstverweigerung 
ist ein Menschenrecht. 300 000 jun-
ge Männer haben Russland verlassen. 
Sie werden zum Teil als Feiglinge dif-
famiert. Sie sollten als politisch Ver-
folgte bei uns Asyl erhalten. Männer in 
der Ukraine zwischen 18 und 60 Jah-
ren dürfen das Land nicht verlassen. 

Fast eine Million von ihnen aber haben 
Zuflucht in Westeuropa gesucht. Das 
widerspricht der stetigen Behaup-
tung, alle Ukrainer wollten unbedingt 
zum Kämpfen an die Front. Zu den 
vielbeschworenen europäischen Wer-
ten gehört: Kriegsdienstverweigerung 
ist ein Menschenrecht. 

Und nicht zuletzt wird die Friedens-
bewegung diskreditiert. Von „selbst-
ernannten Friedensfreunden“ ist die 
Rede. Wer Friedensverhandlungen 
fordert, wird sofort als Putinverstehe-
rin diffamiert. Volker Beck twittert, ich 
sei ethisch mit meinem „Teestubenpa-
zifismus“ immer auf der falschen Seite 
(was impliziert, dass er auf der richti-
gen ist). Sasha Lobo nennt uns „Lum-
penpazifisten“, Roderich Kiesewetter 
„wohlstandsverwöhnt“. Das weisen 
wir von uns. Auch all die begeister-
ten Befürworter von Waffenlieferun-
gen werden selbst nicht in den Krieg 
ziehen, sondern bleiben bequem und 
wohlstandsverwöhnt auf ihren Sofas! 
Unser Land sollte aufhören, mit Waf-
fenlieferungen schleichend zur Kriegs-
partei zu werden. Fangt endlich damit 
an, Teil der Lösung zu sein, indem ihr 
Diplomatie liefert, die zu Waffenstill-
stand und Verhandlungen führt! 

Gleichzeitig mit den Milliarden, die 
für Rüstung ausgegeben werden, wird 
im sozialen Bereich gekürzt: An Frei-
willigendiensten. An Entwicklungshil-
fe. An Flüchtlingsprogrammen. Das 
kann nicht unwidersprochen blei-
ben. Warum bleibt es so still ange-
sichts dieser Entwicklung? Der Theo-
loge Friedrich Siegmund-Schultze hat 
1946 formuliert: „... die Menschheit 
läßt sich wie stets in die Verantwor-
tungslosigkeit hineinschläfern…“ Ein 
guter Ansatzpunkt für Friedensethik: 
sich nicht in Verantwortungslosigkeit 
„hineinschläfern“ lassen! 

Wir werden wach bleiben als Deut-
sche Friedensgesellschaft. 

„Wir treten der Militarisierung entgegen“ 
Rede bei der Kundgebung „Stoppt das Töten“ in Berlin und in Frankfurt am Main
Von Margot Käßmann
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Es gibt im Krieg keine guten und 
schlechten Waffen. Außenministe-
rin Baerbock erklärt, „unsere Waf-
fen schützen Leben“. Das mag sein. 
Aber sie töten eben auch! Es gibt in-
zwischen hunderttausende Tote in 
der Ukraine. Der Stellungskrieg erin-
nert an Verdun. Wann ist Schluss mit 
diesem Wahnsinn? Bei einer Million? 
Wann ist eine angemessene Verhand-
lungsposition erreicht? Wir sagen: 
Jetzt! Sofort! 

Ständig ist das Gegenargument: 
Putin will doch nicht verhandeln. Klar, 
er ist ein Kriegsverbrecher. Aber sol-
len Verhandlungen nur durch noch 
mehr Tote möglich werden? Verhand-
lungsbereitschaft kann auch herbei-
verhandelt werden, so der Journalist 
Heribert Prantl. Waffenstillstand heißt 
nicht Kapitulation, sondern schafft die 
Möglichkeit zu sondieren, wie verhan-
delt werden kann. Wo sind denn ne-
ben all den Militärstrategen die kun-
digen Diplomatiestrategen? Wo bleibt 
die große internationale Friedensiniti-
ative? 

Das gilt auch für den Nahen Osten. 
Der entsetzliche Terrorangriff der Ha-
mas auf Israel am 7. Oktober hat un-
endliches Leid über viele Menschen 
gebracht. Und die Gegenreaktion Is-
raels bringt jetzt noch mehr Leid über 
die Menschen in Gaza. Huthi-Rebel-
len beschießen in der Folge Fracht-
schiffe und europäische und ameri-
kanische Marine greift ein. Der ganze 
Nahe Osten könnte zum Kriegsgebiet 

werden. Wir wol-
len nicht, dass 
die Eskalations-
spirale weiterge-
trieben wird. Was 
notwendig ist, ist 
De-Eskalation! 

Ich stehe hier 
auch als evange-
lische Christin. 

Jahrhunder-
telang wurden 
Waffen durch Kir-
chenvertreter ge-
segnet. Und auch 
heute sehen wir 
wieder Bilder da-

von. Der russische Patriarch Kyrill 
rechtfertigt den russischen Angriff auf 
die Ukraine, als sei Russland angegrif-
fen durch westliche Werte wie Freiheit, 
Gleichberechtigung, Anerkennung ho-
mosexueller Lebenspartnerschaften. 
Das ist für mich Gotteslästerung. 

Die Kirchen der Welt sind immer in 
die Irre gegangen, wenn sie Gewalt le-
gitimiert haben. Denn im Evangelium 
findet sich dafür keinerlei Grundlage. 
Jesus hat gesagt „Steck das Schwert 
an seinen Ort“ und noch mehr: „Lie-
bet Eure Feinde“. Der Friedensnobel-
preisträger Martin Luther King hat er-
klärt, das sei das Schwerste, was Je-
sus uns hinterlassen hat. Das stimmt. 
Aber es ist zuallererst eine bleibende 
Mahnung, sich nicht in Feindbilder hi-
neintreiben zu lassen. 

„Krieg soll nach Gottes Willen nicht 
sein“, haben die Kirchen der Welt 1948 
gemeinsam proklamiert. Darum geht 
es. Mir ist bewusst, dass wir schul-
dig werden können, wenn wir gegen 
Waffenlieferungen plädieren, die Men-
schen in der Ukraine zu ihrer Verteidi-
gung anfordern. Es gehört zur Demut 
eines Menschen einzugestehen, dass 
das der Fall ist. Aber schuldig kann 
auch werden, wer für Waffen plädiert. 
Denn Waffen töten. Dafür werden sie 
produziert. Ich wünsche mir, dass die 
Kirchen der Welt sich energisch für ein 
sofortiges Schweigen der Waffen ein-
setzen. 

Ich stehe hier auch als Großmutter 
von sieben Enkelkindern. 

Wenn ich an diese Kinder den-
ke, an all die Kinder in der Ukraine, in 
Russland, in Syrien, im Jemen, im Su-
dan dann sind 100 Milliarden Euro für 
Rüstung zusätzlich zum Bundesweh-
retat von schon mehr als 50 Milliarden 
Euro allein in unserem Land doch kei-
ne Investition in ihre Zukunft. Was sie 
brauchen, ist eine Investition zur Ver-
hinderung der Klimakatastrophe. Ihre 
Zukunft wird lebenswert durch Milliar-
den Euro, die in Bildung und Entwick-
lung investiert werden. Unsere Erde 
ist bedroht durch die rücksichtslose 
Ausbeutung aller Ressourcen. Und 
Krieg ist eine der schlimmsten Zerstö-
rungskräfte. 

Wer Waffenlieferungen ablehnt, 
wird als naiv, dumm und ahnungslos 
hingestellt. Das ist für einen demokra-
tischem Diskurs unwürdig. In Verant-
wortung auch mit Blick auf die deut-
sche Geschichte und mit Blick auf die 
Zukunft unseres Landes halte ich es 
als Deutsche für richtig, keine Waffen 
in ein Kriegsgebiet zu liefern. Bis Feb-
ruar 2022 war das Konsens… 

Wer sich gegen Waffenlieferun-
gen äußert, wird in letzter Zeit auch 
mit dem äußerst rechten politischen 
Spektrum in Verbindung gebracht. 
Dagegen verwahren wir uns! Wir las-
sen uns nicht instrumentalisieren. Wir 
treten ein für eine Überwindung von 
Nationalismus und Rassismus, die 
Menschlichkeit und Gemeinschaft 
möglich macht. Wer Unfrieden ge-
gen andere Menschen sät oder von 
Zwangsdeportationen fantasiert, kann 
nicht glaubwürdig für Frieden eintre-
ten. 

Nein, wir lassen uns nicht in Ver-
antwortungslosigkeit hineinschläfern. 
Wir bleiben hellwach und treten der 
Militarisierung entschlossen entge-
gen. Unsere tiefe Überzeugung bleibt: 
Nur Abrüstung und Frieden werden 
die Zukunft der Menschheit sichern. 

Margot Käßmann ist DFG-VK-Mit-
glied. Die frühere Pastorin (seit 2018 
im Ruhestand) war von 2002 bis zur 
Aussetzung der Wehrpflicht Präsiden-
tin der Zentralstelle KDV. Von 1999 bis 
2010 war sie Landesbischöfin. «

Margot Käßmann bei der Demonstration in Frankfurt am Main
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Antifaschismus

In den 80er Jahren, als das Leben 
der Menschheit bedroht war durch 
Pershing-II und SS-20, gingen die 
Menschen massenhaft für Frieden 

auf die Straße. Breite Bündnisse gab 
es gegen atomare Aufrüstung, gegen 
Raketenstationierung, gegen Bun-
deswehr und Nato. Hunderttausende 
protestierten auf der Bonner Hofgar-
tenwiese, es redeten u.a. Willy Brandt 
und Petra Kelly. 

Man fragte nicht, wo der Mitde-
monstrant/die Mitdemonstrantin poli-
tisch organisiert war. Das schien aber 
auch nicht nötig, weil man sich dar-
auf verlassen konnte, dass die über-
wiegende Zahl der Friedensdemonst-
rant:innen auf Grundlage einer politi-
schen Analyse und eines Wertekom-
passes zu ihrem Engagement gekom-
men waren. Vielleicht war der eine 
oder die andere auch einfach nur dif-
fus gegen „die da oben“, aber Teil-
nehmer:innen aus dem Spektrum der 
NPD, damals der stärksten Kraft im 
Neonazi-Spektrum, waren allenfalls 
marginal dabei und hatten keinen Ein-
fluss auf die Organisation der Demos. 
Nicht auf den Text des Aufrufs und 
auch nicht auf die Auswahl der Re-
denden.

Derzeit sieht die Lage anders aus. 
Nachdem die selbsternannten Co-
ronarebell:innen von einst ihr Thema 
verloren haben, sind sie auf der Su-
che nach einem neuen bei der Frie-
densfrage fündig geworden. Hier se-
hen sie Anknüpfungsmöglichkeiten 
bei denen, die mit der herrschenden 
Kriegspolitik nicht einverstanden sind. 
Akteur:innen aus dem Neonazispek-
trum freuen sich, ihnen bieten sich 
ganz neue Möglichkeiten, Zugang zu 
Menschen zu bekommen. Denn so 
unpolitisch viele der organisierten Co-
ronarebell:innen und selbsternann-
ten Querdenker:innen sind, so auf-
geschlossen sind sie auch für Mitde-

monstrierende aus dem extrem rech-
ten Lager.

Mit dem gut klingenden Angebot, 
Brücken zu bauen, werden dringend 
notwendige Brandmauern gegen 
rechts unterlaufen. Aus gutem Grund 
hat der Bundeskongress der DFG-VK 
einen Unvereinbarkeitsbeschluss zur 
AfD verabschiedet. Keine Zusammen-
arbeit mit Faschist:innen, das bedeu-
tet unmissverständlich „Nie wieder 
Faschismus – Nie wieder Krieg“.

Es kann und sollte uns egal sein, 
ob und wogegen unsere Mitmenschen 
geimpft sind. Nicht egal ist es jedoch, 
wenn die organisierten Impfgegner:in-
nen irgendwelchen Unsinn von Great 
Reset oder ähnliches propagieren und 
dies der Öffentlichkeit gegenüber als 
vermeintlich Friedensbewegte tun. 
Das schreckt die Menschen ab, die 
an unserer Seite standen, das ver-
schreckt mögliche neue Mitstreiter:in-
nen und das diskreditiert uns und un-
ser Anliegen.

Inzwischen ist es diesen Leuten 
gelungen, diverse Friedensforen in 
verschiedenen Orten zu kapern, dort 
Mehrheiten zu bilden und langjährige 
Aktive auszuschließen oder zu vergrau- 
len. Die über viele Jahre gewachsene 
vertrauensvolle Zusammenarbeit von 
Friedensgruppen mit Gewerkschaf-
ten, mit Antifa-Gruppen und mit an-
deren ist oft bereits zerschlagen. Ob 
es gelingen wird, dies wieder zu kit-
ten, wenn der Spuk vorbei sein soll-
te, bleibt eine spannende Frage. Die 
Hoffnung, dass dieser Spuk ein vorü-
bergehender sein könnte, ist zwar ge-
ring, nährt sich aber aus dem Auffla-
ckern einer ähnlichen Bewegung im 
„Friedenswinter 2014“, der mit ähnli-
cher Öffnung nach rechtsaußen Scha-
den hätte anrichten können, wenn es 
sich damals nicht um ein Strohfeuer 
gehandelt hätte.

In Nordrhein-Westfalen sind die 
derzeitigen rechtsoffenen Akteure in 
einem sich „Friedensbündnis NRW“ 
nennenden Zusammenschluss orga-
nisiert und versuchen, ihren Einfluss 
auszuweiten. So nehmen diese an 
Treffen der Friedensbewegten im Os-
termarsch-Bündnis teil, egal, ob ein-
geladen oder nicht. Dort gerieren sie 
sich als die armen unschuldigen Op-
fer, denen immer wieder Unrecht ge-
tan wird, wenn man sie kritisiert.

Weist man ihnen nach, dass in ih-
ren Reihen offene Nazis am Werk 
sind, dann heißt es, dass sie das auch 
nicht toll finden, aber diese inner-
halb ihres Umfeldes eigentlich nicht 
relevant seien. Belegt man mit Tex-
ten beispielsweise auf der Websei-
te der Bundespartei „dieBasis“, dass 
dort eine Gleichsetzung der NSDAP 
mit links geschrieben steht (https://
bit.ly/3Tn0tgg) oder in denen der Au-
tor meint, dass es „dieBasis“ brau-
che, um als Bündnispartner der AfD 
zur Macht zu verhelfen (https://bit.ly/
3vf7gRr), dann heißt es, die AG Frie-
den dieser Partei sei aber anders. Er-
innert man daran, dass Aktive die-
ses „Friedensbündnisses NRW“ sich 
nachweislich dafür ausgesprochen 
haben, auch mit Funktionären der AfD 
zusammenarbeiten zu wollen (https: 
//bit.ly/3xaDdLd), dann gibt es wie-
der andere Ausflüchte. Es verhält sich 
wie mit einem Pudding, der sich auch 
nicht festnageln lässt.

Die aktuelle weltpolitische Si-
tuation wird allgemein so bedroh-
lich empfunden wie seit Jahrzehnten 
nicht: Die Doomsday Clock, also die 
Weltuntergangsuhr des Bulletin of the 
Atomic Scientists, steht auf 90 Sekun-
den vor 12. Seit dem Zweiten Welt-
krieg hatte es außer dem Krieg in Ju-
goslawien und dem seit Februar 2022 
laufenden in der Ukraine keine weite-

Brandmauer statt Brückenbau
Wie breit dürfen/müssen friedenspolitische Bündnisse sein?
Von Felix Oekentorp
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Antifaschismus
ren Kriege auf europäischem Boden 
gegeben. Der Krieg findet wieder statt 
in Europa und ist als reale Bedrohung 
ins Bewusstsein der Menschen zu-
rückgekehrt.

Die von der Bundesregierung be-
schlossenen Kriegskredite unter der 
Bezeichnung Sondervermögen wur-
den öffentlich kaum in Frage gestellt, 
und der amtierende deutsche Kriegs-
minister Pistorius verlangt fast un-
widersprochen die Kriegsfähigkeit 
nicht nur der Bundeswehr, sondern 
auch der Bevölkerung. Da ist es wenig 
überraschend, dass sich langjährig 
Friedensbewegte verzweifelt fühlen 
und nach jedem Strohhalm greifen.

Den Teufel mit Beelzebub auszu-
treiben, kann und darf aber keine Stra-
tegie sein. Der AfD und ihren Freun-
den den roten Teppich auszurollen, ist 
grundfalsch. Auch wenn die AfD sich 
an Friedensdemos beteiligt, ihr „blau-

es Herz“ mit der Aufschrift 
„Frieden“ dort auf Schil-
dern präsentiert: Die AfD 
ist alles andere als eine 

Friedenspartei. Keine an-

sche mir so sehr einen Bürgerkrieg 
und Millionen Tote. Frauen, Kinder. 
Mir egal. Es wäre so schön. Ich will 
auf Leichen pissen und auf Gräbern 
tanzen. SIEG HEIL!“ hieß es in einem 
Chat des Referenten der damaligen 
baden-württembergischen AfD-Land-
tagsabgeordneten Dr. Christina 
Baum, seit 2021 Bundestagsabge-
ordnete, und dem AfD-Abgeordneten 
Heiner Merz. Über derzeitige Aktivi-
täten dieses Ex-Mitarbeiters ist im In-
ternet nichts mehr zu finden, ein Wiki-
pedia-Beitrag über Grauf wurde 2018 
gelöscht.

Hermann Ploppa, bei der letzten 
Bundestagswahl auf Platz 2 der Lan-
desliste der Partei „dieBasis“ in Hes-
sen, schrieb in einem Beitrag in der 
„Neue Rheinische Zeitung“ unter der 
Überschrift „Hitlers Erweckung in Pa-
sewalk“ (https://bit.ly/3PAuUP0) wört-
lich: „Der Marinearzt Edmund Robert 
Forster soll hier den Gefreiten Adolf 
Hitler mit Hilfe der Hypnose aus einer 
vermeintlich eingebildeten Erblindung 
herausgeholt ha-
ben. Und einige 
Zeitzeugen sag-
ten aus, dass 
Hitler nach sei-
ner Zeit in Pase-
walk völlig aus-
gewechselt war. 
Dass sie danach 
einem anderen 
Menschen in der 
Person Adolf Hit-
lers begegnet 
sind.“ So wird 
der Täter zum 
Opfer verharm-
lost.

In die glei-
che Richtung 
geht Björn Hö-
cke: „Das gro-
ße Problem ist, 
dass man Hitler 
als das absolut 
Böse darstellt“, 
sagte der Lan-
desvorsitzende 
der AfD Thürin-
gen, der das Ho-

locaust-Denkmal als „Denkmal der 
Schande“ bezeichnete.

Kann es Menschen, die „ehrlichen 
Herzens für den Frieden“ eintreten, 
in Parteien geben, in der solche und 
andere hochkarätige Personen derlei 
Äußerungen tätigen? Darf man so naiv 
sein, Bündnisse mit Personen oder 
Gruppen einzugehen, die derlei Het-
ze verharmlosen oder verniedlichen? 
Oder trägt man damit zu einer weite-
ren Normalisierung der Faschist:innen 
bei?

Von Martin Niemöller ist überliefert: 
„Als die Nazis die Kommunisten hol-
ten, habe ich geschwiegen, ich war ja 
kein Kommunist. … Als sie mich hol-
ten, gab es keinen mehr, der protes-
tieren konnte.“ 

Wer jetzt mit den Wölfen heult, 
läuft Gefahr, dereinst Opfer genau die-
ser Wölfe zu werden.

Felix Oekentorp ist Sprecher des DFG- 
VK-Landesverbands NRW.

dere der im Bundestag vertretene 
Fraktionen hat einen solchen Prozent-
satz an hochrangigen (ehemaligen) 
Militärs. Die Selbstbezeichnung als 
Friedenspartei ist unfreiwillige Satire.

Holger Arppe, Ex-Landtagsabge-
ordneter und Ex-Landessprecher der 
AfD bis nach seiner Verurteilung we-
gen Volksverhetzung im Mai 2019, 
hatte 2015 geschrieben, man müsse 
„durch ständige Stichelei das System 
[…] destabilisieren“. Anschließend 
müsse man „erst mal das ganze rot-
grüne Geschmeiß aufs Schafott schi-
cken. Und dann das Fallbeil hoch und 
runter, dass die Schwarte kracht! […] 
Wir müssen ganz friedlich und über-
legt vorgehen, uns gegebenenfalls an-
passen und dem Gegner Honig ums 
Maul schmieren, aber wenn wir end-
lich soweit sind, dann stellen wir sie 
alle an die Wand“; „Grube ausheben, 
alle rein und Löschkalk oben rauf.“ 
(nachzulesen im „Tagesspiegel“).

Ebenfalls kein No-Name in der AfD 
ist oder war Marcel Grauf. „Ich wün-

«
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Und bist du nicht willig, so brauch‘ ich Gewalt 
Eine Dienstpflicht ist mit der Freiheitsgarantie des Grundgesetzes nicht vereinbar
Von Stefan Philipp

Kriegsdienstverweigerung

Zwei Punkte machen es not-
wenig, die Frage von Wehr-
pflicht/Dienstpflicht noch ein-
mal und schon wieder in der 

ZivilCourage aufzugreifen:
Dem Kriegsertüchtigungsminster 

Pistorius fehlen freiwillige Soldat*in-
nen, weshalb er über Verpflichtungen 
nachdenkt; dabei soll wohl der Militär-
dienst Teil einer allgemeinen Dienst-
pflicht werden, die Betroffenen sol-
len dann zwischen dem Dienst bei der 
Bundeswehr und einem zivilen im So-
zialbereich oder auch beim Katastro-
phenschutz wählen dürfen.

Zweitens: Auch in der DFG-VK be-
gegnen einem immer wieder Men-
schen, die eine allgemeine Dienst-
pflicht befürworten und auf die häufig 
positiven Erfahrungen im damaligen 
Zivildienst verweisen, den staatlich 
anerkannte Kriegsdienstverweigerer 
bis zur Aussetzung der Wehrpflicht 
2011 leisten mussten.

Um die Wehr-/Dienstpflicht-Pläne 
beurteilen zu können, sollte man zu-
nächst über die formal-rechtliche Ein-
ordnung solcher Verpflichtungen Be-
scheid wissen.

Wenn die Bundesrepublik ihre Bür-
ger*innen zu persönlich zu erbringen-
den Dienstleistungen verpflichten 
und solche mit denkbar härtesten 
Sanktionen durchsetzen will, dann 
braucht sie als Rechtsstaat  eine ver-
fassungsrechtliche Legitimation dafür. 
Im Fall der Wehrpflicht, die im Span-
nungs- und Verteidigungsfall automa-
tisch wieder gelten würde (Artikel 115a 
Grundgesetz in Verbindung mit § 2 
Wehrpflichtgesetz [WPflG]) ist dies Ar-
tikel 12a  Grundgesetz (GG), wonach 
„Männer [...] vom vollendeten acht-
zehnten Lebensjahr an zum Dienst in 
den Streitkräften [...] verpflichtet wer-
den“ können. 

Diese Wehrpflicht genannte Mi-
litärdienstverpflichtung wird entwe-
der durch die Dienstleistung bei der 
Bundeswehr erfüllt oder aber bei er-
folgter staatlicher Anerkennung als 
Kriegsdienstverweigerer durch den 
Zivildienst (§ 3 Abs. 1 WPflG). Dieser 
ist also Wehrpflichterfüllung und hat 
systematisch keinen anderen Zweck 
als die Aufrechterhaltung des Wehr-
pflichtsystems (auch wenn viele im Zi-
vildienst persönlich positive Erfahrun-
gen gemacht haben). Denn ohne die 
Pflicht zur Ersatzdienstleistung hätten 
(und würden es im Fall der Wiederein-
führung) vermutlich noch mehr Wehr-
pflichtige einen KDV-Antrag gestellt. 
Wegen des Ersatzcharakters hat der 
Zivildienst auch keine eigene Begrün-
dung und auch keine eigene nicht ab-
geleitete Zielbestimmung gehabt.

Deswegen auch sind die Strafbe-
stimmungen für diejenigen, die den 
Wehr- oder den Zivildienst verwei-
gern, indem sie aus dem Dienstver-
hältnis „flüchten“, dieselben: Bereits 
die „eigenmächtige Abwesenheit“ 
von mehr als drei vollen Kalenderta-
gen wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei 
Jahren verfolgt (§ 15 Wehrstrafgesetz, 
§ 52 Zivildienstgesetz), „Fahnenflucht“ 

(§ 16 WStG) und „Dienstflucht (§ 53 
ZDG) mit bis zu fünf Jahren Gefängnis.

Die grundgesetzliche Ermächti-
gung zur Wehrpflicht nach Art. 12a 
GG ist eine Ausnahme („lex specialis“) 
von der allgemein gültigen Vorschrift 
und Garantie des Art. 12 Abs. 2 GG: 
„Niemand darf zu einer bestimmten 
Arbeit gezwungen werden, außer im 
Rahmen einer herkömmlichen allge-
meinen, für alle gleichen öffentlichen 
Dienstleistungspflicht.“ Im Blick auf 
die Frage einer (allgemeinen) Dienst-
pflicht, eines „sozialen Pflichtjahrs“ 
etc. ist der entscheidende Begriff der 
der „Herkömmlichkeit“. Seit Deutsch-
land staatlich verfasst ist, also seit 
der Gründung des Deutschen Reichs 
1871, gab es keine solche Dienstleis-
tungspflicht – außer den 1935 von 
den Nazis eingeführten Reichsar-
beitsdienst. Die Freiheitsgarantie des 
Art. 12 GG ist vielmehr die bewusste 
Antwort des demokratischen Rechts-
staats BRD auf diese Dienstverpflich-
tungen und alle anderen Formen von 
Zwangsarbeit des NS-Staats.

Wer eine Dienstpflicht einführen 
will, der würde und müsste diese Frei-
heitsgarantie abschaffen – und dazu 
das Grundgesetz ändern. Das ist nach  
Art. 79 GG zwar möglich, bedarf aber 
einer Zweidrittelmehrheit in Bundes-
tag und Bundesrat. Von den (derzeit) 
735 Bundestagsabgeordneten müss-
ten also 490 einer solchen Änderung 
zustimmen, von den 16 Bundeslän-
dern 11. Mit einer solchen Änderung 
ist derzeit nicht zu rechnen, so sehr 
Pistorius, der Bundespräsident, die 
Wehrbeauftragte und andere dafür 
auch „trommeln“ mögen.

Als DFG-VK sollten wir mit dazu 
beitragen, dass eine Mehrheit gegen 
die Dienstpflicht bestehen bleibt. 

 
Stefan Philipp ist Chefredakteur der 
ZivilCourage. «

*aus: „Erlkönig“, J. W. von Goethe

*
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In ZivilCourage 1/2019 habe ich über 
hoffnungsvolle Entwicklungen in 
Nordzypern berichtet. Der seit 1974 
von türkischen Truppen besetzte 

Teil der Republik Zypern hat sich 1983 
eigenmächtig zur Türkischen Republik 
Nordzypern erklärt, wird aber nur von 
der Türkei anerkannt. Männer müs-
sen in Nordzypern einen Militärdienst 
(Dauer bis zu 15 Monate) leisten, dem 
ein obligatorisches eintägiges „Mobi-
lisierungstraining“ folgt; ein Recht auf 
Kriegsdienstverweigerung (KDV) exis-
tiert nicht. Im Januar 2019 wurde der 
bekannte Dichter Halil Karapaşaoğlu 
wegen vier verweigerter Mobilisie-
rungstrainings zu einer Geldstrafe von 
2 000 Türkischen Lira (TL) bzw. 20 Ta-
gen Gefängnis verurteilt. Er kam rasch 
wieder frei, da ein Berufungsgericht 
die Strafe auf drei Tage verringert hat-
te. Grund dafür war ein Gesetzent-
wurf für ein Recht auf KDV, der im Fe-
bruar vom nordzyprischen Parlament 
diskutiert werden sollte und dem die 
Initiative für Kriegsdienstverweige-
rung in Zypern (Kıbrıs‘ta Vicdani Ret, 
KVR) hoffnungsvoll entgegensah. Lei-
der versandete der Entwurf ebenso 
schnell, wie er überraschend aufge-
taucht war.

Im Juli 2019 reichte Halil Kara-
paşaoğlu beim Europäischen Ge-
richtshof für Menschenrechte (EGMR) 
wegen seiner Verurteilung eine Kla-
ge gegen die Türkei ein, die im Janu-
ar 2020 angenommen wurde. Bereits 
seit 2015 sind beim EGMR zwei weite-
re Klagen gegen die Türkei anhängig, 
eingereicht von Haluk Selam Tufanlı 
und EBCO-Vorstandsmitglied Murat 
Kanatlı jeweils aufgrund der Verwei-
gerung des Mobilisierungstrainings in 
den Jahren 2009 bzw. 2011. Die Klä-
ger werfen der Türkei Verstöße gegen 
diverse Artikel der Europäischen Men-
schenrechtskonvention vor, u.a. ge-
gen das Recht auf Freiheit und Sicher-

heit (Art. 5), auf Gedanken-, Religions- 
und Gewissensfreiheit (Art. 9) und auf 
ein faires Verfahren (Art. 6).

Laut EBCO-Vorstandsmitglied De-
rek Brett sind langdauernde Verfahren 
vor dem EGMR die Regel. In Nordzy-
pern kam die KDV-Frage erneut auf 
die Tagesordnung, als Mustafa Hür-
ben am 23. November 2023 vom Mi-
litärgericht Security Forces Court vor-
geladen wurde. Auch Mustafa verwei-
gerte den Ruf zur Reserveübung; in 
einer öffentlichen Erklärung vor dem 
Gerichtsgebäude erklärte er: „Ich will 
nicht Teil einer Einrichtung sein, die 
Menschen dazu ausbildet, andere 
Menschen zu töten, sei es zur Vertei-
digung oder für einen Angriff.“ Nach 
einer Verschiebung und einer An-
hörung am 14. Dezember 2023 fällte 
das Gericht am 18. Januar 2024 sein 
Urteil; EBCO (European Bureau for 
Conscientious Objection) und WRI 
(War Resisters‘ International) hatten 
Prozessbeobachter:innen entsandt. 
Sowohl der Staatsanwalt als auch der 
Richter machten deutlich, dass sie 
Mustafa als KDVer betrachteten. Der 
Richter erklärte, dass ihm angesichts 
der fehlenden Gesetzgebung die Hän-
de gebunden seien, und verurteilte 
Mustafa zur geringstmöglichen Stra-
fe von 800 TL, ersatzweise drei Tagen 
Gefängnis. Unter großem Medienecho 
und in Anwesenheit zahlreicher Unter-
stützer:innen trat Mustafa am 23. Ja-
nuar die Gefängnisstrafe an. Bereits 
vor der Verhandlung waren zahlreiche 
Videobotschaften für Mustafa einge-
troffen, nachdem die KVR auf Insta- 
gram zu einer Solidaritätskampagne 
aufgerufen hatte.

Die oppositionelle Republikanisch- 
Türkische Partei (CTP) hatte zwischen- 
zeitlich, am 5. Januar 2024, ihren Ge-
setzentwurf zur Regelung der KDV 
von 2019 erneut ins Parlament ein-
gebracht, verbunden mit dem Antrag 

auf dringende Behandlung. Die Regie-
rungskoalition, bestehend aus der Na-
tionalen Einheitspartei (UBP), der De-
mokratischen Partei (DP) und der Par-
tei der Wiedergeburt (YDP), lehnte den 
Dringlichkeitsantrag ab. Der UBP-Ab-
geordnete Atun aus Famagusta erklär-
te: „Es sollte nicht vergessen werden, 
dass sich das Land in einem Waffen-
stillstand befindet. Im Süden wird im-
mer stärker aufgerüstet. Es wäre nicht 
richtig, der Frage der Kriegsdienstver-
weigerung die Tür zu öffnen.“

Ungeachtet der verständnisvollen 
Haltung der Justiz beim Prozess ge-
gen Mustafa Hürben hat die Staatsan-
waltschaft erneut die Verfolgung von 
Halil Karapaşaoğlu aufgenommen. 
Da er weiter die Teilnahme an der 
jährlichen Mobilisierungsübung ver-
weigert, wurde er für den 1. Februar 
vor Gericht zitiert. Unter großem Me-
dienecho und in Anwesenheit zahlrei-
cher Unterstützer:innen verschob der 
Richter die Verhandlung auf den 14. 
März. Ob die mediale Aufmerksamkeit 
zu Fortschritten führen wird, hängt 
nach Einschätzung von Murat Kanat-
lı vor allem davon ab, ob es gelingen 
wird, politische Unterstützung aus 
dem Europaparlament und der Parla-
mentarischen Versammlung des Euro-
parates zu organisieren. 

Auch im südlichen Teil der Insel 
steht es um die Sache der KDV nicht 
gut. Zwar gibt es in der Republik Zy-
pern seit 1992 ein Recht auf Verwei-
gerung, doch ist der Alternativdienst 
deutlich länger als der obligatorische 
Wehrdienst. Informationen zum Recht 
auf KDV und zum Anerkennungsver-
fahren sind weitgehend unbekannt; le-
diglich drei säkular motivierte Verwei-
gerer haben in den letzten Jahren ei-
nen Zivildienst absolviert.

Guido Grünewald ist internationaler 
Sprecher der DFG-VK.

Verfolgte Kriegsdienstverweigerer 
Erneute Strafverfolgung von Kriegsdienstverweigerern in Nordzypern
Von Guido Grünewald

Kriegsdienstverweigerung

«
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Zu Besuch im EU-Parlament 
Was können EU-Abgeordnete für lokale Friedensinitiativen tun?
Von Hauke Thoroe

Eines der Mitglieder der DFG-
VK Berlin war zu Besuch im 
EU-Parlament in Straßburg. 
Dort diskutierte es mit Özlem 

Alev Demirel, außen- und friedens-
politische Sprecherin von Die Linke 
im Europaparlament, darüber, was 
EU-Abgeordnete tun können, um mit 
ihren Möglichkeiten lokale Friedensi-
nitiativen zu unterstützen. Im Folgen-
den berichten wir über die Ergebnisse 
der Gespräche und das begleitende 
Tourismusprogramm. EU-Abgeordne-
te können sehr viel für uns tun, ist das 
Fazit: Wir könnten das viel mehr nut-
zen!

Warum das EU-Parlament be-
suchen? „Kennst Du Deine EU-Ab-
geordneten?“ Das frage ich gerne 
bei geeigneten Anlässen meine Ge-
sprächspartner*innen. Die Antwort ist 
fast immer: „Öh, nein…“ Das ist ein 
doppeltes Problem. Wenn wir unse-
re Abgeordneten nicht kennen, kön-
nen wir keinen Einfluss nehmen. Un-
sere Abgeordneten haben auch nichts 
davon, wenn niemand ihr Engagement 
wahrnimmt. 

Ab und zu antworten auf mei-
ne Frage Menschen auch mit: „Äh… 
Sonneborn?“ Das zeigt, dass ein biss-

chen Krawall und Remmidemmi auch 
EU-Abgeordneten gar nicht schadet. 
Um zu ergründen, was EU-Parlamen-
tarier*innen für lokale Initiativen tun 
können, bin ich im Februar 2024 nach 
Straßburg gefahren.

Regelmäßige Besuchsfahrten. Für 
meinen Besuch habe ich an einer so-
genannten Besuchsfahrt der Abge-
ordneten Özlem Alev Demirel teilge-
nommen. Frau Demirel ist seit 2019 für 
Die Linke im EU-Parlament. 

EU-Abgeordnete erhalten vom 
Besucherzentrum des Europäischen 
Parlaments finanzielle Unterstützung 
bei der Organisation von Besuchs-
fahrten. In der Regel besichtigt man 
das EU-Parlament, informiert sich bei 
einem Vortrag des Besucher*innen-
zentrums, erklimmt die Besucher*in-
nentribüne des Sitzungssaals und hat 
Gelegenheit zum Austausch mit Ab-
geordneten und Mitarbeitenden. Ab-
gerundet wird dies mit einem touristi-
schen Programm.

Was können EU-Abgeordnete 
tun? Aber zur Sache: Was können 
EU-Abgeordnete für lokale Initiativen 
tun? Dazu zuerst ein Blick auf die for-
mellen Möglichkeiten. 

EU-Abgeord-
nete dürfen im 
EU-Parlament re-
den. Bei unserem 
Besuch hatte Öz-
lem Demirel im 
Plenum exakt 90 
Sekunden Rede-
zeit zur Verfügung. 
Diese ist also recht 
kostbar. Abgeord-
nete dürfen außer-
dem schriftliche 
Anfragen stellen. 
Diese werden in 
alle Amtssprachen 

der EU übersetzt, was ein netter kos-
tenloser Service ist. Die Kommission 
muss antworten: mindestens, dass sie 
keine Ahnung vom Thema hat oder es 
nicht wichtig findet (der/die Lesende 
merkt hier schon: Ob das für eine lo-
kale Initiative sinnvoll ist, wird in vielen 
Fällen auf die mediale Erzählung an-
kommen).

Deutlich seltener, weil deutlich auf-
wändiger, veranstalten EU-Abgeord-
nete Konferenzen. Schafft es eine lo-
kale Initiative, ihr Thema hier unterzu-
bringen, ist das natürlich Bombe. Auf 
der Konferenz selber gibt es ein aus 
Multiplikator*innen bestehendes Pu-
blikum, und zu Hause garantiert der 
Fakt, dass das eigene lokale Thema 
hochoffiziell im EU-Parlament statt-
fand, Aufmerksamkeit, Legitimation 
und mediale Präsenz. 

Außerdem machen die Fraktionen 
Broschüren. Etwas langweiliger und 
mehr Inhalt als das Ding mit der Kon-
ferenz, doch in der politischen Auf-
merksamkeitsökonomie funktioniert 
das ähnlich.

Statements? Nicht so richtig fündig 
geworden bisher? Macht nichts, es 
gibt noch informelle Wege. Für EU-Ab-
geordnete gilt die Freiheit des Man-
dats (und juristische Immunität). Wenn 
sie wollen (und Zeit finden), können 
sie sich also zu beliebigen Themen 
mit Statements in der Öffentlichkeit 
äußern. Diese Statements dürfen sie 
sogar vor der architektonischen Kulis-
se des Parlamentsgebäudes und auf 
ihren Internet-Medien machen. Wer 
merkt da schon, dass das Statement 
gar nicht in den kostbaren 90 Sekun-
den im Plenum stattfand?

Wahrnehmung? Aber nimmt das 
überhaupt wer wahr? Von allein nicht: 
Meistens muss man nachhelfen. Jour-
nalist*innen neigen dazu (wie alle an-
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deren Menschen auch …), bewährte 
Konzepte wie Strickmuster einzuset-
zen. Das führt dazu, dass spannen-
de Artikel u.a. dadurch spannend wer-
den, dass die Texte unterschiedlichen 
Akteuren unterschiedliche mediale 
Rollen zuweisen.

In diesem Theater könnten wir die 
Rolle der besorgten lokalen Bürger*in-
nen mit einem Anliegen wahrnehmen. 
Wir könnten aber auch krawallige Ak-
tivistis sein, die mit Zuspitzungen und 
spannenden Bildern oder Inszenie-
rungen für Aufmerksamkeit sorgen. 
Özlem Alev Demirel hat die Rolle, ein 
Thema mit ihrem Statement mit Legi-
timation zu versehen und in die politi-
sche Arena zu tragen. 

Unfreiwillig mitmachen tut außer-
dem die Gegenseite: Die EU-Kommis-
sion oder andere politische Verant-
wortliche werden sich meistens trotz 
Anfrage nicht äußern und sind damit 
ja schon im Hintertreffen. Sagen sie 
doch was: umso besser, dann gibts 
ja tatsächlich ´ne Nachricht. Haben 
wir noch irgendwelche Wissenschaft-
ler*innen oder Jurist*innen? Das sind 
auch beliebte mediale Rollen.

Abgeordnete ansprechen. Aber 
wie spreche ich Abgeordnete an? 
Eher über die Mitarbeitenden. Denn 
EU-Abgeordnete sind deutlich weni-
ger greifbar als andere Abgeordnete. 
Das EU-Parlament hat 40 Sitzungs-
wochen, der Bundestag nur 12 und 
das Berliner Abgeordnetenhaus hat 
alle zwei Wochen einen Termin (... plus 
Ausschusssitzungen …). EU-Abge-
ordnete haben also deutlich weniger 
Zeit, auf irgendwelchen öffentlichen 
Veranstaltungen abzuhängen, wo man 
sie mit seinem Thema einfach anspre-
chen kann. 

Schreibt deshalb eine kurze Mail 
an die Büros der Abgeordneten. Wenn 
es keine Antwort gibt, ruft zwei Tage 
später im Büro an und hakt bei den 
Mitarbeitenden nach.

Abgeordnete aussuchen. Welche 
Abgeordneten nehme ich? Durch die 
hohe Spezialisierung im EU-Parla-
ment erscheint es mir sinnvoll, die Ab-

geordneten nicht geografisch, son-
dern thematisch auszuwählen. Sucht 
euch eine Fraktion aus, die grob eure 
politischen Inhalte vertritt. Und dann 
schaut ihr die Profile der Abgeord-
neten der jeweiligen Fraktion durch. 
Wer ist in welchem Ausschuss? Was 
sagt die Person da so? Was macht die 
Person für Statements? Wie krawallig 
oder seriös sind die? Wozu stellt die 
Abgeordnete Anfragen? Keine Scheu 
vor dem Ausland: Eventuell kommt 
eure passende Abgeordnete aus ei-
nem anderen EU-Land. Ihr könnt kein 
Englisch? DeepL und Google helfen 
beim Übersetzen eurer Mails. 

Fazit. Traut euch, meistens werdet ihr 
bei thematisch passenden Abgeord-
neten offene Türen einrennen. Wich-
tig ist jedoch, dass den Abgeordneten 
und ihren Mitarbeitenden eure Idee 
thematisch, inhaltlich und aktions-
technisch einleuchtet. Diese Vorarbeit 
zu leisten, ist eure Aufgabe und nicht 
der Job der Mitarbeitenden!

Und der Tourismus? Und jetzt noch 
ein bisschen Tourismus, denn es war 
sehr nett in Straßburg. Tagesord-
nungspunkt 1: Besuch in der Kathe- 
drale Notre-Dame. Spektakuläres Ge-
bäude mit nur einem Turm (ein zweiter 
war zu teuer, BER und Elbphilharmo-
nie gab´s also auch schon früher…). 
Mir hat sehr gut gefallen, wie die Tou-
rist*innenbegleitung anhand des Ge-
bäudes den Unterschied zwischen ro-
manischer und gotischer Architektur 
zeigen konnte. 

Beim Verlassen der Kathedrale 
bekamen wir auch gleich einen Ein-
druck von der Militarisierung in Frank-
reich. Während wir uns sortierten, be-
streifte ein Jagdkommando den Platz. 
Doch nicht so trottelig wie unsere Be-
reitschaftspolizei oder Feldjäger: mit 
gegriffenem Sturmgewehr und sich 
feldmäßig verteilend, gegenseitig De-
ckung gebend, als sei durchaus mit 
plötzlichem Feindfeuer zu rechnen. 
Mein subjektives Sicherheitsempfin-
den erhöhte das nicht gerade, es löste 
bei mir eher das Bedürfnis aus, mich 
ganz schnell in Deckung zu begeben.

Bitte 
umsteigen 
von analog 
auf digital

Der DFG-VK-Bundeskassierer  
Christoph Neeb wirbt:  
Weniger Geld für die Post,  
mehr für Politik!  
Und bittet darum, dass sich mög-
lichst viele Mitglieder dafür ent- 
scheiden, die ZivilCourage nicht 
mehr als gedrucktes Heft per Post 
zu beziehen, sondern digital als PDF 
per E-Mail. Zu lesen am Computer, 
auf dem Tablet oder Smartphone. 
Bisher haben sich mehr als 500 Mit-
glieder für den Digitalbezug ent-
schieden und sparen v.a. Portokos-
ten (und in geringerem Maß auch 
Druckkosten) ein. Geld, das damit 
nun direkt in die politische Arbeit 
der DFG-VK fließt. Und eine Umstel-
lung schont natürliche Ressourcen.

Die Umstellung ist ganz einfach:
Entweder zivilcourage.dfg-vk.de/
die-zivilcourage-online-beziehen/ 
aufrufen, eintragen, absenden, fertig. 
Oder: E-Mail an: zc@dfg-vk.de  
mit dem Betreff: ZC digital
Bitte Vor- und Nachnamen, Wohnort 
und (falls griffbereit) Mitgliedsnum-
mer angeben. Vielen Dank!
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Architektonische Verbindungen. 
Dann schlafen, um 6 aufstehen und 
ins EU-Parlament. Spektakuläre Ar-
chitektur. Interessant der Vergleich 
mit dem gotischen Teil der Kathedra-
le: Die großen, lichten Fenster sollen 
Transparenz zur als oben imaginier-
ten Transzendenz symbolisieren, beim 
EU-Parlament findet sich derselbe 
Gedanke, nur nach unten. 

Der Vortrag des Besucher*innen-
dienstes hat mir gut gefallen. Der An-
gestellte des EU-Parlaments gab sich 
Mühe, zielgruppenangemessen für die 
Sinnhaftigkeit seiner Arbeitgeber*in zu 
werben. Er machte deutlich, dass das 
EU-Parlament nicht so klare Grenzen 
zwischen den Fraktionen hat wie an-
dere Parlamente, die eine Regierung 
bilden. Das führe dazu, dass sich in 
den Vorlagen und Beschlüssen sehr 
viele Positionen wiederfinden und Die 
Linke bei den Abstimmungen im Ge-
gensatz zu anderen Parlamenten zu 
60 Prozent auf der „Sieger*innensei-
te“ stehe.

Was darf Satire? An Herrn Son-
neborn und seinem „Satire-Projekt“ 
Die Partei ließ die Person vom Besu-
cher*innendienst hingegen kein gu-
tes Haar. Er witzelte, dass es zwi-
schen den beiden Abgeordneten von 
Die Partei zu einer „Auseinanderset-
zung über das Humorverständnis“ ge-
kommen sei (Sonneborn fand Ras-
sismus lustig, Semsrott nicht). Weiter 
argumentierte die Person vom Besu-
cher*innendienst, Sonneborns Zu-
spitzung und Dramatisierung sei einer 
Konsensfindung im politischen Be-
trieb des Parlaments völlig abträglich. 
Fairerweise stellte er aber klar, dass 
vermutlich niemand so viel dafür tue, 

das EU-Parlament den Bürger*innen 
nahezubringen, wie Herr Sonneborn.

Schwerpunkte der Abgeordne-
ten. Die eigentlich hier vorgesehe-
ne Diskussion mit Özlem Alev Demi-
rel fiel leider aus, da sie eine Rede im 
Plenum halten durfte. Stattdessen er-
läuterten ihre Mitarbeitenden die Ar-
beitsschwerpunkte ihrer Abgeordne-
ten und was sie in ihren Ausschüssen 
so tut: Sozialpolitik, für einen Mindest-
lohn streiten, Erdogan kritisieren und 
gegen die europäischen militärischen 
„Mobilitätsprojekte“ sein.

Die Tribüne. Danach ging´s auf die 
Tribüne. Man darf nix sagen, nix ma-
chen, keine Beutel mit Slogans mit-
nehmen, nur zuhören. Das aber in un-
gefähr 26 Sprachen via Kopfhörer und 
Simultanübersetzung. Die Sprechen-
den überzogen fast alle und redeten 
ohne Bezug aneinander vorbei. Erst 
war Uschi noch da, doch dann verließ 
sie den Saal. 

Das war Özlems Rede: https://bit.
ly/4acTTQv

Banner? Mir gelang es testweise, ein 
Banner in den Saal zu schmuggeln. 
Aber das ist in meinen Augen nicht der 
richtige Ort für eine Banner-Aktion. 
Die Tribüne ist sehr groß und sehr weit 
weg vom Plenum; man bräuchte ein 
riesiges Banner. Und um das Bilder-
machen müsste man sich auch küm-
mern, von alleine geht das nicht. Dies 
ist ebenfalls nur von der Tribüne mög-
lich, wo man sich nicht frei bewegen 
darf und deswegen nur eher schlech-
te Fotowinkel drinne sind. Und dann 
muss man das illegale Bild auch noch 
rausschmuggeln ... aber Wlan gäbe es 

immerhin, um es gleich in die Cloud zu 
senden ...

Ausstellung. Nächster Stopp: die 
Ausstellung. Es ist dieselbe wie im 
EU-Haus in Berlin. Sie feiert „Europa“ 
völlig kritiklos ab. Groß-Brexitannien 
ist in x % der Animationen noch mit 
am Start ... 

Um das schicke Erinnerungsfoto 
an der Fahnenwand wurden wir übri-
gens gebracht. Um die ausgefallene 
Diskussion wenigstens ein wenig zu 
ersetzen, nahm sich Özlem Alev Demi-
rel netterweise zwischen ihren Termi-
nen Zeit für eine verlängerte Kippen-
pause mit uns im Innenhof des Parla-
ments. Sie plauderte aus dem Innen-
leben des Parlaments. Lustige Anek-
dote: Es wird im Akkord abgestimmt. 
Weil da schon mal was schief geht, 
hat man fünf Tage Zeit, seine Abstim-
mung zu korrigieren. 

Bootsfahrt. Nächster Stopp: Schiff-
fahrtsanleger. Wir machen eine Boots-
fahrt einmal rund um Straßburg. Sehr 
nett – und warm dank Gewächshaus-
schiff. Straßburg ist schick: alte Häu-
ser, neuere Häuser, Wasser (keine 
Wasserratten gesehen). Vielen Dank 
für die Einladung nach Straßburg und 
die Mühe mit unserem Besuch.

Wer mehr über die Arbeit im 
EU-Parlament wissen möchte, dem 
sei die ARD-Arte-Satire „Das Parla-
ment“ empfohlen. Der junge Mitar-
beiter Sammy hat seinen ersten Tag 
im EU-Parlament und ist erst mal, zur 
Belustigung des Publikums, sehr ver-
wirrt, findet sich aber gemeinsam mit 
anderen jungen Mitarbeitenden (und 
dem/der Zuschauer*in) zusehends 

besser zurecht im Labyrinth 
EU-Parlament. Die Serie ist echt 
gut, sie ist lustig und erklärt un-
terschwellig sehr viel. Hier ist 
die erste Folge der ersten Staf-
fel: https://bit.ly/3IZ9Oq9

Hauke Thoroe ist Mitglied im 
Bundessprecher*innenkreis der 
DFG-VK und im Landesvor-
stand Berlin-Brandenburg. «
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Die DFG-VK protestiert gegen 
die jüngst geäußerten Pläne 
der Bildungsministerin Betti-
na Stark-Watzinger (FDP) Mi-

litär in Schulen noch intensiver wer-
ben zu lassen und Hochschulen für 
Militär- und Rüstungsforschung zu 
öffnen. Bildung und Forschung müs-
sen den Menschen und den Frieden 
dienen – nicht Vernichtung und Krieg. 

„Im Zug der von der Bundesregie-
rung ausgerufenen militärischen ‚Zei-
tenwende‘ wird nun eine massive Mi-
litarisierung des Bildungssektors ein-
geläutet“, warnt Michael Schulze von 
Glaßer, politischer Geschäftsführer 
der DFG-VK. Nach Plänen der Bil-
dungsministerin sollten beispielsweise 
Jugendoffiziere der Bundeswehr noch 
häufiger an Schulen kommen und dort 
für „ein unverkrampftes Verhältnis zur 
Bundeswehr“ sorgen: „Letztendlich 
geht es dabei darum, die jungen Men-
schen von der Aufrüstung zu begeis-
tern und für den Dienst an der Waffe 
zu werben“, erklärt Schulze von Gla-
ßer dazu. Die Bundeswehr habe zahl-
reiche neue Einheiten in den Dienst 
gestellt und suche für diese dringend 
„Menschenmaterial“, auch zur Bedie-
nung neuer Waffensysteme, die im 
Zuge des 100-Milliarden-Pakets für 
die Bundeswehr erworben werden. 
Jugendoffiziere haben bereits 2022 
über 4 300 Vortragsveranstaltungen 
abgehalten und dabei über 100 000 
Schüler*innen erreicht. 

Gerade Schulbesuche von Sol-
dat*innen seien kritisch, erklärt der 
Schulze von Glaßer, der bereits meh-
rere Bücher über Militärwerbung ver-
öffentlicht hat: „Schulen sind dazu 
verpflichtet, Sicherheitspolitik im Un-
terricht kontrovers darzustellen – 
Schülerinnen und Schüler dürfen nicht 
indoktriniert werden.“ Die Leitlinie für 
die politische Bildung in Deutschland 
sei der so genannte „Beutelsbacher-

Konsens“: „Wenn jemand von der 
Bundeswehr an Schulen kommt, 
muss auch eine Gegenposition 
vertreten sein – im Gegensatz zu den 
bundesweit 90 hauptamtlichen und 
300 nebenamtlichen Jugendoffizieren 
hat die Friedensbewegung aber kaum 
hauptamtliche Strukturen, und die al-
lermeisten Friedensbewegten sind 
rein ehrenamtlich aktiv“, so Schul-
ze von Glaßer. Zudem erinnert der 
DFG-VK-Geschäftsführer daran, 
dass in vielen Schulgesetzen eine Er-
ziehung zum Frie-
den und zu gewalt-
freier Konfliktlösung 
festgeschrieben sei: 
„Dazu können Solda-
tinnen und Soldaten 
nichts beitragen – die 
Bundeswehr ist dafür 
da, Konflikte durch Anwendung von 
Gewalt auszutragen, von friedlicher 
und gewaltfreier Konfliktlösung haben 
auch Jugendoffiziere keine Ahnung.“ 
Die DFG-VK fordert die Kündigung 
der in neun Bundesländern zwischen 
der Armee und dem jeweiligen Lande-
schul- bzw. Kultusministerium beste-
henden Kooperationsabkommen, ein 
Ende der Bundeswehr-Werbung an 
Schulen und die Auflösung der Einheit 
der Jugendoffiziere. 

Doch nicht nur Schulen sollen in die 
aktuell stattfindende Aufrüstung ein-
gebunden werden. Um neue Waffen 
und Kriegsstrategien zu entwickeln, 
fordert Bildungsministerin Stark-Wat-
zinger eine Öffnung von Universitä-
ten und Hochschulen für das Militär: 
„Manche Hochschulen haben sich 
eine Zivilklausel gegeben, die militäri-
sche Forschung verhindern soll“, sag-
te die FDP-Politikerin jüngst den Zei-
tungen der Funke-Mediengruppe. 

An rund 70 Bildungseinrichtungen 
gibt es die Selbstverpflichtung für rein 
zivile und friedliche Zwecke zu for-

schen. „Die Bundesregierung macht 
Druck und greift damit die Autono-
mie der Hochschulen an“, kritisiert 
Yannick Kiesel, Referent für Frieden-
spolitik bei der DFG-VK – und weiter: 
„Während die finanzielle Lage im Bil-
dungssektor immer prekärer ist, der 
Putz von der Decke der Lehrräume 
bröckelt und nicht ausreichend Geld 
für Personal da ist, winkt die Rüs-
tungsindustrie den Einrichtungen mit 
Geld, und die Bundeswehr bietet ihre 
Leute als Lehrende an“, so Kiesel. 

Erst vor Kurzem fand in Frankfurt 
am Main ein Kongress für zivile und 
friedliche Hochschulen statt: „Studie-
rende, Lehrende und Uni-Mitarbei-
terinnen und -Mitarbeiter haben sich 
dort ausgetauscht und gemeinsam 
beraten, wie das Bildungsideal einer 
friedlichen und gerechten Welt in Zei-
ten der Militarisierung noch zu errei-
chen ist“, berichtet der DFG-VK-Refe-
rent. Der Friedensverband werde sich 
in Zukunft noch stärker gegen die Mili-
tarisierung der Bildung einsetzen. 

Ein nächster Schauplatz für die 
Auseinandersetzung werde dabei 
Bayern, wie Michael Schulze von Gla-
ßer erklärt: „Der bayerische Minister-
präsident Markus Söder plant für das 
Bundesland ein eigenes ‚Gesetz zur 
Förderung der Bundeswehr in Bay-
ern‘, welches ein Kooperationsge-
bot bis hin zu einer Kooperations-
pflicht von Schulen und Hochschulen 
mit dem Militär vorsieht.“ Das sei eine 
ganz neue Dimension der Militarisie-
rung, so der DFG-VK Geschäftsführer. 

Keine Militarisierung der Bildung
„Schulfrei für die Bundeswehr“ als Antwort auf die Bundesbildungsministerin
Pressemitteilung der DFG-VK vom 19. März

«
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Den Finger in die Wunde des Unrechts gelegt
Prozesse wegen Protests gegen Atombomben
Von Ariane Dettloff

Am 4. März standen Miriam 
Krämer und Gerd Büntzly 
als wegen „Hausfriedens-
bruchs“ auf dem Atomwaf-

fengelände in Büchel Beschuldigte vor 
dem Amtsgericht Cochem. 

Gemeinsam mit fünf weiteren 
Menschen hatten Miriam Krämer und 
Gerd Büntzly sich am 8. Mai 2023 aus 
Protest gegen die Vorbereitung eines 
Angriffskriegs durch die sogenannte 
nukleare Teilhabe zu einer Mahnwa-
che im Atomwaffengelände der Bun-
deswehr im rheinland-pfälzischen Bü-
chel versammelt. Das Datum war be-
wusst gewählt, da sich an dem Tag 
zum 78. Mal der Tag der Befreiung 
vom Faschismus und das Ende des 
Zweiten Weltkriegs jährte. 

Die Atomwaffengegner*innen 
konnten ihr Go-in veranstalten, ohne 
den Sicherheitszaun zu beschädigen, 
denn das Tor stand offen, damit die 
Baustellenfahrzeuge passieren konn-
ten. Die Erneuerung der Landebahn 
ist die Voraussetzung für den Einsatz 
neuer Atomwaffen, die in Kürze dort 

stationiert werden sollen. 
„Wir sangen Lieder des zivilen Wi-

derstands und streuten Blumensamen 
auf die angrenzende Wiese“, erläuter-
te Miriam Krämer. Zur Rechtfertigung 
ihres zivilen Ungehorsams zitierte sie 
unter anderem den Grundgesetzarti-
kel 26: 

„Handlungen, die geeignet sind 
und in der Absicht vorgenommen wer-
den, das friedliche Zusammenleben 
der Völker zu stören, insbesondere die 
Führung eines Angriffskrieges vorzu-
bereiten, sind verfassungswidrig.“

Doch auf der Website der Bundes-
wehr heißt es unverblümt: „Der Haupt-
auftrag des Taktischen Luftwaffenge-
schwaders 33 ist der Luftangriff.“ 

Dies sei, so Miriam Krämer, un-
vereinbar mit dem Friedensgebot des 
Grundgesetzes. Daher betrachtet sie 
es als Pflicht, sich gewaltfrei zu wider-
setzen und „den Finger in die Wunde 
des Unrechts“ am Ausgangsort der 
potenziellen Zerstörung zu legen.

„Ausgehend von geschichtlichen 
Ereignissen wie dem friedlichen Wan-

del mit Hilfe des Bürgerprotests in der 
DDR, dem Protest bis zum Abzug der 
Mittelstreckenraketen vom Standort 
Mutlangen und den unzähligen Ak-
tionen zivilen Ungehorsams bis zum 
Ausstieg aus der Atomkraft prägte 
mich das Prinzip des gewaltfreien zivi-
len Widerstands zur Überwindung von 
anhaltenden Missständen und als Mit-
tel des Korrektivs der politischen Re-
gierungsmacht“, heißt es in ihrer Ein-
lassung vor dem Gericht.

Lehren aus der Geschichte. Den 
biografischen Hintergrund ihres En-
gagements erläuterte Miriam Krämer 
mit der widerständigen Tradition ihrer 
Herkunftsfamilie. 

So hatte ihre Großmutter während 
der Naziherrschaft Fluchthilfe für ihre 
nichtarischen Mitbürger*innen geleis-
tet, nachdem ihr aufgrund „mangeln-
dem vaterländischen Einsatz“ die Stel-
le gekündigt worden war. In der DDR, 
wo Miriam aufwuchs, verweigerte 
sie als Dreizehnjährige das Schießen 
beim schulischen Mehrkampfwettbe-
werb und mit 14 Jahren blieb sie die-
sem ganz fern. Vom „Wehrkundeun-
terricht“ wurde sie suspendiert. Die 
Konsequenz war der Ausschluss von 
der Möglichkeit, zu studieren und ei-
nen adäquaten Ausbildungsberuf zu 
lernen.

Nach dem Übergang in die BRD 
gründete sie als Reaktion auf die deut-
sche Beteiligung am Balkankrieg mit 
anderen Mitstreiter*innen das Würz-
burger Friedensbündnis und organi-
sierte Großdemonstrationen gegen 
diesen und weitere Kriege. 

Sie arbeitete unter anderem als 
Friedensfachkraft im Sudan. Zurück-
gekehrt war sie Mitbegründerin der 
Trainergenossenschaft „act for trans-
formation“ in Aalen und arbeitete als 
Referentin für Konflikttransformation, 
interkulturelle Kompetenz und globa-
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Mahnwache vor dem Amtsgericht Cochem mit Gerd Büntzly und Miriam Krämer (3. und 4. von links)
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les Lernen. Als Vorbilder betrachtet 
Miriam Krämer neben den Aktivist*in-
nen am Fliegerhorst Büchel ihre Groß-
mutter und die sudanesischen Kol-
leg*ihnen, die unzählige Gewaltfrei-
heits-Trainings für die Zivilbevölkerung 
veranstaltet und sich unter Einsatz ih-
res Lebens in monatelangen Massen-
demonstrationen für den friedlichen 
Wandel von der Diktatur in eine De-
mokratie engagiert haben. 

Vorbilder sind für sie auch die 
Menschen, die 1989 in der DDR auf 
die Straße gegangen sind und freie 
Wahlen gefordert haben, obwohl der 
Zusammenbruch des Systems nicht 
absehbar war und harte Strafen zu er-
warten waren. 

„So denke ich auch über die Men-
schen in Russland, die sich trauen, 
kreative Proteste für ein Ende des 
Krieges und für einen demokratischen 
Wandel trotz Androhung stärkster Re-
pressionen durchzuführen, ebenso 
Kriegsdienstverweigerer in der Ukrai-
ne“, erklärte die Aktivistin weiter im 
Amtsgericht Cochem. 

Zudem habe sie aus der Geschich-
te ihrer Großeltern, Eltern und der ei-
genen gelernt, dass das, was heute 
als unrechtes Verhalten verurteilt wird, 
im Blick zurück als dringend notwen-
dig erachtet werden kann.

Die Richterin verhängte 30 Ta-
gessätze, ersatzweise Haft. Miriam 
Krämers Strafprozess war der hun-
dertste zum Thema Atomwaffenpro-
test seit den 1990er Jahren.

Gerd Büntzly wurde aufgrund des-
selben Vorwurfs als „Wiederholungs-
täter“ zu 90 Tagessätzen verurteilt. Er 
hatte erklärt, die Sachlage sei den Ge-
richten lange bekannt. Sie hätten im-
mergleiche Urteile gefällt, doch nie-
mals Beweisanträge zu den Atomwaf-
fen in Büchel zugelassen. Daher sehe 
er sich nicht mehr in der Lage, sich zu 
verteidigen, und werde schweigen.

Beide Urteile sind noch nicht 
rechtskräftig. 

Ariane Dettloff ist Mitglied in der DFG-
VK-Gruppe Köln.

Trauer um

Elvi Claßen
2. August 1960 – 21. Dezember 2023

Mit nur 63 Jahren verstarb am 21. De-
zember 2023 nach kurzer schwerer 
Krankheit die ehemalige verantwortli-
che Redakteurin der ZivilCourage, Elvi 
Claßen. 

Aufgewachsen in einem Eifeldorf, 
musste sie sich Bildungschancen er-
kämpfen: Abitur auf dem zweiten Bil-
dungsweg, dann Studium der Sozial- 
und Medienwissenschaft. 1981 trat 
sie der DFG-VK bei, 1985 wurde sie 
auf dem Bundeskongress in Münster 
als Verantwortliche für die Jugendar-
beit in den Bundesvorstand gewählt, 
ab 1986 war sie auch Teil der Zivil-
Courage-Redaktion und von 1989 bis 
1999 verantwortliche Redakteurin. 

Bei allem, was sie politisch ge-
macht hat, hat sie nie gefragt, ob 
es sich für sie persönlich lohnt. Ihre 
Fragen waren: Ist es nötig und er-
gibt es Sinn? Wenn ja, dann gab es 
für sie kein Halten. Manchmal warf 
sie den ganzen Redaktionsplan über 
den Haufen, um noch einen aktuel-
len Text in der ZivilCourage unterzu-

bringen, auch wenn deswegen die 
Korrekturfahnen nachts um drei von 
Köln nach Düsseldorf gefahren wer-
den mussten. 

Nach ihrem Ausscheiden aus 
der ZivilCourage-Redaktion arbeite-
te sie zeitweilig im elterlichen Fami-
lienbetrieb, in einer Unterkunft für 
Geflüchtete und in einer Bildungs-
einrichtung für Erwerbslose. 2015 
kam sie als wissenschaftliche Mit-
arbeiterin in mein Abgeordneten-
team im Bundestag in Berlin. Ihr war 
immer wichtig, dass unsere parla-
mentarische Arbeit einen Nutzwert 
für die Friedensbewegung hat, etwa 
mit der Kampagne gegen das Nato- 
Manöver Defender 2020 oder Anfra-
gen zu den Atomwaffen in Büchel.  

Viel zu früh haben wir eine Mit-
streiterin für eine bessere Welt ver-
loren. Mein besonderes Mitgefühl 
gilt Elvis Ehemann Jörg sowie ihren 
Freund:innen und Kolleg:innen. 

Wir vermissen sie.
Kathrin Vogler «

Antimilitarismus
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Rüstungsexporte in Krisen- 
und Kriegsgebiete waren 
und sind umstritten – beson-
ders wenn sie in ein Land 

gehen sollen, das Menschenrech-
te massiv mit den Stiefeln seiner Si-
cherheitskräfte tritt. Erinnern wir uns: 
Bereits vor gut zehn Jahren sprachen 
alle Argumente aus friedenspolitischer 
und menschenrechtlicher Sicht ge-
gen Kriegswaffenlieferungen an Sau-
di-Arabien. 

„Ein Staat in einem Krisengebiet. 
Ein Staat, in dem die Demokratiebe-
wegung auf eigenem Territorium und 
im Nachbarland mit Waffengewalt 
unterdrückt wird. Ein Staat ohne ge-
schriebene Verfassung und landes-
weite Wahlen. Ein aus westlicher Sicht 
barbarischer Staat, der Erinnerungen 
ans tiefste Mittelalter wachruft“, so 
meine Einführung ins „Schwarzbuch 
Waffenhandel“ (München 2013).

Damals kritisierte ich, dass bei 
Zusammenkünften mit Wirtschafts-
delegationen Menschenrechte allen-
falls pro forma angesprochen, und zu-
gleich profitable Waffendeals eingefä-
delt wurden. Dass die Große Koaliti-
on unter Führung von Bundeskanzle-
rin Angela Merkel für die militärischen 
Geschäftspartner in Riad eine Lizenz 
zum Eigenbau von G36-Sturmgeweh-
ren, die Lieferung von 70 Kampflugzeu-
gen des Typs „Eurofighter Typhoon“ 
und eine mehrere tausend Kilometer 
lange Grenzsicherungsanlage rund 
um das Land mit deutscher Beteili-
gung genehmigt hatte. 

Zu den vehementesten Kritikern 
dieser skrupellosen Rüstungsexport-
politik zählte die (damalige) Opposi-
tionspartei Bündnis 90/Die Grünen. 
Wenige Tage vor der Bundestags-
wahl im September 2021 schaltete sie 
in den sozialen Medien eine gezielte 
Werbekampagne gegen Kriegswaf-

fenlieferungen in Krisen- und Kriegs-
gebiete.

Mit der neuen Ampelkoalition wur-
de Robert Habeck Bundeswirtschafts-
minister, Grüne. Sven Giegold, Grüne 
und vormals Attac, avancierte zum – 
für Rüstungsexporte zuständigen – 
Staatssekretär. Giegold versprach ein 
neues Rüstungsexportkontrollgesetz, 
das Restriktion gewährleisten, beste-
hende Gesetzeslücken schließen und 
mehr Transparenz schaffen sollte.

Zweieinhalb Jahre danach wird die 
Gesetzesvorlage noch immer unter 
den Ministerien diskutiert. Ein neuer 
Gesetzestext ist noch lange nicht ver-
abschiedet. Derweil steigt das Rüs-
tungsexportvolumen exorbitant an. 
2023 musste mit einem Gesamtum-
fang an Exportgenehmigungen in 
Höhe von 12,2 Milliarden Euro der 
schlimmste Negativrekordwert aller 
Zeiten verbucht werden.

Längst vergessen ist die Tatsa-
che, wonach SPD, Grüne und FDP im 
Koalitionsvertrag noch „eine restrikti-
ve Rüstungsexportpolitik“ vereinbart 
hatten. Als Sprecher der Kampagne 
„Aktion Aufschrei – Stoppt den Waf-
fenhandel!“ kritisierte ich die dramati-
sche Steigerung bei Waffenexporten 
in den Medien scharf. Unter anderem 
erzielt durch Kriegswaffenlieferun-
gen an die Ukraine, Israel und Südko-
rea. Diese seien „eine Schande für die 
Bundesregierung“. In der Rüstungsin-
dustrie würden „die Sektkorken knal-
len“.

Giegolds Ausführungen zum ka-
tastrophalen Rüstungsexportbericht 
2023 entsprachen denen seiner Vor-
gänger gemäß dem altbekannten 
Motto: Sage das Gegenteil von dem, 
was du tust. So vertrat er die Ansicht, 
„dass die Bundesregierung an ihrer 
restriktiven Grundlinie bei rüstungsex-
portpolitischen Entscheidungen fest-
hält, wonach die Frage der Menschen-

rechte von besonderer Bedeutung für 
alle rüstungsexportpolitischen Ent-
scheidungen“ sei. 

Einer der wirklich wenigen Licht-
blicke war die Weigerung der Bun-
desregierung, die von Großbritannien 
angeforderten Teilzulieferungen aus 
Deutschland für Eurofighter-Exporte 
via Großbritannien nach Saudi-Arabi-
en zu blockieren. 

Worst Case: Eurofighter für Sau-
di-Arabien und den Hamas-Verbünde-
ten Katar. Noch im Sommer 2023 hat-
te Kanzler Scholz auf dem Nato-Gipfel 
in Vilnius seine Zustimmung zur Zulie-
ferung zentraler deutscher Eurofigh-
ter-Waffenbestandteile für Saudi-Ara-
bien verweigert. Eine solche Lieferung 
wurde hingegen unterstützt von den 
Rüstungsunternehmen Airbus, dem 
Bundesverband der Luft- und Raum-
fahrtindustrie und der IG Metall, die 
sich für die Kampfflugzeug-Lieferung 
stark machten.

Im Januar fiel dann auch diese  
letzte Hürde. Bei einer Nahostreise 
sprach sich die grüne Außenminis-
terin Annalena Baerbock dafür aus, 
dass Deutschland die neuerliche Lie-
ferung von Kampfjets des Typs Eu-
rofighter „Typhoon“ an die Militärs in 
Riad zulassen solle. Den früheren 70 
Jets sollten nunmehr 48 weitere fol-
gen. Saudi-Arabien trage maßgeblich 
zur Sicherheit Israels bei und wolle die 
Gefahr eines regionalen Flächenbran-
des eindämmen. „Gerade deshalb se-
hen wir nicht, dass wir uns als deut-
sche Bundesregierung den britischen 
Überlegungen zu weiteren Eurofigh-
tern für Saudi-Arabien entgegenstel-
len“, so Baerbocks Rechtfertigung.

Mit einem Mal waren all die guten 
Gründe obsolet, warum das Regime in 
Riad keinesfalls die gewünschten wei-
teren 48 „Typhoon“ erhalten könne. 
Vergessen auch die führende Rolle, 

Hemmungslose Rüstungsexportpolitik
Waffenexporte lösen kein Problem, schaffen nur neue und bringen keinen Frieden 
pressemitteilungen@gruene-bundestag.de
Von Jürgen Grässlin
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onsorten von EF-Teilen, wie in Augs-
burg, Freiburg, Oberndorf und weite-
ren.

Kriegslogik schürt Hass auf Ge-
nerationen hinaus. Die Logik, wonach 
kriegerische Auseinandersetzungen 
und Kriege mit massiven Militärinter-
ventionen und Waffenexporten schnell 
und erfolgreich beendbar seien, ist 
auf ganzer Linie gescheitert. Sowohl 
seitens der Nato und ihrer Verbünde-
ten als auch seitens der Bundeswehr. 
Alle Kampfeinsätze der großen Kriege 
des 21. Jahrhunderts – sei es in Afg-
hanistan, im Irak, in Libyen, im Jemen, 
in Syrien, in der Ukraine und im Ga-
za-Streifen – sind gekennzeichnet von 
militärischen Desastern. 

So wird auch der Abnutzungs-
krieg in der Ukraine nicht mit neuer-
lichen Waffenexporten zu lösen sein. 
Und die israelfeindliche Ideologie der 
Hamas wird nicht durch Zehntausen-
de getöteter, verstümmmelter und ver-
krüppelter Palästinenserinnen und Pa-
lästinenser auszulöschen sein. Im Ge-
genteil: Mehr Tote und Verletzte schü-
ren allseits nur weiteren Hass auf Ge-
nerationen hinaus. 

Weitere Waffenexporte und noch 
mehr Waffeneinsätze führen in die 
Konflikteskalation. Wer – wie die Bun-
desregierung – Kriegswaffen in Kri-
sen- und Kriegsgebiete exportiert, 
gießt Öl ins Feuer, schafft neue Brand-
herde. »

die die saudischen Streitkräfte bei der 
Militärintervention im Jemen-Krieg 
seit 2015 bis heute spielen. Vergessen 
die Tatsache, dass die saudische Luft-
waffe mit den zuvor gelieferten Euro-
fightern zahlreiche zivile Ziele bombar-
diert und abertausende Zivilistinnen 
und Zivilisten getötet hatte. Vergessen 
der Auftragsmord am Journalisten Ja-
mal Kashoggi 2018. Vergessen all die 
klaren Verletzungen des humanitären 
Völkerrechts und der Menschenrech-
te, die von Seiten der Vereinten Natio-
nen beobachtet und kritisiert wurden.

Eher im Stillen erfolgt bereits ein 
nicht minder brisanter Rüstungs-
export. Im Sommer 2022 hatte das 
Fachmagazin „Europäische Sicher-
heit & Technik“ gemeldet, dass British 
Aerospace (BAE Systems) den ersten 
von 24 Eurofightern in einer offiziel-
len Übergabezeremonie im britischen 
Warton an die Streitkräfte Katars aus-
geliefert hatte. Im August 2023 melde-
te BAE, dass die Hälfte der Kampfjets 
an die katarische Luftwaffe ausgelie-
fert worden sei. 

Zur Erinnerung: Katar zählt zu den 
engsten Verbündeten der radikalis-
lamischen Hamas, die am 7. Okto-
ber 2023 mehr als 1 200 israelische 
Zivilistinnen und Zivilisten ermorde-
te. Gleichzeitig wurden die deutschen 
Rüstungsexporte an den Verbündeten 
Israel von 2022 auf 2023 verzehnfacht. 
In diesem Sinne agiert die Ampelko-
alition wie ihre Vorgängerregierungen: 
Rüstungsexporte an beide verfeinde-
te Seiten sind gut fürs Geschäft. Moral 
und Ethik – nein danke!

Für die DFG-VK bieten die lau-
fenden Exportskandale die Möglich-
keit, nachdrücklich die hemmungslo-
se Rüstungsexportpolitik der Ampel-
koalition anzuprangern. Eine gelun-
gene Aktion „Keine neuen Eurofighter 
für Saudi-Arabien“ wurde von unse-
rem politischen Geschäftsführer Mi-
chael Schulze von Glaßer im Januar 
in Berlin organisiert (siehe https://bit.
ly/3Thx1IL). 

Viele weitere sollten unsererseits 
an den relevanten Orten folgen: dem 
Bundeskanzleramt als Sitz des Bun-
dessicherheitsrats und an Produkti-

Nein, Waffenexporte lösen kei-
nes der Probleme, schaffen nur neue, 
bringen schon gar keinen Frieden. Sie 
dienen einzig und allein dem Wohl der 
Rüstungsindustrie, die – vergleich-
bar den Zeiten des Kalten Krieges – in 
diesen heißen Kriegen des 21. Jahr-
hunderts von der allseitigen Gewalte-
skalation profitiert. Deren Produktion 
boomt, deren Gewinne steigen, deren 
Aktienkurse gehen durch die Decke. 

Die zentrale Erkenntnis ist und 
bleibt: Militär und Rüstung sind nicht 
die Lösung, sie sind das Problem. 

Die Zeitenwende der Zeitenwen-
de – gemäß der Friedenslogik von 
Papst Franziskus. Alles spräche da-
für, endlich die Reißleine zu ziehen 
und sofort von der völlig verfehlten 
und kontraproduktiven Kriegslogik 
auf eine sinnhafte Friedenslogik um-
zustellen. Der gesunde Menschenver-
stand gebietet eine radikale Umkehr, 
einen unverzüglichen Politikwechsel. 
Weg von der Zeitenwende eines Olaf 
Scholz und der Bundesregierung, hin 
zur Zeitenwende der Zeitenwende.

Dabei setzt die Friedenslogik auch 
auf die Analysen der wissenschaft-
lichen Studie „Why Civil Resistan-
ce Works“ und ihrer Nachfolgestudi-
en. Darin konnten die US-Friedens-
forscherinnen Erica Chenoweth und 
Maria J. Stephan empirisch belegen, 
dass gewaltfreier Widerstand wesent-
lich erfolgreicher war und ist als militä-
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» rischer. Und dass massenhaftes Mor-

den und die Zerstörung eines Landes 
durch gewaltfreien Widerstand und 
Soziale Verteidigung weitgehend ver-
mieden werden können.

Friedenslogik ermöglicht den Men-
schen in Kriegsgebieten das Verlas-
sen der Gefahrenzone, allen KDVern 
und Deserteur*innen die Flucht ins 
Ausland. Friedenslogik leistet umfas-
sende humanitäre Hilfe, die den Not-
leidenden das Überleben sichert. Statt 
auf mehr Militär und weitere Waffe-

„Vor diesem Hintergrund fordern 
wir die Bundesregierung in aller Dring-
lichkeit auf, keine Waffenexporte nach 
Israel zu genehmigen, solange dieser 
Krieg geführt wird und die Gefahr be-
steht, dass die gelieferten Waffen ge-
gen die Zivilbevölkerung in Gaza ein-
gesetzt werden könnten“, so Jürgen 
Grässlin, Sprecher der Kampagne und 
Bundessprecher der DFG-VK. „Der 
für Deutschland verbindliche Waffen-
handelsvertrag und der Gemeinsa-
me Standpunkt der EU gebieten es, 
Exportgenehmigungen zu versagen, 
wenn die Gefahr besteht, dass die ge-
lieferten Rüstungsgüter dafür einge-
setzt werden könnten, um Verstöße 
gegen die Menschenrechte oder das 
humanitäre Völkerrecht zu begehen 
oder zu erleichtern. Der Gerichtshof 
in Den Haag hat am 12. Februar ge-
urteilt, dass die niederländische Re-
gierung aus diesen Gründen ‚jegliche 
(tatsächliche) Ausfuhr und Durchfuhr 
von F-35-Teilen mit Endbestimmung 
Israel einzustellen‘ hat“, so Grässlin 
weiter. „Dieses Urteil bestärkt unsere 
Forderung nach einem Verbandskla-
gerecht in einem Rüstungsexportkon-
trollgesetz. Genehmigungsentschei-
dungen der Bundesregierung müssen 
von unabhängigen Gerichten auf ihre 
Gesetzmäßigkeit hin überprüft wer-
den können. Das gebietet das Rechts-
staatsprinzip“, ergänzt Grässlin.

„Der Internationale Gerichtshof 
hat am 26. Januar im einstweiligen 
Rechtsschutzverfahren daran erin-
nert, dass ‚alle Parteien des Konflikts 

im Gazastreifen an das humanitä-
re Völkerrecht gebunden sind‘. Zu-
dem wird Israel aufgefordert, ‚alles 
in seiner Macht Stehende zu tun‘, um 
Tötungen und schwere körperliche 
und geistige Verletzungen der Grup-
pe der Palästinenser in Gaza zu ver-
hindern und ‚wirksame Maßnahmen 
[zu ergreifen], um die Bereitstellung 
von dringend benötigter Grundver-
sorgung und humanitärer Hilfe zu er-
möglichen‘“, so Gerold König, „Auf-
schrei“-Sprecher und Bundesvor-
stand von Pax Christi, und fordert: 
„Die Bundesregierung muss alle ihr 
zur Verfügung stehenden Mittel nut-
zen, um die Forderungen des IGH 
gegenüber Israel zur Umsetzung zu 
bringen und Deutschlands Hilfszah-
lungen an das UNRWA unverzüglich 
wiederaufnehmen.“ König fügt hinzu: 
„Es ist schwer, über Menschlichkeit 
und Frieden zu reden, wenn ein Krieg 
geführt wird, bei dem die Grenzen 
des Sag- und Vorstellbaren von bei-
den Seiten weit überschritten wur-
den. Die Bundesregierung und die 
internationale Staatengemeinschaft 
müssen alles in ihrer Macht Stehen-
de tun, um das Töten und Sterben zu 
beenden und einen langfristigen Be-
friedungs- und Versöhnungsprozess 
zu unterstützen. Dazu gehört auch, 
eine dauerhafte Lösung im Rahmen 
einer Zweistaatenlösung zu suchen. 
Wir sind es den Opfern auf beiden 
Seiten schuldig, nicht zu schweigen.“
Presseerklärung der „Aktion Auf-
schrei“ vom 21. Februar

Völkerrecht achten! Leid vermeiden! Rüstungsexporte nach Israel aussetzen!

nexporte zu setzen, fördert Friedens-
logik Waffenstillstandsverhandlungen 
und leitet Friedensverhandlungen ein.

Durchaus in diesem Sinne forder-
te Papst Franziskus im März die Uk-
raine auf, Mut zu zeigen und eine „wei-
ße Fahne“ zu hissen, um ein Kriegsen-
de auszuhandeln. Gemeint waren Ver-
handlungen mit Russland, „bevor es 
noch schlimmer wird.“ Wohl dem, der 
so viel Weitblick besitzt und es wagt, 
dem militäraffinen Mainstream so of-
fen entgegen zu treten. 

Für die DFG-VK bedeutet die Frie-
denslogik die Chance, verstärkt in die 
öffentliche Debatte einzugreifen – mit 
Aktivitäten auf allen politischen Ebe-
nen. Und im Verbund mit der sozialen 
Bewegung, den Gewerkschaften und 
den Kirchen, die sich gleichsam dem 
monetären Mangel in der Bildung, in 
der Pflege, bei der Gesundheit, in der 
Kultur entgegenstellen.

Jürgen Grässlin ist Mitglied im DFG- 
VK-Bundessprecher*innenkreis. «

„Wir verurteilen uneingeschränkt die 
brutalen Terroranschläge der Ha-
mas und islamistischer Gruppen am 
7. Oktober gegen Israel und fühlen 
mit den Opfern, Angehörigen und der 
Bevölkerung Israels, die unter den 
Folgen leiden. Wir verurteilen auch 
die militärischen Gegenmaßnahmen 
der israelischen Regierung in Gaza, 
wenn diese gegen die Menschen-
rechte und das humanitäre Völker-
recht verstoßen. Dazu gehören die 
gezielte Bombardierung von zivilen 
Zielen, wie Flüchtlingslagern, Schu-
len, Krankenhäusern und damit die 
bewusst in Kauf genommene Tö-
tung von Zivilist:innen, darunter vor 
allem Kinder und Frauen. Wir fühlen 
mit den Opfern, Angehörigen und der 
Bevölkerung in Gaza, die unter die-
sen Handlungen leiden“, erklärt Vin-
cenzo Petracca, Sprecher der Akti-
on Aufschrei  und Mitglied der Akti-
onsgemeinschaft Dienst für den Frie-
den und mahnt: „Das Selbstverteidi-
gungsrecht Israels muss sich in den 
Grenzen des Völkerrechts bewegen. 
Das Recht auf Leben und körperliche 
Unversehrtheit gilt uneingeschränkt 
für alle Menschen. Auch der US-Au-
ßenminister Blinken hat gegenüber 
der israelischen Regierung ange-
mahnt, den 7. Oktober nicht als ,Frei-
brief zur Entmenschlichung ande-
rer‘ zu benutzen. Entsprechend be-
ruht unsere Kritik an der derzeitigen 
Kriegsführung der israelischen Re-
gierung in Gaza einzig und allein auf 
den Prinzipien der Menschlichkeit.“
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Am 30. Januar 1933 wurde 
der Naziführer Adolf Hitler 
durch Reichspräsident Hin-
denburg zum Reichskanzler 

ernannt. Der Aufruf der KPD zum Ge-
neralstreik für den Tag darauf wurde 
im Wesentlichen nur in Mössingen be-
folgt, also einem damaligen Dorf am 
Albrand, nicht allzuweit von hier ent-
fernt, wo 800 Menschen ihre Arbeit 
niederlegten.

Der „Reichstagsbrand“ vom 27. 
Februar 1933 wurde von der NS- Füh-
rung genutzt, um die hemmungslo-
se Verfolgung von Regimegegnern zu 
verschärfen. Bereits einen Tag spä-
ter wurde durch den Reichspräsi-
denten die „Verordnung zum Schutz 
von Volk und Staat“ erlassen, kurz: 
Reichstagsbrandverordnung. Mit die-
ser wurden einerseits wesentliche 
Grundrechts-Artikel der Weimarer 
Verfassung außer Kraft gesetzt; und 
andererseits wurde das Prinzip der 
„Schutzhaft für Staatsfeinde“ in Gang 
gesetzt, welches sich außerhalb des 
staatlichen Justizsystems befand. In-
haftierungen in die Gefängnisse und 
dann in die KZs erfolgte also unter 
Umgehung der Justiz.

Damit war der Weg freigeräumt 
für die nunmehr legalisierte Verfol-
gung der politischen Gegner der NS-
DAP durch Polizei und SA. Es wurden 
zwar am 5. März 1933 Reichstags-
wahlen abgehalten, die insbesondere 
für die KommunistInnen schon keine 
„freie Wahlen“ mehr waren. Nun er-
wies sich die Reichstagsbrandverord-
nung für die Nazis als eine entschei-
dende Etappe bei der Ausschaltung 
ihrer politischen und weltanschauli-
chen GegnerInnen und in der Errich-
tung der NS-Diktatur. Bei den nun er-
folgten Massenverhaftungen ohne 
Rechtsverfahren im März 1933 wur-
den die Verhafteten ohne Angabe von 
Rechtsgründen mit dem Instrument 

der „Schutzhaft“ in die Sturmlokale 
und Prügelkeller der SA verschleppt 
oder in die bestehenden Polizei- und 
Amtsgerichtsgefängnisse eingeliefert. 
Diese waren bald völlig überfüllt.

So entstanden ab März 1933 im 
Deutschen Reich mindestens 80 Orte, 
an denen über 100000 Menschen in 
„Schutzhaft“ genommen wurden. Vie-
le dieser Orte wurden zunächst offi-
ziell als Konzentrationslager bezeich-
net. Dazu gehörte ab dem 20. März 
1933 hier das KZ Heuberg.

Für das KZ wurden Gebäude der 
hier vorhandenen ehemaligen Kaser-
ne genutzt. Diese hatte das Großher-
zogtum Baden hier in Stetten am kal-
ten Markt samt Truppenübungsplatz 
ab 1912 für badische Truppen errich-
ten lassen. Der damalige Beschluss 
wurde von der Stettener Bevölkerung 
mehrheitlich sehr begrüßt. Denn das 
hochgelegene Bauerndorf mit seinen 
miserablen Böden war für die Land-
wirtschaft wenig geeignet, und ent-
sprechend herrschten ärmliche Ver-
hältnisse vor. Die nun zum Garnison-
sort gewordene Gemeinde erlebte 
einen ungeheuren wirtschaftlichen 
Aufschwung, gerade auch im Ersten 
Weltkrieg. Die Bevölkerung verdop-
pelte sich in den wenigen Jahren bis 
zum Kriegsende. Doch nach dem ver-
lorenen Krieg benötigte die Reichs-
wehr Kaserne und Truppenübungs-
platz auf dem Heuberg nicht mehr, 
was sich auf die wirtschaftliche Situ-
ation in Stetten sehr negativ nieder-
schlug. Stattdessen wurde 1920 das 
gesamte Lager und der Platz dem 
Karlsruher Verein „Kinderheilfürsorge 
Heuberg e.V.“ übergeben. Es wurde 
dann von reformfreudigen PädagogIn-
nen als Kindererholungsheim genutzt 
- von Armut betroffene Kinder wurden 
aufgepäppelt und gestärkt; insgesamt 
waren rund 100 000 Kinder zur Erho-
lung in der ehemaligen Kaserne. Die-

se zivile Nutzung war allerdings für die 
Stettener Bevölkerung weniger ertra-
greich. Sie begrüßte es dann eher, als 
das württembergische Innenministeri-
um im März 1933 die Kaserne bean-
spruchte, um hier ein KZ für Württem-
berg-Hohenzollern einzurichten.

Dieses also vor 90 Jahren hier 
auf der Schwäbischen Alb entstan-
dene KZ war vermutlich das erste in 
Deutschland, auf jeden Fall das ers-
te in Württemberg. Es unterstand der 
politischen Polizei, zum Wachperso-
nal gehörten SA-Männer. Das Kon-
zentrationslager wurde für „ordnungs-
gefährdende Elemente“ eingerich-
tet, in erster Linie Kommunisten, So-
zialdemokraten, Gewerkschafter. Sie 
wurden als „vorbeugende Maßnah-
me“ in „Schutzhaft“ genommen, um 
damit „staatsfeindliche Elemente aus-
zuschalten“. Schon in den ersten Wo-
chen nach der Errichtung waren über 
2000 Männer aus Württemberg, Ho-
henzollern und auch einige aus Baden 
zum Zweck der „Umerziehung“ inhaf-
tiert, wie es in breiter propagandisti-
scher Publizität hieß. Das KZ Heuberg 
war mit insgesamt etwa 3400 Häftlin-
gen im Jahr 1933 eines der großen, 
im April 1933 sogar das größte KZ im 
Deutschen Reich.

Eingesperrt wurden hier auch eini-
ge prominente Menschen. So wurde 
Fritz Bauer, der sich als Mitbegründer 
des Republikanischen Richterbunds in 
Württemberg und als Funktionär des 
SPD-nahen Reichsbanners Schwarz-
Rot-Gold politisch betätigt hatte, am 
23. März 1933 aus seinem Amtszim-
mer im Stuttgarter Amtsgericht abge-
führt und in das KZ Heuberg gebracht, 
wo er acht Monate lang gefangen ge-
halten wurde. Fritz Bauer hat später 
- ab 1959 - als hessischer General-
staatsanwalt begonnen, die Verbre-
chen im Vernichtungslager Auschwitz 
vor Gericht zu bringen. Etwas, was für 

Das KZ im Kasernengelände
Zur Geschichte des KZ Heuberg in Stetten am kalten Markt auf der Schwäb. Alb
Von Michael Schmid

»
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die Geschichte der Bundesrepublik 
von herausragender Bedeutung war, 
denn bis dahin hatten die Täter un-
behelligt im Westen Deutschlands le-
ben können. Das Schicksal der Inhaf-
tierung im KZ Heuberg teilte auch der 
frühere Reichstagsabgeordnete und 
spätere SPD-Parteivorsitzende Kurt 
Schumacher ab 6. Juli 1933, eben-
so wie auch nahezu die komplette 
obere und mittlere Funktionärsebene 
der KPD in Württemberg und Baden, 
Landtags- und Reichstagsabgeord-
nete, weitere Sozialdemokraten und 
auch Mitglieder anderer Parteien.

Die Häftlinge wurden alle ohne 
richterlichen Haftbefehl oder ordent-

liches Strafverfahren ins KZ Heuberg 
eingesperrt und waren perversen De-
mütigungen, Willkür und Gewalt aus-
geliefert. 

Da der Tod der Häftlinge im Lager 
Heuberg kein ausdrückliches Ziel war, 
wurden die Misshandlungen in der Re-
gel abgebrochen, bevor sie zum Tode 
führten. Dennoch überlebten man-
che Häftlinge die schlimmen Gewal-
texzesse und die Brutalität nicht, die 
angewendet wurde. Es gibt zwar nur 
einen Häftling, dessen direkte Ermor-
dung auf dem Heuberg nachgewiesen 
ist - Simon Leibowitsch. Bei anderen 
Toten, die es laut Aufzeichnungen von 
Häftlingen gab, konnte die Todesursa-
che nicht weiter geklärt werden. Und 
dann wird auch noch von einer Reihe 
von indirekten Todesfällen infolge der 
Misshandlungen und Erniedrigungen 
nach der Haftentlassung berichtet. 

Mord war also in den frühen La-
gern wie im KZ Heuberg noch die 
Ausnahme, obwohl deutschlandweit 
in dieser frühen Phase mehrere hun-
dert Menschen zu Tode geprügelt und 
erschossen wurden oder an den Fol-
gen der Haft starben.

Dagegen waren typisch für den 
Heuberg und die anderen frühen KZ 
„immer wieder Entlassungen und 
neue Verhaftungen und damit ein ste-
tiger Fluss von Häftlingen in und aus 
den Lagern, um die politischen Geg-
ner abzuschrecken und die eigenen 
Anhänger zu beeindrucken. Diesem 
Zweck diente auch die in den ersten 
Jahren übliche Berichterstattung, wo-
bei die Lager als ‚Umerziehungsorte’ 
mit strenger, aber gerechter Behand-
lung inszeniert wurden.“

Anders als die Lager des späte-
ren KZ-Systems war das Lager Heu-
berg nicht als dauerhafte Haftstätte 
geplant worden. Was hier ab 20. März 
1933 geschah, sollte zunächst in der 
frühen Phase als zeitweises Mittel die-
nen, um die politischen Gegner zu be-
kämpfen und die politische Oppositi-
on zu zerschlagen und so die Dikta-
tur zu etablieren und zu festigen. Als 
dann die Gebäude des KZ Heuberg 
für den Aufbau der Wehrmacht be-
nötigt wurden, wurde das Lager zum 

Ende des Jahres 1933 geschlossen. 
Als Landes-KZ wurde es ab Novem-
ber 1933 durch das „Württembergi-
sche Schutzhaftlager Oberer Kuh-
berg, Ulm/Donau“ ersetzt. 

Nach Kriegsende erhielten gequäl-
te und gesundheitlich ruinierte Men-
schen oft nicht einmal Haftentschä-
digung. Was ist dagegen aus den 
Tätern geworden? Karl Buck war ab 
April 1933 gefürchteter Lagerkom-
mandant auf dem Heuberg, dann auf 
dem Oberen Kuhberg, danach fand 
er ab 1935 seine nächste Station als 
Lagerkommandant im KZ Welzheim 
und schließlich ab 1940 im KZ Schir-
meck-Vorbruck im Elsass. Er wurde 
nach Kriegsende wegen der im „Si-
cherungslager“ Schirmeck-Vorbruck 
begangenen Morde verhaftet und so-
wohl von einem britischen als auch 
von einem französischen Militärge-
richt dreimal zum Tod verurteilt, später 
jedoch zu Lebenslänglich begnadigt.

1955 wurde er nach Deutschland 
ausgeliefert und daraufhin entlassen. 
Bis zu seinem Tod 1977 lebte Karl 
Buck in Rudersberg, wo er „sehr gut 
angesehen“ war und Hühner züchtete.

An die Verbrechen der Nazis zu 
erinnern, der Opfer zu gedenken und 
Verantwortung zu übernehmen ist in 
der Gegenwart und auch in der Zu-
kunft wichtig. Dafür sind Gedenkstät-
ten und Denkmäler wichtig - wie etwa 
das „Dokumentationszentrum Oberer 
Kuhberg“ in Ulm. 

Aber das alleine reicht noch nicht 
aus, denn unsere Demokratie ist na-
türlich keine Selbstverständlichkeit. 
Um sie muss fortwährend auch ge-
stritten und gekämpft werden. Vor und 
nach der Machtübernahme der Nazis 
war ja das Fatale, dass viele dachten, 
es würde sicher nicht so schlimm wer-
den. Das gilt auch heute.

Dabei machen die Wahlergebnis-
se der AfD auf erschreckende Weise 
deutlich, wieviel Zustimmung Rechts-
populismus und Rechtsextremismus 
heute haben. Die AfD ist in ihrem Kern 
eine faschistische Partei und verbrei-
tet offen nationalistische und rassis-
tische Hetze, Islamfeindlichkeit und 
Antifeminismus, Antisemitismus so-

 (Im Anschluss an die Gedenkveran-
staltung, bei der die hier veröffent-
lichte Rede von Michael Schmid ge-
halten wurde, fand noch ein Besuch 
im naheliegenden „Russenfriedhof“ 
statt. Auf diesem gibt es u.a. einen 
Gedenkstein, den die VVN-BdA (Ver-
einigung der Verfolgten des Nazire-
gimes – Bund der Antifaschistinnen 
und Antifaschisten Baden-Württem-
berg) im Herbst 1986 eingeweiht hat: 
„Den erschossenen und gefallenen 
Antifaschisten der Bewährungsba-
taillone 999“. In das „Bewährungs-
bataillon 999“ bzw. „Strafbataillon 
999“ wurden aufgrund des Kriegs-
verlaufes ab 1942 politische Gegner 
der Nazis, die als „wehrunwürdig“ 
galten, zum Kriegsdienst gezwun-
gen. Die Einheiten wurden dann an 
besonders gefährlichen Frontab-
schnitten eingesetzt. Sie erhielten 
zuvor eine militärische Kurzausbil-
dung u.a. auf dem Truppenübungs-
platz Heuberg – für manche von ih-
nen genau an dem Ort, an dem sie 
zehn Jahre zuvor in KZ-Haft waren.

»
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wie andere Formen gruppenbezoge-
ner Menschenfeindlichkeit. Sie relati-
viert die Verbrechen des Nationalso-
zialismus und deutet die Erinnerungs-
kultur um. Die AfD ist der parlamen-
tarische Arm des rechten und rassis-
tischen Terrors. Diese Partei wird im 
Zuge ihrer stetigen Radikalisierung 
auch zunehmend zu einer Gefahr für 
die Demokratie. Denn der Rechtsext-
remismus strebt eine Abschaffung der 
Demokratie an. Es wäre also ein gro-
ßer Fehler zu denken, das wird schon 
nicht so schlimm kommen.

Wo immer möglich, sollten wir uns 
entschieden gegen diese Partei und 
gegen jeglichen Rechtsextremismus 
wenden. Wir müssen uns dafür einset-
zen, dass Demokratie sich verwirkli-
chen oder vervollkommnen kann. Die-
se leidet u.a. darunter, dass sich Arme 
im Gegensatz zu Reichen kaum noch 
an Wahlen beteiligen.

Der Rechtsextremismus- und Ar-
mutsforscher Prof. Christoph Butter-
wegge macht Zusammenhänge zwi-
schen ökonomischer Globalisierung 
einerseits und rechtsextremer Mobili-
sierung andererseits aus. Er macht die 
Konkurrenz, die Triebkraft des kapita-
listischen Wirtschaftssystems ist, be-
stimmte Erblasten der politischen Kul-
tur sowie aktuell die neoliberale Mo-
dernisierung beinahe aller Bereiche 
der Gesellschaft für Nationalismus, 
Rassismus und rechte Gewalt verant-
wortlich. 

Es kann einem angst und bange 
werden, zu was die Vorgänge im Zu-
sammenhang mit dem Ukrainekrieg 
führen können: wirtschaftliche Rezes-
sion, hohe Inflationsrate und massive 
Verteuerung der meisten Güter durch 
die Sanktionspolitik, zunehmende Ver-
armung breiter Schichten und Vertie-
fung der Kluft zwischen arm und reich, 
Kürzungen bei den Sozialausgaben 
und an anderen Stellen wie z.B. bei 
der politischen Bildung oder bei Frei-
willigendiensten, dafür aber sprung-
hafter Anstieg bei den Rüstungsaus-
gaben und zudem eine Menge Geld 
für Waffenlieferungen an die Ukraine - 
und daraus resultierend hohe Gewin-
ne für die Rüstungswirtschaft.

Vor diesem Hintergrund müssen 
wir uns einerseits für einen Stopp der 
Waffenlieferungen an die Ukraine und 
Verhandlungen einsetzen, des Weite-
ren für Abrüstung statt weiterer Auf-
rüstung, und in der Perspektive für die 
Abschaffung des Militärs, die Über-
windung von Kriegen, zivile, gewalt-
freie Austragung von Konflikten. Und 
wenn ich z.B. der Analyse von Chris-
toph Butterwegge folge, geht es um 
die Überwindung des Kapitalismus, 
um grundlegende Veränderungen der 
bestehenden Wirtschafts- und Gesell-
schaftsordnung, um soziale Gerech-
tigkeit, Frieden und eine intakte Um-
welt zu erreichen.

In diesem Sinne lasst uns eintre-
ten für ein nachhaltiges, solidarisches, 

ökologisches und weitgehend gewalt-
freies Gemeinwesen in Deutschland, 
Europa und der ganzen Welt, das nie-
manden ausschließt.

Hier an diesem Ort des Schre-
ckens möchte ich enden mit dem Ver-
mächtnis jener, die durch die Nazis 
gequält, gefoltert und ermordet wur-
den: Nie wieder Faschismus! Nie wie-
der Krieg!

Michael Schmid ist langjähriges Mit-
glied in der DFG-VK, war früher im 
baden-württembergischen Landes-
vorstand und ist Geschäftsführer 
des 1993 gegründeten Lebenshau-
ses Schwäbische Alb (www.lebens-
haus-alb.de).

https://keintagderbundeswehr.dfg-vk.de
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Unser Ziel ist die Ächtung und 
Abschaffung des Krieges 
in jeglicher Form. Wir se-
hen es als unsere Aufgabe, 

Kriegführung zu behindern, kommen-
de Kriege zu verhindern und uns jeg-
licher Kriegspropaganda entgegenzu-
stellen.“ 

So steht es im Programm der DFG-
VK, das 2013 beschlossen wurde. 
Doch was heißt das für unsere konkre-
te Politik, für unser pazifistisches Han-
deln heute? Darauf soll ein Positions-

papier Antworten geben, das auf dem 
Bundeskongress in Halle im Herbst 
2024 diskutiert und beschlossen wer-
den soll. 

Der Bundesausschuss hat Ende 
2022 eine Arbeitsgruppe beauftragt, 
einen Textvorschlag zu entwickeln 
und diesen u.a. auf Tagungen für Mit-
glieder zur Diskussion zu stellen. Eine 
solche Tagung fand im Sommer 2023 
in Kassel statt, ein weiteres Treffen 
online bot im vergangenen November 
die Möglichkeit zur Beschäftigung mit 

den bis dahin vorliegenden Textele-
menten. Auch für diesen Sommer ist 
noch eine abschließende Tagung in 
Planung.

Doch was soll nun in dem „Positi-
onspapier Für eine Politik der Abrüs-
tung und Entmilitarisierung“ konkret 
stehen, was soll es leisten? Wie schon 
sein Vorgänger von 2012 soll auch das 
neue Positionspapier in einen Analy-
se- und einen Handlungsteil geglie-
dert sein. 

Im Analyseteil unter dem Titel „Zur 
Situation der Staatenwelt aus frieden-
spolitischer Perspektive“ geht es in 
sieben Abschnitten u.a. um die ver-
änderten Machtverhältnisse zwischen 
Staaten bzw. Staatengruppen, um 
den neu befeuerten Ost-West-Konflikt 
und über das weiterhin von Anhängig-
keiten geprägte Nord-Süd-Verhältnis: 

„Die weltpolitischen Gewichte ver-
schieben sich weiter. Die BRICS-Staa-
ten (Brasilien, Russland, Indien, China 
und Südafrika) stellen den weltpoliti-
schen Machtanspruch der USA in Fra-
ge. Sie besitzen bzw. erwerben eine 
eigenständige Rüstungsindustrie und 
Atomwaffenpotenziale.“

Auch die wachsende Gefahr durch 
neue (atomare) Aufrüstung wird be-
nannt: „Durch den aktuellen Krieg in 
der Ukraine sind die Beziehungen zwi-
schen den Machtblöcken so weit zer-
stört, dass neue Abkommen zur Rüs-
tungskontrolle unwahrscheinlich sind. 
Es gibt derzeit keine vertraglichen 
Schranken gegen ein Wettrüsten bei 
Angriffs- und Abwehrwaffen.“

Weitere Abschnitte beschäftigen 
sich mit der Kriegsgefahr durch die 
Klimakrise („Der Anteil militärischer 
Akteure am Klimawandel wird aktiv 
ausgeblendet, dem Klimawandel ent-
weder mit Desinteresse oder militäri-
scher Bekämpfungsrhetorik begeg-
net.“) sowie mit der Bedeutung regio-

Für eine pazifistische Wende 
Neues Positionspapier „Für eine Politik der Abrüstung und Entmilitarisierung“
Von Joachim Schramm und David Scheuing

Wir brauchen Dich:
Alter: 

Motivation: 

FriedensRadfahrerIn (m/w/d)
unerheblich
friedliebend

Wir suchen:
Menschen, die eine Woche Radfahren  
durch reizvolle Gegenden mit friedens- 
politischem Engagement verbinden  
wollen – gerne auch mit Präsenz  
auf Insta, TikTok u.ä.

Wir bieten:
• Interessante Streckenführung durch 
Bayern oder NRW im Ausflugstempo
• Pazifistische Diskussionskultur jenseits 
des herkömmlichen Schwarz-Weiß-Denkens
• Teilnahmemöglichkeit an  
gewaltfreien Aktionen

Bei Interesse:
https://dfg-vk.bayern.de/friedensfahrradtour/
https://nrw.dfg-vk.de/radfahrtuechtig-statt-kriegstuechtig/
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naler Konflikte und dem Krieg gegen 
den Terrorismus.

Nach dieser globalen Betrachtung 
folgt im Positionspapier dann ein de-
taillierterer Blick auf die westlichen 
Akteure, mit denen Deutschland ver-
bunden ist. 

Dies ist zunächst die Nato: „Die 
Nato ist die militärische Organisati-
on der westlichen Industrienationen 
mit kapitalistischer Wirtschaftsord-
nung. (…) Nach dem Ende des Ost-
West-Konflikts richtete sich die Nato 
auf militärische Interventionen aus, 
wie beispielsweise auf dem Balkan, 
in Somalia und Afghanistan. Dahin-
ter steckt das strategische Ziel, den 
eigenen Einflussbereich zu erweitern 
sowie Handelswege und industrielle 
Rohstoffe zu sichern. Beim Einsatz ih-
rer militärischen Mittel setzt sie auch 
über die UN-Charta und das Völker-
recht hinweg. Gegenwärtig betreibt 
die Nato vor allem die eigene Oster-
weiterung und das Kriegsbündnis ge-
gen Russland.“ 

Neben der Nato gewinnt auch die 
Europäische Union immer mehr an mi-
litärischem Gewicht. Dazu heißt es in 
dem entsprechenden Abschnitt: „Die 
EU wird zu einem Militärbündnis wie 
die Nato und damit teils zu deren Ko-
operationspartner, teils zum Konkur-
renten (,strategische Autonomie´). (…) 
Mit der EU-Globalstrategie (EUGS) 
von 2016 wird ein potenzieller militä-
rischer Handlungsbedarf u.a. zur Si-
cherung des Zuganges zu natürlichen 
Ressourcen und von Handelswegen 
beschrieben. Als Einsatzraum wird 
darin eine Region bis Zentralasien und 
Zentralafrika benannt, die Sicherung 
der Handelswege umfasst sogar das 
Südchinesische Meer.“ 

In diesen Bündnisstrukturen spielt 
Deutschland eine wesentliche Rolle: 

„Zusätzlich wurde mit Beginn des 
Ukrainekriegs die sogenannte Zeiten-
wende, eine Neuausrichtung der deut-
schen Außen- und Sicherheitspolitik, 
ausgerufen. Damit einher ging die Eta-
blierung eines Sondervermögens für 
die Bundeswehr im Umfang von 100 
Milliarden Euro und zum ersten Mal 

eine gesicherte Zusage für die Um-
setzung des lange umstrittenen Zwei-
Prozent-Ziels der Nato. (…) Die (Vertei-
digungspolitischen) Richtlinien sollten 
,die Grundlagen für eine zukunftsfähi-
ge, einsatz- und kriegstüchtige Bun-
deswehr´ schaffen.“

Dieser Analyseteil beschreibt die 
politische Situation, mit der sich un-
sere Friedensarbeit inhaltlich und 
praktisch konkret auseinandersetzen 
muss und zu der Pazifist*innen Wege 
der Gegenwehr und die Schaffung von 
Alternativen aufzeigen wollen. Dazu 
enthält Kapitel 2 mit der Formulierung 
von Eckpunkten einer „pazifistischen 
Wende in einer militarisierten Welt“ 
die notwendigen Ansatzpunkte. 

Genau daran arbeitet die Arbeits-
gruppe derzeit, folgen wird dann noch 
Kapitel 3 mit konkreten Handlungsan-
sätzen, die Pazifist*innen im Verband 
auf den verschiedenen Ebenen der 
DFG-VK, also auf Orts-, Landes- und 
Bundesebene umsetzen können. 

Wir möchten mit dem Positions-
papier also einen aktuellen Rahmen 
schaffen, an dem sich die tagtägliche 
Arbeit der Gliederungen der DFG-VK 
orientieren kann, wobei die konkre-
te Umsetzung natürlich in den Hän-
den der jeweiligen Gliederungen liegt 
und selbstredend nicht alle möglichen 
Themen erschöpfend abgebildet wer-
den können. 

Wer sich die vorliegenden Textent-
würfe (die vor dem Bundeskongress 
sicherlich noch einmal gestrafft wer-
den) anschauen möchte, findet sie auf 
der Homepage des Bildungswerkes 
des DFG-VK-Landesverbandes NRW: 
https://bit.ly/3OQso72

Joachim Schramm ist Geschäftsführer 
des DFG-VK-Landesverbands NRW, 
David Scheuing ist Vorsitzender der 
Bertha-von-Suttner-Stiftung. Beide 
arbeiten mit in der vom DFG-VK-Bun-
desausschuss eingesetzten Arbeits-
gruppe zur Erstellung eines pazifisti-
schen Positionspapiers, das vom Bun-
deskongress in Halle (Saale) Anfang 
Oktober beschlossen werden soll.

Wir brauchen Dich:
Alter: 

Motivation: 

Was macht eigentlich der  
Verteidigungsminister im Krieg?
Boris Pistorius redet den Krieg ja ge-
radezu herbei. Mindestens will er, 
dass wir alle kriegstüchtig werden. 
Aber was macht er selbst, wenn der 
„V-Fall“, der Verteidigungsfall, wirk-
lich kommen sollte? Meldet er sich 
dann freiwillig an die Front? Zeit da-
für hätte er. Wieso? Nun, bei Kriegs-
beginn ist er wohl seinen Job los. 

Ein Blick ins Grundgesetz, Arti-
kel 65a, zeigt: Der Bundesverteidi-
gungsminister „hat die Befehls- und 
Kommandogewalt über die Streit-
kräfte.“ Im Krieg aber ändert sich 
das; Artikel 115b bestimmt: „Mit der 
Verkündung des Verteidigungsfalles 
geht die Befehls- und Kommando-
gewalt über die Streitkräfte auf den 
Bundeskanzler über.“

Innerhalb der vom Bundeskanz-
ler bestimmten Richtlinien der Poli-
tik leitet nach Artikel 65 „jeder Bun-
desminister seinen Geschäftsbe-
reich selbständig und unter eige-
ner Verantwortung.“ Ohne die Be-
fehls- und Kommandogewalt lei-
tet der Verteidigungsminister bei 
der Bundeswehr aber gar nichts 
mehr. Die Folge müsste sein, dass 
der Bundespräsident den Minis-
ter auf Vorschlag des Kanzlers 
entlässt, wie es Artikel 64 vorsieht.

Und dann? Boris Pistorius hat 
Grundwehrdienst geleistet und ist 
Obergefreiter der Reserve. Zwar 
gilt im Verteidigungsfall wieder die 
Wehrpflicht, einberufen werden kann 
er aber nicht mehr, da er, Jahrgang 
1960, bereits über der Altersgrenze 
(§ 3 Abs. 5 Wehrpflichtgesetz) liegt. 

Aber das sind nur die Gedan-
ken eines Nichtjuristen; im Ernstfall 
kommt sicher alles ganz anders. Es 
finden dann auch keine Wahlen mehr 
statt, die Wahlperioden von Bundes- 
tag und Landtagen enden erst 
6 Monate nach dem Krieg (Art. 115h). 
Das  Parlament in seiner Gänze tagt 
u.U. nicht mehr, sondern wird er- 
setzt durch den „Gemeinsamen Aus- 
schuss“, der mit 48 Mitgliedern nicht- 
öffentlich tagt (Art. 53a).

Stefan Philipp«
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Der erste spontane Satz, der 
mir einfiel: Wie konnte das so 
überraschend geschehen? 
Der israelische Geheim-

dienst gilt bei Freund und Feind als 
hocheffektiv. Ein Überfall von solcher 
Wucht konnte sich doch nicht unbe-
merkt anbahnen!

Der Überfall der Hamas-Miliz auf 
israelisches Territorium, das Massaker 
an der Zivilbevölkerung am 7. Oktober 
2023 leitete eine neue Phase des Pa-
lästina-Konflikts ein, auch wenn Terror 
gegen Zivilisten nicht neu ist in diesem 
Konflikt. Die Grauenhaftigkeit dieses 
Terrors hat mit diesem Massaker an 
der Zivilbevölkerung jedoch ein neues 
entsetzliches Ausmaß erreicht. Ist die 
Hamas angetreten zum Endkampf, zur 
letzten Schlacht, zum „Endsieg“, zur 
„Endlösung“?

In den Konflikt um Palästina wir-
ken verschiedene Aspekte hinein. Da 
spielen globale Faktoren eine Rol-
le, Großmachtinteressen, geschichtli-
che Hypotheken. Der gewichtigste As-
pekt des Konflikts, seiner Geschichte 
und seiner Vorgeschichte ist der Ho-
locaust. Die Vernichtung der europä-
ischen Juden, die Absicht, alle Ju-
den auf der ganzen Welt zu vernich-
ten – „auszurotten“ –, ist der beherr-
schende Hintergrund! Dieses – in der 
Menschheitsgeschichte unvergleichli-
che – Verbrechen auszublenden, führt 
in den Wahnsinn. Auschwitz steht im-
mer im Hintergrund, Auschwitz ist die 
größte Last auf der Geschichte der 
Menschheit. Auschwitz ist auch der 
Hintergrund dieses Konflikts.

Die zionistische Bewegung, die 
das Ziel hatte, einen jüdischen Staat 
zu errichten, eine wehrhafte Zuflucht 
für die Juden in der ganzen Welt, ent-
stand um das Jahr 1900. Die Idee ei-
nes eigenen Staates war älter, und sie 
war umstritten. 

Relevanz gewann der Zionismus 
durch die Dreyfus-Affäre. Es hatte 
sich herausgestellt, dass nicht nur im 
als rückständig geltenden Osteuro-
pa und Russland Pogrome zu fürch-
ten sind, sondern dass eine als aufge-
klärt geltende Kulturnation wie Frank-
reich sich in einen solchen Antisemi-
tismus hineinsteigern kann. Die zionis-
tische Idee wurde auch in jüdischen 
Kreisen angezweifelt oder abgelehnt. 
Zweifel und Kritik wurden entkräftet 
durch den Holocaust. Die Vernichtung 
der Juden ließ jedes Argument gegen 
den jüdischen Staat verblassen. Denn 
daran ist nicht zu zweifeln: Der Anti-
semitismus nach 1945 ist nicht bloß 
dumm, schäbig, voller Niedertracht. 
Er ist eine Lebensgefahr.

Es sind immer wieder Hinweise zu 
hören, dass in arabischen Ländern 
Juden mit Christen und Moslems zu-
sammenleben, auch in Iran sei die jü-
dische Minderheit geduldet. Den Ju-
den reicht das nicht, geduldet zu wer-
den, also von Duldung abhängig zu 
sein.

Die Bildung des jüdischen Staates 
vollzog sich unter großen internatio-
nalen und regionalen Turbulenzen. Ob 
es eine „gute Idee“ war, ob es falsch 
war, den jüdischen Staat zu gründen, 
ob man es anders, ob man es besser 
hätte machen sollen, kann heute keine 
Rolle mehr spielen. Es wurden Fakten 
geschaffen, die normativ wirken und 
unumkehrbar sind. Fast die gesamte 
Bevölkerung Israels wurde nach der 
Gründung des Staates geboren. Nie-
mand hat das Land, in dem er gebo-
ren wurde, geraubt.

Ein friedlicher Ausweg aus dem 
Konflikt ist nur möglich durch Abstri-
che bei den Maximalzielen und durch 
Zugeständnisse an die je andere Sei-
te. Das ist jedem vernünftigen Men-
schen klar: Israel muss in Sicherheit 

existieren, die Legitimität des Staa-
tes von allen anerkannt werden; es 
ist ein Unding, dass Israel als einziger 
Staat der Welt seine Existenz rechtfer-
tigen muss. Den Palästinensern muss 
ein menschenwürdiges Leben in Frei-
heit und Würde möglich gemacht wer-
den, sie müssen vor der Gewalt fanati-
scher, von israelischer Polizei und Mi-
litär gedeckter Siedler geschützt sein. 
Das wurde auf beiden Seiten gese-
hen, und es wurde daran gearbeitet. 
Dafür wurde der Friedensnobelpreis 
verliehen (1994 an Jassir Arafat, Schi-
mon Peres und Jitzchak Rabin).

Danach hat sich die Lage perma-
nent verschlechtert, der Frieden ist 
in weite Ferne gerückt. Rabin wurde 
von israelischen Chauvinisten ermor-
det, die heute in der Politik des Lan-
des eine große Rolle spielen. Der Ab-
stieg von Rabin zu Netanjahu und von 
Arafat zu Hamas/Hisbollah/Jihad ver-
liefen parallel. In Chauvinismus stehen 
die rechtsradikalen Nehanjahu-Mehr-
heitsbeschaffer den Hamas/Jihad/
Hisbollah-Fanatikern nicht nach. Die 
beiden Seiten sind nicht nur gleicher-
maßen zum Frieden unfähig, den Frie-
den wollen sie auch nicht.

Beim Überfall auf die Kibbuzim 
Beeri und Kfar Azza und das Mu-
sik-Festival „Nova“ waren die Opfer 
Israelis, die sich im Widerspruch zu 
ihrer Regierung für den Frieden mit 
den Palästinensern einsetzten. Das 
geschah bestimmt nicht „aus Verse-
hen“! Den islamistischen Fanatikern 
sind unter den Juden gerade diejeni-
gen besonders verhasst, die Frieden 
und Verständigung mit den Palästi-
nensern suchen (und der Hamas-Ter-
ror trifft auch arabische Staatsange-
hörige Israels). 

Dass der durch demokratischen 
Widerstand in Bedrängnis geratene 
Netanjahu jetzt fester im Sattel sitzt, 

Der Feind meines Feindes ist mein Feind 
Ein Kommentar zum Gaza-Krieg
Von Helmut Loeven
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kommt der Hamas zupass. „Hamas 
rettet Netanjahu“ lautete eine Zei-
tungsüberschrift. (Auch wenn Netan-
jahu stürzt, kommt nach ihm nichts 
Besseres). Auch das gehört zu den 
Fatalitäten des Konflikts: Sowohl die 
Hamas als auch Netanjahu können 
sich auf Wähler-Voten berufen.

Die alten Kräfte auf palästinensi-
scher Seite haben ihre Bedeutung ver-
loren. Die PLO, wie andere ehemalige 
Befreiungsbewegungen, versinkt in 
Korruption. Die Linksradikalen von der 
Volksfront (PFLP) feiert die Hamas als 
tapfere Waffenbrüder. Was sollen sie 
auch sonst sagen? Ihnen würde doch 
sonst niemand zuhören. Die sind doch 
weg vom Fenster.

Der Überfall der Hamas auf die 
Kibbuzim Beeri und Kfar Azza ist ein 
Verbrechen außerordentlicher Schä-
bigkeit, Feigheit und Niedertracht. 
Die Feder sträubt sich gegen die Be-
schreibung ihrer Taten. Es war das 
schlimmste Massaker an Juden seit 
der Shoah.

Es müsste dem letzten Anti-Imp- 
Hinterwäldler endlich klar sein: Hamas 
ist keine Widerstandsbewegung und 
keine Befreiungsbewegung, sondern 
eine Bande gemeiner Verbrecher. Sie 
wollen nicht das eigene Volk befreien, 
sondern jüdisches Leben vernichten. 
Und sie haben keine Skrupel, dem ei-
genen Volk dazu jedes Opfer aufzu-
bürden.

Wie sind – fast durch die Bank – 
die Reaktionen in Deutschland und 
Umgebung?

Deutschland „sagt dem Antisemi-
tismus den Kampf an“, auch auf ad-
ministrativer Ebene. Polizisten müs-
sen bei Demonstrationen auf Symbo-
le, Parolen, Schilder, Kleidungsstücke 
achten. Deutschland verhebt sich bei 
der Abwehr des Antisemitismus, weil 
dieser hierzulande stets nur verdrängt 
wurde und neuerdings für einen Im-
portartikel gehalten wird. Wenn die-
se Abwehr sich in völliger Einseitigkeit 
beschränkt, bleibt sie in der „Staats-
räson“ stecken. Für die Dummköpfe 
des Establishments ist es schon anti-
semitisch, wenn sich jemand das Lei-

den palästinensischer Flüchtlinge zu 
Herzen nimmt. Und wenn dann auch 
noch die schwedische Greta über In-
stagram die deutsche Organisation 
„Palästina spricht“ zu Worte kommen 

lässt, die das Massaker als „revolu-
tionären Tag, auf den man stolz sein 
muss“ feiert, kann man ja auch eben 
mal so der Klimabewegung was ans 
Hemd kleben. »

Erklärung des Executive Commit-
tees der War Resisters´ Internatio-
nal vom 26. Dezember 2023 als Re-
aktion auf die sich verschlechtern-
de Lage in Gaza 

Der Exekutivausschuss der WRI for-
dert die Beendigung aller Gewalt – 
sowohl der Kriegshandlungen als 
auch der strukturellen Gewalt von 
Besatzung und Unterdrückung – und 
die Freilassung aller Gefangenen, po-
litischen Gefangenen und Geiseln auf 
beiden Seiten des Konflikts in Israel/
Palästina.

Gräueltaten, die in diesem an-
haltenden Konflikt begangen wer-
den, machen weder die Gräuelta-
ten, die ihnen vorausgingen, unge-
schehen, noch rechtfertigen sie die 
Gräueltaten, die folgen. Die von Ha-
mas-Kämpfern am 7. Oktober dieses 
Jahres begangenen Kriegsverbre-
chen sind entsetzlich. Die Tötungen 
haben jedoch nicht die Erinnerung an 
Kriegsverbrechen ausgelöscht, die 
sowohl von der israelischen Armee 
als auch von verschiedenen parami-
litärischen Kräften in der Vergangen-
heit begangen wurden. Auch wenn es 
sich um einen bewussten politischen 
Akt handelt, so steht er doch in der 
Geschichte der anhaltenden Beset-
zung Palästinas und der Verweige-
rung grundlegender Menschen- und 
Bürgerrechte für die Palästinenser in 
den besetzten Gebieten und im Ga-
zastreifen. Auch Israels massiver An-
griff auf den Gazastreifen (sowie auf 
viele palästinensische Gemeinden 
im Westjordanland und einige Ge-
meinden im Libanon), der mit Mas-
sentötungen und Vertreibungen ein-
herging und durchaus einem Völker-
mord gleichkommen kann, macht die 
Kriegsverbrechen der Hamas, die als 
Vorwand dienten, nicht ungesche-
hen.

All diese Handlungen, jede auf 
ihre eigene unmenschliche Weise, 
sind Verbrechen gegen die Mensch-
lichkeit, ebenso wie der Krieg selbst. 
Sie alle müssen aufhören und durch 
eine friedliche und gerechte Lösung 
ersetzt werden, die die Ursachen 
dieses Konflikts angeht und die vol-
le Menschlichkeit aller Menschen an-
erkennt.

Selbst in diesen Zeiten und trotz 
vieler Versuche, ihn zum Schweigen 
zu bringen, geht der gewaltfreie Wi-
derstand gegen den Krieg auf bei-
den Seiten weiter. Wir anerkennen, 
gedenken und unterstützen die Ein-
zelpersonen und Gruppen, die Teil 
dieses Widerstands sind, sowohl im 
Konfliktgebiet als auch in der ganzen 
Welt. Ihr Einsatz gegen die Militari-
sierung und Entmenschlichung des 
„anderen“ Volkes ist für die Überwin-
dung der Logik der Gewalt unerläss-
lich.

Wir verurteilen die Komplizen-
schaft von Regierungen, Unterneh-
men und Institutionen, die zu dieser 
gewalttätigen Situation beitragen, in-
dem sie Waffen und Munition in das 
Konfliktgebiet liefern, den Krieg mit 
Geld unterstützen und die diplomati-
schen Bemühungen zur Beendigung 
der Kämpfe blockieren.

Wir verurteilen alle Versuche, ge-
waltfreie Formen des Widerstands 
und der politischen Aktion in der Re-
gion zu delegitimieren. Wir appellie-
ren auch an alle, die pazifistische, 
antimilitaristische und gewaltfreie Al-
ternativen zum Krieg delegitimieren 
und verachten, auf die Stimmen der 
Kriegsverweigerer und Kriegsdienst-
verweigerer in der Region zu hören.

(übersetzt mit DeepL.com; die eng-
lische Originalversion der WRI-Er-
klärung ist zu finden unter https://bit.
ly/3OToLNv) 
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»

Der Nahostkonflikt erregt im-
mer wieder die Gemüter und 
führt zu erbittertem Streit 
zwischen solidarischen An-

tifaschist*innen und Anhänger*innen 
einer traditionellen antiimperialisti-
schen Ideologie. In der DFG-VK führt 
das zu Unfrieden (!), weil manchmal 
wenig Bereitschaft zu argumentati-
ver Auseinandersetzung besteht. Hier 
folgt meine Position, die zur Versachli-
chung der Diskussion beitragen soll...

Zuerst eine Erinnerung: Wir Pazi-
fist*innen hätten den 7. Oktober 2023 
nicht als Anlass gebraucht, um über 
Selbstverteidigung zu diskutieren. Be-
reits der deutsche Vernichtungskrieg 
gegen die Völker Osteuropas be-
wies, dass es notwendig und legitim 
ist, sich auch mit Waffen gegen die ei-

gene physische Vernichtung zu weh-
ren. Wir wissen auch, dass amerikani-
sche Material- und Waffenlieferungen 
an die Sowjetunion maßgeblich dazu 
beigetragen haben, den Nationalso-
zialismus zu besiegen. Mit Waffenge-
walt wurde tatsächlich die Vorausset-
zung für einen dauerhaften Frieden 
geschaffen! Suttners Ruf „Die Waffen 
nieder!“ und unsere Grundsatzerklä-
rung zielten auf das Wesen des Kriegs 
und herkömmliche Eroberungskriege.

Angriff und Verteidigung. Wir sind 
politische Pazifist*innen. Wir wollen 
Kriege verhindern und Kriegsursa-
chen beseitigen. Das Konzept der so-
zialen Verteidigung ist definitiv keine 
Option gegen SS oder Hamas. Man 
sollte als Pazifist*in nicht in zynischem 
Fundamentalismus verharren, son-

dern sich selbst überprüfen und mit 
der Realität auseinandersetzen.

Besonders notwendig ist das im 
Hinblick auf den Nahostkonflikt nicht 
erst seit dem bestialischen Terror vom 
7. Oktober in Israel.

Die Komplexität des Konflikts 
kann hier nur angerissen werden:

Israel wurde 1948 sofort nach der 
Staatsgründung von den Armeen der 
Nachbarländer überfallen. Im Zuge 
des Krieges flüchteten hunderttau-
sende Palästinenser*innen oder wur-
den aktiv vertrieben. Eine etwa gleich 
große Anzahl Jüdinnen und Juden 
wurde aus arabischen Ländern ver-
trieben und fand Aufnahme in Israel.

Bis heute wird Israel regelmäßig 
militärisch angegriffen und ist uner-
träglichem Terror ausgesetzt. Es ist 

Israel im Visier der Friedensbewegung 
Viel Kritik, aber zu wenig Analyse in der DFG-VK
Von Sven Zakrzewski

Stolz sind manche Leute auf die 
Parole „Palestine will be free from the 
river to the sea“. Darin ist ein Ziel for-
muliert, das nur mit Völkermord zu er-
reichen ist.

Die Reaktion großer Teile der de-
monstrierenden Mainstream-Linken 
ist beschämend, war aber zu erwar-
ten: selektives Wahrnehmen und Ein-
ordnen in eine eindimensionale Welt-
sicht. Die Leute, die wohl davon über-
zeugt sind, dass Russland von der 
Ukraine und von der gesamten Nato 
überfallen wurde, reden so, als hätte 
Israel den Gaza-Streifen angegriffen. 
Sie reden wie Leute, die noch nie vom 
Holocaust gehört haben beziehungs-
weise nichts davon wissen wollen.

Eindimensional ist ihr Weltbild in-
sofern, als sie die Welt in zwei Lager 
eingeteilt sehen: Auf der einen Sei-
te der US-Imperialismus samt seinen 

Vasallen, auf der anderen Seite die 
Guten – gut, weil gegen die Amis, und 
wer gegen die Amis ist, ist ja „objek-
tiv“ gut. So einfach geht Weltpolitik im 
Parallel-Universum.

Ist China wirklich so gut, das (viel-
leicht sogar mit Erfolg) dem alten Im-
perialismus einen neuen entgegenzu-
setzen versucht? Ist Putin wirklich so 
gut, dass man großzügig darüber hin-
wegsieht, wie unter seinem Regime 
mit Schwulen und Lesben umgegan-
gen wird? Ist das Anti-Imperialismus, 
wenn in Iran Frauen zu Tode gefoltert 
werden, wenn das Kopftuch schief 
sitzt? Auch Queer-Feministinnen ma-
chen mit bei diesem schematischen 
Anti-Imperialismus an der Seite von 
Hamas und Co. beim Anti-Imperialis-
mus „der dummen Kerls“.

Das kommt dabei heraus, wenn 
Anti-Imperialismus zum vulgären 

Anti-Amerikanismus zusammen- 
schrumpft. Ein Anti-Imperialismus, 
der nicht emanzipatorisch ist, ist aber 
keiner.

Was man da agieren sieht, ist eine 
Linke im Endzeit-Modus, nicht begrei-
fen wollend, aber „irgendwie“ ahnend, 
von der Geschichte abgehängt zu 
sein, befangen im Lager-Denken.

Da gilt die Formel „Der Feind mei-
nes Feindes ist mein Freund“.

Aber das stimmt nicht. Der Feind 
meines Feindes ist nicht mein Freund. 
Der Feind meines Feindes ist der 
Feind meines Feindes. Vielleicht ist 
der Feind meines Feindes sogar der 
schlimmere Feind.

Helmut Loeven ist langjähriges DFG-
VK-Mitglied und aktiv in der Gruppe 
Duisburg.
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kein Wunder, dass sich im jüdischen 
Überlebenskampf ein überlegen agie-
render Militarismus etablierte mitsamt 
hochentwickelter Rüstungsindustrie.

Erst 1988 bekundete die PLO ein 
Interesse, einen eigenen Staat neben 
Israel zu gründen.

Tragischerweise wurde vorher und 
nachher immer wieder auf gewalttäti-
ge „Lösungen“ zur Vernichtung Isra-
els gesetzt, anstatt die sich bietenden 
Chancen (zuletzt der Friedensplan 
von 2008) auf einem politischen Weg 
zu ergreifen, der mit Kompromissen 
zu Frieden und Ausgleich führt. Selbst 
das wegweisende Osloer Abkommen 
(1993) wurde von der PLO nicht rati-
fiziert. Es gibt seit vielen Jahren keine 
relevante palästinensische Organisati-
on, die mit Israel über eine friedliche 
Koexistenz verhandeln oder wenigs-
tens Terror unterbinden will.

Der langjährigen Verweigerungs-
haltung der palästinensischen Seite 
steht eine zuletzt ultrarechte, diskrimi-
nierende israelische Politik der Kon-
fliktverwaltung gegenüber, die tak-
tisch gegenüber Hamas und Fatah 
agierte und die den Bau von Siedlun-
gen im Westjordanland duldete und 
sogar vorantrieb.

Bittere Erkenntnisse für Pazifist*- 
innen. Die Gräueltaten vom 7. Okto-
ber und ihre Folgen haben bittere Er-
kenntnisse gebracht:

Die Politik des Appeasement ge-
genüber der Hamas ist gescheitert. 
Die Vernichtungsdrohungen gegen 
Juden und Jüdinnen sind ernst ge-
meint und werden in die Tat umge-
setzt. Auch Friedensaktivist*innen 
werden gezielt ermordet – weil sie jü-
disch sind. Die jahrzehntelange Erzie-
hung zum Hass führt zum Jubel dar-
über in den palästinensischen Gebie-
ten und zu einer enorm angestiegenen 
Popularität der Hamas.

Seit jeher haben palästinensische 
Friedensaktivist*innen einen schwe-
ren Stand: Wer sich für eine friedliche 
Koexistenz mit Israel einsetzt, muss 
damit rechnen, als Kollaborateur*in 
angefeindet oder sogar ermordet zu 
werden. Wie es nun weitergehen kann 

mit den Graswurzelinitiativen, die be-
weisen, dass friedliches Zusammenle-
ben möglich ist, bleibt offen.

Fundierte Analysen und Argu-
mente, bitte! Um jetzt zu einer ra-
tionalen Einschätzung des Konflikts 
zu kommen, brauchen wir eine diffe-
renzierte, ideologiefreie Analyse, die 
manchen Friedensbewegten schwer-
fällt, etwa weil Ressentiments über-
mächtig sind und Fakten geleugnet 
werden. Der Verzicht auf Klarheit und 
Wahrheit zugunsten von Propaganda 
ist hier aber der Beginn von Kompli-
zenschaft mit dem Terror.

Insbesondere fällt es offenbar 
schwer zu akzeptieren, dass Israel der 
einzige selbstbestimmte Schutzraum 
für jüdische Menschen ist und ein jü-
discher Staat nicht nur legal, son-
dern auch legitim ist. Sein Recht auf 
Existenz und Selbstverteidigung darf 
nicht bestritten werden. Es ist ermü-
dend, immer wieder gegen den „An-
tiimperialismus der dummen Kerls“ zu 
argumentieren. Israel ist kein Koloni-
alstaat, es gibt dort keine Apartheid, 
israelische Regierungen sind nicht 
räuberisch, rachsüchtig oder planen 
einen Genozid. Diese Art von Delegi-
timierung, Dämonisierung und die Ar-
gumentation mit doppelten Standards 
ist antisemitisch und hat mit Friedens-
politik nichts zu tun.

Auch aus der DFG-VK kommen lei-
der immer wieder diese Kampfbegrif-
fe, die mit unseren satzungsgemäßen 
Zielen nicht im Einklang stehen. Es 
fehlt an Einsicht und einer notwendi-
gen und klaren Positionierung gegen 
israelbezogenen Antisemitismus.

Der Elefant im Raum ist grün. Ver-
störend sind die vielen „äquidistan-
ten“ Statements zum 7. Oktober 2023 
aus der Friedensbewegung, die der 
israelischen Regierung raten, nichts 
Wirksames gegen die unmittelbare 
Massakrierung und auch nichts ge-
gen den andauernden Raketenbe-
schuss israelischer Dörfer und Städte 
zu tun. Schließlich sei die israelische 
Regierung wegen ihrer Besatzungs-
politik selbst an allem schuld, dies sei 

der „Elefant im Raum“. Leicht erkenn-
bar ist aber nicht verfehlte israelische 
Politik, sondern glühender Fanatismus 
Motivation für den Terror. Beliebt ist 
auch die Rhetorik der „Gewaltspirale“, 
die entsetzlichste Taten mit dem Ab-
wehrkampf dagegen gleichsetzt. Häu-
fig wird ein sofortiger Waffenstillstand 
gefordert, den die Hamas erklärter-
maßen nie einhalten wird. Die abs-
trakte Forderung „Die Waffen nieder!“ 
ist im Ukrainekrieg sinnvoll und erklär-
bar, hier aber so indifferent und apoli-
tisch, dass praktisch Partei für die Ha-
mas ergriffen wird. Ist das nur pazi-
fistische Naivität oder bereits Böswil-
ligkeit? Ein Ausnahme-Statement ist 
dieses: https://berlin.dfg-vk.de/antise-
mitismus-beim-namen-nennen/ 

Der Elefant im Raum ist der antise-
mitische politische Islam, der den jüdi-
schen Staat vernichten will.

Völkerrecht, Terrorbekämpfung 
und Israelkritik. Der beim Erschei-
nen dieses Artikels hoffentlich be-
endete katastrophale Antiterrorkrieg 
in Gaza hat auch viele selbsternann-
te Völkerrechtsexpert*innen auf den 
Plan gerufen, die den Vorwurf von 
(vermeintlichen) Kriegsverbrechen als 
politische Waffe gegen Israel richten. 
Dabei werden juristische Begriffe mit 
moralischen verwechselt: Das Völ-
kerrecht hat tatsächlich kaum Mitleid 
mit Zivilist*innen. Es fordert nur, dass 
der „Schaden“ an der Zivilbevölke-
rung nicht „unverhältnismäßig“ hoch 
zum angestrebten militärischen Er-
folg sein darf. Wie eine verhältnismä-
ßige Kriegsführung gegen eine Ter-
rorarmee aussehen soll, deren Pro-
gramm das kontinuierliche Begehen 
von schlimmsten Kriegsverbrechen ist 
und die auf möglichst viele zivile Op-
fer auf der eigenen Seite aus ist, wird 
aber nicht mitgeteilt. Das Völkerrecht 
ist auch nicht dafür geschrieben wor-
den.

Fest steht, dass Israel bei der Ter-
rorbekämpfung immer verliert. Wird 
sie konsequent durchgeführt, protes-
tiert die ganze Welt, bleibt sie inkon-
sequent, sterben Israelis. Dabei soll-
te Terrorbekämpfung, wie in anderen »
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»Staaten, eigentlich eine polizeiliche 

Aufgabe sein (in diesem Fall die Auf-
gabe einer palästinensischen Polizei) 
- woran Pazifist*innen wohl weniger 
auszusetzen hätten.

Die Uno und z.B. Ägypten machen 
es sich einfach und verurteilen Israel, 
bieten aber keine konkrete Hilfe gegen 
den Terror oder für effektiven humani-
tären Schutz an („Israelkritik“ ist billig 
zu haben und nie konstruktiv).

Optionen und Lösungen? Die Zwei- 
Staaten-Lösung, die immer gefor-
dert wird, erscheint wenig realistisch. 
Alle bisherigen Bemühungen sind ge-
scheitert und scheinen jetzt nicht 

mehr umsetzbar. Auch andere Ideen 
des gleichberechtigten Zusammenle-
bens zweier Völker sollten ernsthaft 
geprüft werden. Knackpunkt wird im-
mer das berechtigte Sicherheitsinter-
esse der jüdischen Bevölkerung sein.

Die USA, europäische und vor al-
lem arabische Länder müssen helfen, 
eine Lösung herbeizuführen, die ei-
nerseits die Sicherheit des jüdischen 
Staats garantiert und andererseits 
Selbstbestimmung und wirtschaftli-
che Entwicklung in Palästina ermög-
licht. Das geht offensichtlich nur mit 
einer push&pull-Strategie, die Druck 
ausübt und Fortschritte belohnt. Da-
für ist zunächst eine Entwaffnung aller 

Terrorgruppen und eine Entmilitarisie-
rung der palästinensischen Gebiete 
nötig. Es werden Deradikalisierungs-
prozesse und eine Art Re-education 
gebraucht, genauso wie Auswege aus 
der Armut.

Und nicht zuletzt braucht es eine 
Lösung im Hinblick auf das iranische 
Regime, das mithilfe seiner Schatten-
armeen Israel vernichten will.

Sven Zakrzewski ist aktiv im DFG-VK- 
Landesverband Berlin-Brandenburg 
und und Vertreter seines Landesver-
bands im DFG-VK-Bundesausschuss 
der DFG-VK.

Rote Linien 
Über Grenzen bei der Interpretation der WRI-Grundsatzerklärung
Von Stefan Philipp

Wenn die Grundsatzerklä-
rung der War Resisters‘ 
International (WRI), zu 
der sich „jedes Mitglied 

verpflichtet“, wie es in der Satzung der 
DFG-VK (in § 4 Abs. 4 – https://dfg-vk.
de/satzung-der-dfg-vk/) heißt, lauten 
würde:

„Krieg ist meistens ein Verbrechen 
an der Menschheit. Ich bin daher ent-
schlossen, keine verbrecherischen 
Kriege zu unterstützen und an der Be-
seitigung aller Ursachen von verbre-
cherischen Kriegen mitzuarbeiten.“

Wenn die WRI-Grundsatzerklä-
rung so formuliert wäre, dann wäre 
es nicht notwendig, diesen Artikel 
zu schreiben. Nun lautet diese Erklä-
rung aber seit Gründung des weltwei-
ten pazifistischen Netzwerks unver-
ändert – in der deutschen Überset-
zung der englischen Originalfassung 
– so: „[Der] Krieg ist ein Verbrechen 
an der Menschheit [möglich auch: ,der 
Menschlichkeit‘]. Ich bin [bzw.: ,Wir 

sind‘] daher entschlossen, keine Art 
von Krieg zu unterstützen und an der 
Beseitigung aller Kriegsursachen mit-
zuarbeiten.“

Das gemeinsame Verständnis die-
ser Erklärung als Grundlage der Zu-
sammenarbeit in der WRI und (damit) 
auch in der DFG-VK ist essenziell und 
nicht verhandelbar. Nicht umsonst be-
dürfte eine Streichung oder Umformu-
lierung dieser Grundsatzerklärung aus 
bzw. in der Satzung einer Zweidrittel-
mehrheit eines DFG-VK-Bundeskon-
gresses als dem höchsten Gremium 
der Organisation. Gleichbedeutend 
wäre dies im Übrigen mit einem Aus-
tritt aus der WRI bzw. dem Ausschluss 
der DFG-VK aus der WRI.

Mit „gemeinsamen Verständnis“ 
ist gemeint: 

• „Der Krieg ist ein Verbrechen an 
der Menschheit“ bezieht sich auf den 
Krieg als solchen und jeden Krieg. Be-

stätigt wird dieses Verständnis auch 
durch die Formulierung „keine Art von 
Krieg“ im Folgesatz.

«

WRI-Bulletin Nr. 1 von 1923  
(Quelle: https://bit.ly/3J34K3M)
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Trauer um Renate Greupner
*18. April 1945  †14. November 2023

Der DFG-VK-Landesverband Meck-
lenburg-Vorpommern trauert um 
sein Mitglied Renate Greupner, das 
nach schwerer Krankheit verstorben 
ist. 

Wir verlieren in ihr eine Freundin, 
die jahrelang mit uns durch dick und 
dünn ging, stets eine klare Haltung 
bewies (auch wenn sie nicht gern 
öffentlich redete) und in Diskussio-
nen in unserer Gruppe und unserem 
Landesverband immer eine Stimme 
der Vernunft war. Zugleich war sie 
ein sehr zugewandter, freundlicher 
und sehr bescheidener Mensch, und 
das, obwohl sie es im Leben nicht 
immer leicht hatte. Der eine oder 
die andere mag sich an sie erinnern. 
Sie war früher oft mit beim Bundes-
ausschuss und bis auf den Bundes-
kongress in Duisburg seit 2011 De-
legierte zu allen Bundeskongressen. 
In letzter Zeit hatte sie sich für die 
Gremienarbeit nicht mehr aufstel-
len lassen, weil sie Aktivitäten in ver-
schiedenen Bereichen, in denen sie 
manchmal fast Einzelkämpferin war, 
organisatorisch miteinander verein-
baren musste. Aber sie war immer 
mit dem Herzen bei unseren The-
men dabei. 

Renate wird uns fehlen. 
Ehre ihrem Andenken!

Cornelia Mannewitz  
für den DFG-VK-Landesverband  

Mecklenburg-Vorpommern

• Keine „Art von Krieg zu unterstüt-
zen“ bezieht sich dabei v.a. auf das 
persönliche, direkte und aktive eige-
ne Handeln; also z.B. darauf, Soldat 
zu werden, in einer Armee oder einem 
bewaffneten Zusammenschluss mit-
zuwirken, Soldaten zu werben, Geld 
für Waffen zu sammeln, öffentlich für 
die Unterstützung des Militärs einzu-
treten etc.
• An „der Beseitigung aller Kriegsursa-
chen mitzuarbeiten“ erweitert die zu-
vor angekündigte Verweigerung bzw. 
Unterlassung von Kriegsunterstüt-
zung um das aktive Bemühen, Kriegs-
ursachen zu erkennen, sie gemeinsam 
– im demokratischen Prozess inner-
halb der DFG-VK – zu benennen und 
(je nach den eigenen Fähigkeiten und 
Ressourcen) und an deren Auflösung, 
Abschaffung, Beseitigung mitzuwir-
ken.

Beim ersten Punkt kann es aus mei-
ner Sicht keine Interpretationsschwie-
rigkeiten und Unklarheiten geben – je-
der Krieg ist und bleibt Unrecht. 

Dass daraus Dilemmata entste-
hen können, hat Helmolt Rademacher 
in seinem Artikel „Ohne Zweifel gibt 
es keinen Dialog“ in der letzten Zivil-
Courage (S. 32) unter Bezugnahme auf 
Werner Glenewinkel Beitrag „Zweifel 
sind notwendig und unverzichtbar“ in 
der ZivilCourage 2/2023 (S. 10 ff.) be-
schrieben. Wir können uns schuldig 
machen, mitschuldig werden, wenn 
„wir“ (konkret die Bundesregierung) 
der Ukraine keine Waffen liefern, ob-
wohl sie das wünscht. Sie kann dann 
ihren militärischen Abwehrkampf ge-
gen den verbrecherischen Angriffs-
krieg Russlands u.U. nicht so erfolg-
reich führen. Aber abgesehen davon, 
dass wir als DFG-VK(-Mitglieder) die-
se Entscheidung nicht treffen (sie al-
lenfalls in unseren Verlautbarungen 
und Aktionen unterstützen oder ab-
lehnen): Wer Waffen liefert, der macht 
sich in jedem Fall schuldig, denn die 
Waffen dienen dazu und werden dazu 
benutzt, andere Menschen zu töten. 

Wer Waffen liefern will, der muss 
auch ihre Produktion befürworten, der 
muss Militär gutheißen.

Dem Dilemma des Schuld-auf-
sich-zu-laden entgehen wir also nicht, 
indem wir Krieg nun nicht mehr grund-
sätzlich als Verbrechen ansehen. 

Darüberhinaus zeigt der Blick in 
die Geschichte, dass die Frage, wer 
angreift und wer sich verteidigt, nicht 
immer so eindeutig zu beantworten 
ist, wie wir das vielleicht gerne hät-
ten. Und schließlich: Warum küm-
mert uns – als Staat, als DFG-VK – 
ausgerechnet der Ukrainekrieg so 
besonders? Was ist mit den zahl-
losen anderen Kriegen und militäri-
schen Auseinandersetzungen welt-
weit? Ist nicht der Ukrainekrieg 
faktisch ein Stellvertreterkrieg der USA/ 
der Nato, an dessen Ursachen „wir“ 
nicht unbeteiligt sind?

Mein Fazit ist, dass die zentrale 
Aussage unserer Grundsatzerklärung 
richtig bleibt: Jeder Krieg ist ein Ver-
brechen. Auf dieser Grundlage muss 
innerhalb der DFG-VK diskutiert und 
geklärt werden, wie die „Nicht-Un-
terstützung“ und die „Mitarbeit an 
der Beseitigung aller Kriegursachen“ 
konkret aussehen. Entscheidende 
Richtschnur ist dabei m.E. die Aussa-
ge im DFG-VK-Programm, dass „sich 
Mittel und Ziel entsprechen müssen“.

Was gar nicht geht: Der Berliner 
DFG-VK-Funktionär Sven Zakrzewski 
behauptet in seinem auf den voran-
gehenden Seiten veröffentlichten Arti-
kel ohne jede Begründung: „Suttners 
Ruf ,Die Waffen nieder!‘ und unsere 
Grundsatzerklärung zielten auf das 
Wesen des Kriegs und herkömmliche 
Eroberungskriege.“ Zur Frage Sutt-
ner habe ich auf der folgenden Sei-
te geschrieben. Zum Punkt der „her-
kömmlichen Eroberungskriege“ fra-
ge ich mich: Was will jemand, der die 
Grundsatzerklärung im Grunde völlig 
ablehnt, in der DFG-VK bzw. was hat 
er dort zu suchen – zumal als Funktio-
när mit Sitz im zweithöchsten Gremi-
um der DFG-VK? Der vestößt m.E. ge-
gen die Grundsätze und schadet dem 
Verband (§ 5 Abs. 3 der Satzung). 

Stefan Philipp ist Chefredakteur der 
ZivilCourage.
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Bertha von Suttner (1843-1914) 
gründete 1892 gemeinsam 
mit Alfred Hermann Fried 
in Berlin die Deutsche Frie-

densgesellschaft (DFG) und damit 
die älteste Vorläuferorganisation der 
DFG-VK, die 1974 aus dem Zusam-
menschluss von der bereits 1968 fu-
sionierten DFG-IDK (Internationale der 
Kriegsdienstgegner) mit dem Verband 
der Kriegsdienstverweigerer (VK) ent-
stand. Wenige Jahre vorher, im Herbst 
1889, war Suttners Roman „Die Waf-
fen nieder!“ erschienen, der sie welt-
weit zu einer der bekanntesten Pazi-
fistinnen und zur Vorkämpferin der 
Friedensbewegung machen sollte. Ihr 
Buch wurde zum Bestseller, erschien 
in 37 Auflagen und wurde in 15 Spra-
chen übersetzt.

Im Jahr 1876 hatte Suttner den In-
dustriellen Alfred Nobel (1833-1896) 
kennengelernt, der den Sprengstoff 
Dynamit entdeckt und damit ein Ver-
mögen erworben hatte. Zeit ihres 
Lebens blieben Suttner und Nobel 
freundschaftlich verbunden und stan-
den in engem Austausch, auch und 
gerade über die Frage von Krieg und 
Frieden. 

Dieser Verbindung ist es zu ver-
danken, dass Nobel testamentarisch 
die Gründung einer Stiftung verfügte, 
die den Großteil seines Vermögens er-
hielt und aus den Zinsen jährlich Prei-
se an diejenigen verleihen sollte, „die 
im vergangenen Jahr der Menschheit 
den größten Nutzen erbracht haben.“ 
Das waren ursprünglich Preise auf den 
Gebieten von Physik, Chemie, Medi-
zin, Literatur – und Frieden. Als erste 
Frau erhielt dann Bertha von Suttner 
im Jahr 1905 den Friedensnobelpreis 
zuerkannt – die Person also, die mit 
dem Aufruf „Die Waffen nieder!“ welt-
weit für Furore gesorgt und sich die letz- 
ten zweieinhalb Jahrzehnte ihre Lebens 
unermüdlich für Frieden, Schieds- 

gerichtsverträge und Völkerrecht und 
gegen Krieg engagiert hatte.

Wie klar war aber die Pazifistin 
Suttner gegen Krieg, gegen Krieg als 
solchen, gegen jeden Krieg? 

Schlägt man in der deutschen Wiki-
pedia unter ihrem Namen nach, so fin-
det sich als dritter Punkt ihres Kriegs-
verhinderungsprogramms neben den 
genannten Schiedsgerichtsverträgen 
und der Einrichtung eines internatio-
nalen Gerichtshofes, das „sie für die 
Überwindung von Konflikten zwischen 
Staaten ohne Gewalt entwickelt hatte“ 
und die sie insgesamt bei ihrer Rede 
anlässlich der Nobelpreisverleihung 
dargelegt habe: „eine Friedensunion 
aller Staaten, die jeden Angriff eines 
Staates gegen einen anderen mit ge-
meinschaftlicher Kraft zurückweisen 
müsse“. In welcher Form eines solche 
„Zurückweisung“ erfolgen solle, ist 
dort nicht benannt – eine militärische 
Abwehr und Verteidigung scheint da-
mit aber jedenfalls nicht ausgeschlos-
sen zu sein.

Der Berliner DFG-VK-Funktionär 
Sven Zakrzewski behauptet in seinem 
in dieser Ausgabe veröffentlichten 
Beitrag „Israel im Visier der Friedens-
bewegung“ ohne jeglichen Beleg: 
„Suttners Ruf ,Die Waffen nieder!‘ und 
unsere Grundsatzerklärung zielten auf 
das Wesen des Kriegs und herkömm-
liche Eroberungskriege.“ 

Im Kontext seines gesamten Tex-
tes, in dem er das Sich-wehren mit 
Waffen im Fall des Vernichtungskrie-
ges Nazi-Deutschlands „gegen die 
Völker Osteuropas“ als „notwendig 
und legitim“ bezeichnet sowie Kritik 
am aktuellen Krieg Israels abwehrt 
und ihn damit auch rechtfertigt, kann 
die Relativierung von Suttners „Die 
Waffen nieder!“ nur so verstanden 
werden, als sei diese Aufforderung 
keine generelle.

In dieselbe Richtung geht der Re-
dakteur Sebastian Jutisz, der am 
20. Januar in der Stuttgarter Zeitung 
den ausführlichen Artikel „Demokra-
tie oder Barbarei – Gesucht: ein neu-
er Pazifismus“ veröffentlichte. Darin 
schreibt er: 

Der Gesinnungspazifismus, den Po-
pulisten in Bezug auf den Ukraine- 
Krieg propagieren, wird der Ur-
sprungsidee, eine Welt ohne Krieg 
und Gewalt zu schaffen, nicht gerecht. 
Die frühen Friedensaktivistinnen und 
Aktivisten des vorletzten Jahrhunderts 
setzten Pazifismus nämlich keines-
wegs mit der totalen Ablehnung von 
Gewalt gleich. So sprach etwa Bertha 
von Suttner, die wohl prominentes-
te Pazifistin des 19. Jahrhunderts und 
Autorin des Weltbestsellers ,Die Waf-
fen nieder‘, angegriffenen Nationen 
keineswegs das Recht auf Selbstver-
teidigung ab. In ihrer Rede anlässlich 
der Verleihung des Friedensnobelprei-
ses im Jahre 1905 warb sie für eine 
Friedensunion aller Staaten, die jeden 
Angriff eines Staates gegen einen an-
deren gemeinschaftlich zurückweisen 
müsse.

Diese Darstellung ist fehlerhaft 
und falsch:

Bertha von Suttner erhielt zwar (am 
10. Dezember, dem Todestag Alfred 
Nobels) den Friedensnobelpreis für 
das Jahr 1905 zuerkannt, die Preisver-
leihung selbst fand nebst der genann-
ten Rede allerdings erst im darauf-
folgenden Jahr statt, nämlich am 18. 
April 1906. In der Sache ist es neben-
sächlich, dass Jutisz die Rede falsch 
datiert bzw. nicht zwischen dem Jahr 
der Zuerkennung des Preises und der 
tatsächlichen Verleihung und der ent-
sprechenden Festveranstaltung im 
norwegischen Parlament in Oslo dif-
ferenziert. Die Vermutung könnte aber 

Hat Bertha von Suttner Krieg gerechtfertigt?  
Gegen die Relativierung der pazifistischen Forderung „Die Waffen nieder!“
Von Stefan Philipp
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naheliegen, dass es an der erforderli-
chen Sorgfalt bei der Recherche ge-
mangelt haben könnte.

Die Behauptung, Bertha von Sutt-
ner habe in dieser Rede „für eine Frie-
densinitiative aller Staaten, die jeden 
Angriff eines Staates gegen einen an-
deren gemeinschaftlich zurückweisen 
müsse“, geworben, ist nämlich falsch, 
jedenfalls so, wie dargelegt, nicht 
richtig.

Bezug genommen wird auf eine 
Passage in Suttners Rede, die wört-
lich so lautete:

Man könnte und sollte bald zu dem Er-
gebnis gelangen, dass sich alle Staa-
ten solidarisch verpflichten, denjeni-
gen anzugreifen, der zuerst einen an-
dern angriffe. Das würde den Krieg 
unmöglich machen und müsste auch 
die brutalste und unvernünftigste 
Macht zwingen, sich an das Schieds-
gericht zu wenden oder ruhig zu blei-
ben. Wenn der Dreibund alle, statt drei 
Staaten umfasste, so wäre der Friede 
auf Jahrhunderte gesichert.

Dabei handelte es sich allerdings um 
ein Zitat Alfred Nobels, dem Stifter 
des Preises, das Suttner einem Brief 
Nobels an sie entnommen hat. In ihrer 
Rede machte sie dies auch deutlich, 
so lauteten die ungekürzten Passagen 
vor dem Nobel-Zitat:

„Wenn Sie mich auf dem Laufenden 
halten und ich erfahre, dass die Frie-
densbewegung den Weg der prakti-
schen Betätigung einzuschlagen be-
ginnt, dann will ich dabei mit pekuniä-
ren Mitteln weiterhelfen.“

Dies sind die Worte, die der edle 
Nordländer, dem ich die Ehre verdan-
ke, vor Ihnen, meine Herren und Frau-
en, hier zu erscheinen – die Alfred No-
bel im Jahre 1892 in Bern an mich 
richtete, als er dort, wo eben ein Frie-
denskongress tagte, mit uns, meinem 
Mann und mir, zusammentraf.

Dass Alfred Nobel sich allmählich 
überzeugt hat, dass die Bewegung 
aus dem Wolkengebiet der frommen 
Theorien auf dasjenige der erreichba-
ren und praktisch abgesteckten Zie-

le übergegangen ist, das hat er 
durch sein Testament bewiesen. 
Neben den anderen Dingen, die 
er als zur Förderung der Kultur 
dienend erkannt hat, nämlich 
die Wissenschaft und die ide-
alistische Literatur, hat er auch 
die Ziele der Friedenskongres-
se, nämlich Erlangung internati-
onaler Justiz und daraus folgend 
Herabminderung der Heere, an-
gereiht.

Auch Alfred Nobel war der 
Ansicht, dass die sozialen Wand-
lungen sich nur langsam und mit-
unter auf indirekten Wegen voll-
ziehen. Er hatte für die Nordpo-
lexpedition Andrees 80,000 Frcs 
gespendet. Er schrieb mir dar-
über, dass dies der Friedenssa-
che mehr nützen könne, als ich 
glaube.

„Wenn Andree sein Ziel er-
reicht, selbst wenn er es nur halb er-
reicht, so wird dies eines jener Lärm 
und Gärung verursachenden Erfolge 
sein, welche die Geister bewegen und 
das Entstehen und die Aufnahme neu-
er Ideen und neuer Reformen bewir-
ken.“

Aber auch einen näheren und un-
mittelbareren Weg sah Nobel vor sich. 
Ein anderes Mal schrieb er mir:

An dieser Stelle folgte dann das o.g. 
Zitat Nobels [Man könnte … auf Jahr-
hunderte gesichert.]. In den schriftli-
chen Darstellungen der Suttner-Rede 
wird dies auch korrekt durch An- und 
Abführungszeichen als Zitat kenntlich 
gemacht (z.B. hier: https://www.nobel 
prize.org/prizes/peace/1905/suttner 
/26131-bertha-von-suttner-nobelvor 
lesung/)

Im Kontext der Rede wird deutlich, 
dass Bertha von Suttner die Entwick-
lung Alfred Nobels hin zum Pazifismus 
veranschaulichen wollte.

Als Beleg dafür, dass Suttner 
selbst einen Verteidigungskrieg be-
fürwortete, taugt ihre Rede insgesamt 
und auch das darin benutzte Nobel- 
Zitat jedenfalls nicht. Der Gedan-
ke von Nobel ist ohnehin der, dass 

Krieg dadurch verunmöglicht wür-
de, dass (alle) Staaten sich dazu ver-
pflichteten, einen angreifenden Staat 
dann gemeinsam anzugreifen. Das ist 
zwar (aus Sicht vieler Pazifist*innen 
abgelehnte) reinste Abschreckungs-
logik, zielt aber auf die Schaffung ei-
nes übernationalen weltumfassenden 
Systems der Kriegsverhinderung.

Dass Suttner dafür eintrat, jeden 
Krieg zu verhindern, wird auch da-
durch klar, dass sie zweimal in ihrer 
Rede einen Satz des US-amerikani-
schen Präsidenten Theodore Roose-
velt zitierte, zum Abschluss ihrer Rede 
so:

Die Anhänger des Pacificismus je-
doch, innerhalb und ausserhalb der 
Konferenz, werden zur Stelle sein, um 
ihr Ziel zu verteidigen und sich ihm 
wieder einen Schritt zu nähern. Das 
Ziel nämlich, welches, um Roosevelts 
Worte zu wiederholen, die Pflicht sei-
ner Regierung, die Pflicht aller Regie-
rungen darstellt:

„Die Zeit herbeizuführen, wo der 
Schiedsrichter zwischen den Völkern 
nicht mehr das Schwert sein wird.“

Stefan Philipp ist Chefredakteur der 
ZivilCourage. «
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Seit dem russischen Angriff dauert 
der Krieg in der Ukraine nun über zwei 
Jahre an. Das bedeutet hunderttau-
sende Tote und Verwundete, unsägli-
ches menschliches Leid auch für ihre 
Angehörigen, Verwüstung des Landes 
und Zerstörung der Lebensgrundla-
gen mit allen sozialen, wirtschaftli-
chen aber auch psychischen Folgen 
für die Betroffenen und zwar auf bei-
den Seiten. Angeblich alternativlose 
Aufrüstung in Europa, Rekordgewinne 
der Rüstungsindustrie.

In Deutschland ist die Debatte 
über den Ukrainekrieg geprägt von 
Kriegsbefürwortung und -propagan-
da, vermehrten Waffenlieferungen, 
Feindbilddenken, Furcht vor „den 
Russen“ und dem wiederauferstande-
nen deutschen Schwertglauben. Ein 
offener Diskurs, der die unterschied-
lichen Auffassungen und gegensätzli-
chen Argumente gleichberechtigt ne-
beneinander zur Sprache bringt, fin-
det dagegen nicht statt. Standpunkte, 
die dem Mainstream widersprechen 
und der Haltung großer Bevölkerungs-
kreise eine Stimme geben, kommen 
in den großen Zeitungen, im Rund-
funk und im Fernsehen nur selten vor. 
Das bedeutet allerdings nicht, dass es 
Menschen mit abweichenden Positio-
nen nicht zuhauf gibt. In der DFG-VK 
und in der Friedensbewegung wissen 
wir das natürlich. 

Hermann Theisen und Helmut Do-
nat haben nun das Buch „Bedrohter 
Diskurs. Deutsche Stimmen zum Uk-
rainekrieg“ herausgegeben, in dem 
Beiträge von insgesamt 57 Autorinnen 
und Autoren versammelt sind. Dar-
unter befinden sich zum Beispiel Pe-

ter Brandt, Eugen Drewermann, Gab-
riele Krone-Schmalz, Heribert Prantl, 
Michael von der Schulenburg, Gün-
ter Verheugen, Sahra Wagenknecht 
sowie ebenfalls eine ganze Reihe 
von Mitgliedern der DFG-VK, neben 
dem Mitherausgeber Hermann Thei-
sen etwa Peter Bürger, Guido Grüne-
wald, Margot Käßmann, Kathrin Vog-
ler, Wolfram Wette, Andreas Zumach 
u.a.m.

Die Autorinnen und Autoren bli-
cken zum Teil in sehr persönlicher 
Weise auf den Krieg in der Ukraine. 
Die daraus entstandenen Perspekti-
ven wurden aus persönlichen, biogra-
phischen und beruflichen Hintergrün-
den hergeleitet. Einig sind sich dabei 
fast alle darin, dass die Waffen umge-
hend zum Schweigen gebracht und 
der Krieg durch Verhandlungen been-
det werden soll. Eine Ausnahme bildet 
der SPD-Politiker Markus Meckel, in 
der kurzen Übergangsphase von Ap-
ril bis August 1990 Minister für Aus-
wärtige Angelegenheiten der DDR. Er 
spricht sich gegen Forderungen nach 
Verhandlungen von außen aus, befür-
wortet weitere Waffenlieferungen an 
die Ukraine, eine starke Aufrüstung 
der Nato und die Aufnahme der Ukrai-
ne nach dem Krieg in das nordatlan-
tische Militärbündnis. Zudem stellt er 
fest: „Für absehbare Zeit ist Sicherheit 
in Europa als Sicherheit vor Russland 
zu konzipieren.“ 

Eine solche Denkweise teilen die 
anderen Autorinnen und Autoren die-
ses Buches nicht. So befürchtet etwa 
Wolfram Wette für die Zeit nach Ende 
des Ukrainekriegs entweder einen 
neuen Kalten Krieg mit einem „neu-
en Eisernen Vorhang, der Europa von 
der Ostsee bis zum Schwarzen Meer 
teilt“ sowie von Militär, Aufrüstung 
und Feinddenken beherrschter Politik 
und Volkswirtschaften, die „eine ste-
te Kriegsgefahr“ produzieren. Er hofft 
allerdings auf eine positive Alternati-
ve, die an die Friedens- und Entspan-
nungspolitik seit den 1970er Jahren 
und deren Erkenntnis anknüpft, dass 
Sicherheit nicht durch ein militäri-

sches Gegeneinander zu erreichen ist, 
sondern nur in einem Miteinander, das 
auch Russland einschließen müsse. 
Entsprechend könnten die Ideen der 
„Gemeinsamen Sicherheit“ und des 
„Gemeinsamen Hauses Europa“ die 
politische Orientierung für eine künf-
tige gesamteuropäische Entwicklung 
vorgeben.

Insgesamt machen fast alle Auto-
rinnen und Autoren Positionen sicht-
bar, die bislang in einem öffentlichen 
Diskurs nicht genügend beachtet oder 
ganz unterdrückt wurden. Es werden 
eine Vielzahl von Vorschlägen zu ei-
nem Weg heraus aus dem Ukraine-
krieg und aus anderen kriegerischen 
Auseinandersetzungen gemacht. Bes-
tenfalls sollen solche Kriege in Zukunft 
unmöglich gemacht und Konflikte mit 
zivilen Mitteln bearbeitet werden.

„Das Buch kommt zum richtigen 
Zeitpunkt und ist äußerst lesenswert! 
Das politische Ziel ‚Nie wieder Krieg!‘ 
darf nicht untergehen!“, urteilt das 
Schweizer Online-Magazin Global-
Bridge. Dem ist nichts hinzuzufügen.

Michael Schmid

Dieser Sammelband ist höchst le-
senswert, weil dort die Positionen for-
muliert sind, die in den Nachrichten, in 
Talkshows und den meisten Zeitungen 
nicht zu finden sind.

In der Vergangenheit dachte ich 
gelegentlich, dass mein Denken nicht 
mehr richtig funktioniert. Warum wer-
den die Fragen nach Alternativen zu 
Waffenlieferungen nicht mehr ge-
stellt? Muss der Krieg noch weiterge-
hen, wenn sich seit über einem Jahr 
auf dem Schlachtfeld nichts mehr be-
wegt, außer dass Menschen nieder-
gemetzelt werden? Warum gibt es 
nicht die leisesten Hinweise darauf, 
dass sich jemand bemüht, einen Weg 
aus dem immer länger andauernden 
Krieg zu finden?

Das Buch zeigt, dass ich mit mei-
nen Fragen und Gedanken nicht allein 
bin.

Peter Tobiassen
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TAGESBEFEHL!
Soldatinnen und Soldaten!

Na, kann ja mal passieren. Unsere Fregatte 
„Hessen“ hätte doch beinahe im Roten Meer 
eine US-Drohne abgeschossen, und jetzt ist 
das Palaver groß. Ist ja zum Glück nichts pas-
siert, weil unsere Wirkmittel nicht funktioniert 
haben. Also: Ruhe bewahren! Und außerdem: 
Der heiße Tanz läuft ohnehin in der Ukraine, 
wo wir vielleicht bald zusammen mit den fran-
zösischen Kameraden mit Bodentruppen auf-
räumen müssen. Nur mal so als kleine Denk-
übung. Präsident Macron weiß es ja schon 
lange: Gegen diesen Ganoven im Kreml hilft 
nur die ganz dicke Packung. Zuerst kommt 
natürlich unser Europa-Stier, unser „Taurus“-
Marschflugkörper mit einer Reichweite, dass 
dem Russen Hören und Sehen vergeht. Also, 
raus an die Ostfront mit den Dingern, dazu 
sind sie doch da! Und dann kommen wir von 
der Brigade Ost, immer schön im Bündnis mit 
unseren Alliierten.
Nato-Alarm! Wegtreten!

Alex von Lingua, Feldpostmeister
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Beitrittserklärung

Über Nacht haben Militarismus und 
Kriegsertüchtigung wieder die Kon- 
trolle über das öffentliche Leben über-
nommen. Noch gestern hatte man 
den Ewigen Frieden in der Verfassung 
beurkundet und sich stolz gebrüstet, 
bei den „Lehren aus der Geschich-
te“ alle anderen zu überflügeln. Doch 
jetzt bläst dieselbe Fraktion zur Hetze 
gegen die „Lumpenpazifisten“, bringt 
Militainment zur besten Sendezeit und 
setzt eine gigantische Aufrüstung der 
Waffenarsenale ins Werk. Die ange-
strebte Weltmeisterschaft gilt nun-
mehr dem Sektor der Totmach-Indus-
trien.

Ernst Tollers bittere Komödie „Nie 
wieder Friede“ (1934/36) klärt uns 
auf, wie so etwas möglich ist. Das fal-
sche Friedensplakat trug auf seiner 
Rückseite immer schon die Parole für 
neue Kriegsabenteuer: „Man muß es 
nur umdrehen.“ Ob Kosmopolitismus 

oder nationale Weltgeltung, ob Frei-
heitspredigt oder autoritäre Staatspo-
litik, ob Krieg oder Frieden – das ent-
scheidet sich stets an der jeweiligen 
Lageeinschätzung der Besitzenden 
und Herrschenden. Zu folgen ist den 
Einflüsterungen der Kriegsprofiteure.

Wer wird beim Experiment zur 
Kriegstauglichkeit der Erdenbewoh-
ner gewinnen: Soldatenkaiser Napo-
leon oder Franziskus aus Assisi? Der 
Verfasser des hochaktuellen Büh-
nenstücks war linker Pazifist mit jüdi-
scher Herkunft. Damit passte er gleich 
dreimal ins Feindbildvisier der Na-
zis. 1933 setzte NS-Deutschland Tol-
ler auf die allererste Ausbürgerungs-
liste und warf seine Werke ins Feuer. 
Nach neun Jahrzehnten sollten wir die 
„verbrannten Bücher“ wieder unter die 
Leute bringen, denn der Militarismus 
scheint unausrottbar zu sein.

Zu den Beigaben dieser friedens-
bewegten Edition gehören acht Kapi-
tel aus Tollers Autobiographie „Eine 
Jugend in Deutschland“ (1933), die 
letzte Szene des Dramas „Hinke-
mann“ (1923) und eine präzise War-
nung des Schriftstellers vor dem deut-
schen Faschismus in der „Weltbühne“ 
vom Oktober 1930.

Das Inhaltsverzeichnis und eine 
Leseprobe auf https://bit.ly/48SAgfq

Peter Bürger
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Friedlich denken allein ändert nichts. Werde Mitglied der DFG-VK!

Bitte die Rückseite ausfüllen und in 
einem Fensterumschlag schicken an:

DFG-VK-Bundesverband
Hornbergstraße 100
70188 Stuttgart

Die Grundsatzerklärung 
der DFG-VK:

Der Krieg ist ein Verbrechen an der Menschheit. Ich bin daher entschlossen, keine Art  
von Krieg zu unterstützen und an der Beseitigung aller Kriegsursachen mitzuarbeiten.

✂

Die ZivilCourage-Karikatur


